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Blick in die Geschichte 

Historische Katastrophen im Spiegel der Zeit 

Die Feuerwand steht 
60 Meter hoch 
Heute: Die Waldbrandkatastrophe 1975 in Niedersachsen 

Es war em heißer Somer Seit Mal hatte es 
nicht geregnet, der Erdboden war staub­
trocken, das Gras auf den Weiden verdorrt. 
Die Tagestemperaturen lagen bel rund 30 
Grad und darüber. "Allerhöchste Brandge­
fah r" - so lauteten die Warnungen von 
Polizei, Feuerwehr, Kreisverwaltungen. die 
Rundfunkanstalten verbreiten warnende 
Hinweise 

Freitag, 8. August t 975. Wahrenc sich die 
Berufstallgen auf ein schones Wochenen­
de freuen, entwickelt sich Im nIedersächsI­
schen Landkreis Glfhorn der größte Wald­
brand, den die BundesrepublIk le erlebt 
hat. Zehn Jahre sind seit der großen Wald­
brandkatastrophe In NIedersachsen ver­
gangen. 

An lenem Freitag wird Feueralarm Im Land­
kreiS Glfhorn gegeben. Ausgedehnte Hel­
deflachen und KIefernwaider zWischen den 
Onschalten Stude und Grußendorf Si ehen 
In hellen Flammen. Waldbrande hat es ,n 
dieser Gegend Immer schon gegeben -
man denkt nich t gleich an das Schlimmste 

Doch es kommt zur Katastrophe Am nach­
sten Morgen haben die Flammen bereits 
eme Flache von 200 Hektar erfaßt. lausend 

Verbrannte Schläuche 
sind stumme Zeugen 
der Waldbrandkata­
strophe 1975 In Nie­
dersachsen. 

(Foto: Fratzer) 

freiw illige Helfer kampfen gegen das Feu­
er. Ein Opfer ISt schon zu beklagen, denn 
ein Helfer ISt auf dem Weg zum Emsatz 
einem Herzschlag erlegen 

Als Verstarkung der tausend Helfer kommt 
eine eifköpfige Crew der "Protecllon C,V,­
le" aus Mangnone bel Marseille m Süd­
frankreich mit sechs Löschflugzeugen. Die 
erfahrenen Großbrandbekampfer nehmen 
aus dem Stelnhuder Meer Wasser auf und 
lassen es aus 30 biS 50 Meter Höhe über 
den Brandherden "abregnen" . 

Die Flammen kannen nicht erstickt wer­
den ; Immer wieder dreht sich der Wind, 
immer wieder lodern neue Flammen aus 
dem Torfboden, unter dem sich das Feuer 
unerbittlich welterfnßt, um an anderer Stei­
le wieder nach oben zu kommen. D,e 
LöscharbelIen werden Immer schWieriger 
Die Gefahr fur die Freiwilligen, von den ' 
riesigen Feuerwanden eingeschlossen zu 
werden, ISt sehr groß 

Am vierten Brandtag steht die Feuerwand 
40 biS 60 Meter hoch. Die Manner der 
Freiwilligen Feuerwehren aus den Kreisen 
Luneburg, Soltau, Fallmgbostel, Syke und 
Oldenburg geben nicht auf. Verzweifelt 
kämpfen sie unermudllch gegen die ver-

heerenden Flammen. Urlaubsgaste aus ei­
ner Fenensledlung werden gerettet. als sie 
vom Feuer eingeschlossen sind Die Bun­
deswehr ruckt mit Bergungspanzern vor, 
die Schneisen ,n den Wald schlagen. um 
den Brand einzugrenzen Mit Sauerstoff­
masken arbeiten die Feuerwehrmanner 
weller. Alle zwei Stunden müssen sie ab­
gewechselt werden. 

Neue Brande werden gemeldet. Ein Munl­
tlonsdepot der englischen Armee ISt be­
droht. Mit Hubschraubern werden die 
Löschmannschaften eingeflogen, weil sie 
mit dem Wagen gar nicht mehr an den 
Brand herankommen Neben der Feuer­
wehr sind Bundesgrenzschutz, Techni­
sches Hilfswerk und andere Organisatio­
nen Im Einsatz. 15000 Manner mit 600 
Fahrzeugen bekommen die Situation all­
mahlich In den Griff 

Am Freitag 15 August, acht Tage nach 
Beginn der Katastrophe, kann eine erste 
Bi lanz gezogen werden. Fünf Feuerwehr­
manner kamen ums Leben, 8000 Hektar 
Wald sind verbrannt. Schadenssumme. 
40 Mill ionen Mark Die Wlederauffor­
slungsarbellen werden mit 80 Mllionen 
Mark veranschlagt. 
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Umschau 

Schwere Unwetter und 
zahlreiche Opfer 

Regen, Erdrutsche, Hochwasser und 
Unwetter: In Osterreich und Bayern for­
derten Anfang August die verheerenden 
Wassermassen zahlreiche Tote und rich­
teten Schäden in Millionenhöhe an. 

Mit Gewitter und orkanartigen Stürmen 
brachen die Unwetter über Osterreich 
und Bayern ein. Die Wassermassen des 
Inns erreichten mit 6,70 Metern in Was­
serburg für den Ort eine Spitzen marke, 
die Innbrücken und Straßen mußten ge­
sperrt werden . tn Rosenheim waren 
einige Stadtteile stark gefährdet. Die 
Feuerwehren , das Technische Hitfswerk 
und die Bundeswehr waren pausenlos 
im Einsatz. Im Tiroter Kaunerta l wurde 
ein verunglücktes deutsches Urlauber­
Auto geborgen, in dem Wrack fand man 
drei Tote. Weitere Opfer waren von den 
Ftuten mitgerissen, von abgeknickten 
Bäumen eingeklemmt oder vom Blitz 
getroffen worden. 

An vielen Stellen trat die Donau in 
Ober- und Niederösterreich über die 
Ufer. Straßen und Bahnstrecken wurden 
in dem Hochwassergebiet zum Teit ge­
sperrt. Die Schiffahrt auf der Donau wur­
de eingestellt, Menschen waren in ihren 
Häusern vom Wasser eingeschlossen. 
Die Helfer hatten alle Hände voll zu tun. 
Es galt Menschen zu retten, übertlutete 
Keller und Erdgeschosse leerzupumpen 
oder von Gesteinsmassen verschüttete 
Straßen freizuräumen. 

Auch Bundeskanzler Helmut Kohl und 
Frau Hannetore hielten sich in Oster­
reich auf und mußten durch strömenden 
Regen zum Rathaus in St. Gilgen, wo 
Kohl die Ehrenbürgerurkunde überreicht 
bekam. Die weiteren dpa-Fotos zeigen 
überttutete Straßen in tnnsbruck und die 
Sicherung der Dämme in Wasserburg. 
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Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl würdigt Arbeit der 
Feuerwehren 

Die bundesweite Brandschutzwoche 
vom 14. bis 22. September 1985 war 
unter anderem Anlaß für ein Gespräch 
zwischen Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl und dem Präsidenten des Deut­
schen Feuerwehrverbandes, Hinrich 
Struve. 

Der Kanzler zeigte sich sehr beeindruckt 
und auf das Motto der diesjährigen bun­
deseinheitlichen Brandschutzwoche ein­
gehend, stellte er heraus, daß "Schutz 
und Hilfe - Deine Feuerwehr" voll den 
Aufgaben der Feuerwehr entspreche. Er 
selbst sei mit den Aufgaben der Feuer­
wehr aus seiner kommunalpolitischen 
Zeit bestens vertraut. Die über 1 Million 
Mitglieder versähen ihren Dienst unei­
gennützig. Besondere Anerkennung gei­
te der Jugendarbeit in den Feuerweh­
ren. Hier habe die Feuerwehr einen ge­
seilschaftspolitischen Auftrag übernom­
men und erfülle diesen in vollem Um­
fange. 

Präsident Struve gab einen Einblick zur 
Arbeit des Deutschen Feuerwehrverban­
des und verdeutlichte dem Bundeskanz­
ler die derzeitigen Aufgaben, wobei er 
im besonderen auf die anstehenden Ge­
setzesvorhaben hinwies, die in wesentli­
chen Teilen auch die Arbeit der Feuer­
wehr tangierten. 

Als Erinnerung überreichte Präsident 
Struve Bundeskanzler Kohl ein Feuer­
wehrbeil mit dem Hinweis, sollte es ein­
mal unlösbar scheinende Knoten geben, 
möge dieses Feuerwehrbeil dem Kanz­
ler eine Hilfe sein. 

Zum Abschied betonte der Kanzler: 
"Sie sollen wissen, Herr Struve, daß ich 
vor den Männern und Frauen in der 
Feuerwehr eine hohe Achtung habe und 
weiß, welchen unschätzbaren Dienst sie 
für unser Volk leisten. Dafür danke ich 
und ermuntere sie, sich auch weiterhin 
für diesen Dienst am Nächsten bereitzu­
stellen. " 

In seinem Grußwort zur Brandschutzwo­
che würdigte der Kanzler die Arbeit der 
Feuerwehren: "Die achte Brandschutz­
woche des Deutschen Feuerwehrver­
bandes gibt den über eine Million zäh­
lenden aktiven Mitgliedern Gelegenheit, 
ihren hohen Leistungsstandard und ihre 
vorbildliche Einsatzbereitschaft öffentlich 
unter Beweis zu stellen. 

Unsere Mitbürger können sich dabei 
selbst ein Bild machen von der vielfälti­
gen Arbeit der Feuerwehrleute. Mit gro­
ßer Selbstverständlichkeit opfern sie 
nicht nur ihre Freizeit. Sie nehmen auch 
Gefahren für Leben und Gesundheit in 
Kauf, um anderen Menschen zu helfen. 
Dafür schulden wir alle ihnen Dank und 
Anerkennung. 

Mein besonderer Dank gilt den über 
100000 Mitgliedern der Jugendfeuer­
wehren. Sie zeigen deutlich: Unsere Ju­
gendlichen sind, entgegen einem leider 
bisweilen anzutreffenden Vorurteil, sehr 
wohl bereit, sich für die Allgemeinheit 
einzusetzen und dabei Opfer zu 
bringen. 

Ich wünsche der diesjährigen Brand­
schutzwoche einen guten Verlauf und 
viel Erfolg und große Aufmerksamkeit in 
der Öffentlichkeit. " 

Gleiche Rettungschancen für 
alle Notfallpatienten 

In weiten Teilen des Bundesgebietes hat 
der Rettungsdienst einen befriedigenden 
Ausbauzustand erreicht. Dies ist dem 
beständigen Bemühen der Länder, Ge­
meinden und Kreise, der Rettungs­
dienstorganisationen und der Feuerweh­
ren zu verdanken. 

Dennoch sind weitere Verbesserungen 
notwendig, damit der Notfallpatient über­
all gleiche Chancen zur Rettung hat. 
SAVE, das Rettungssystem zur schnel­
len ambulanten vorklinischen Versor­
gung, kann dazu einen Beitrag leisten. 
Es wurde im Auftrag des Bundesmini­
steriums für Forschung und Technologie 
entwickelt und bei den Benutzern inten­
siv erprobt. 

Um die Risiken für eine Serienproduk­
tion des Rettungssystems SAVE für Se­
rienproduzenten einzugrenzen und bes­
ser abschätzen zu können, begann am 
22. Mai die Markterkundungsphase die­
ses neuartigen Rettungssystems. Vier 
namhafte Rettungswagenhersteller ge­
hen in diese Markterkundungsphase bis 
zum 30. Juni 1986. 

Drei Rettungs- und Notarztwagen SAVE 
und ein SAVE-Vier-Tragen-Krankenkraft­
wagen mit seriennaher Innenausstattung 
nehmen an dieser Erkundungsphase 
teil. Damit wurde ein pragmatischer Weg 
gefunden, die SAVE-Technologie vom 
Entwickler auf mögliche Serienprodu­
zenten effektiv und ohne weitere staatli­
che Zuschüsse zu übertragen. 

BGS·Fliegergruppe: 146400 
Einsätze im Luftrettungs· 
dienst 

Aus Anlaß ihres 30jährigen Bestehens 
richtete Bundesinnenminister Dr. Fried­
rich Zimmermann ein Grußwort an die 
Fliegergruppe des Bundesgrenzschut­
zes. Im Rahmen dieses Grußwortes 
ging der Minister auch auf die Aufgaben 
der Fliegergruppe·im Katastrophen­
schutz ein: 

"Einen wichtigen humanitären Auftrag 
erfüllen Fliegergruppe und Fliegerstaf­
feln im Katastrophenschutz durch Be­
treuung von 18 Luftrettungs-Stationen. 
Piloten und Mechaniker der Fliegerstaf­
feln fliegen und warten die 27 vom Bund 
für den Katastrophenschutz beschafften 
Hubschrauber. Im Jahr 1971 wurde der 
Luftrettungsdienst eingerichtet. BGS-Pi­
loten haben seitdem 146400 Einsätze 
geflogen. " 
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Über 12000mal 
half der Hubschrauber 

Weit über 12000 Patienten sind bei den 
14309 Einsätzen der Rettungshub­
schrauber im ersten Halbjahr 1985 ärzt­
lich versorgt worden. Nach der neuesten 
ADAC-Statistik für die 35 Luftrettungs­
zentren von Katastrophenschutz, Bun­
deswehr, Deutscher Rettungsflugwacht 
(DRF) und ADAC ist zwar die Zahl der 
Einsätze nur geringfügig angestiegen 
(0,3 Prozent), es konnten aber fast drei 
Prozent mehr Notfallopfer (5317) durch 
den Hubschrauberarzt an der UnfallsteIle 
erstversorgt werden. 4201 Patienten 
(plus 0,4 Prozent) wurden per Hub­
schrauber auf schnellstem Weg ins 
Krankenhaus gebracht, weitere 2307 
(plus 2,2 Prozent) in eine Spezialklinik 
verlegt. Erfreulich ist, daß die Fehlein­
sätze erheblich zurückgegangen sind 
(minus 6,5 Prozent) . 

Neue Aufgaben für 
Dipl.·lng. Hermann Ahrens 

Der bisherige Direktor des THW, Dipl.­
Ing. Hermann Ahrens, der zug leich Vi­
zepräsident des Bundesamtes für Zivil­
schutz war, wurde in das Bundesmini­
sterium des Innern versetzt, um dort 
neue Aufgaben im Bereich der Abteilung 
"Zivile Verteidigung" zu übernehmen. 

Der Bundesminister des Innern, Dr. 
Friedrich Zimmermann, hat Ahrens an­
läßlich des achten Bundeswettkampfes 
des THW in München vor den versam­
melten THW-Helfern, der THW-Jugend 
und den zahlreichen Gästen offiziell ver­
abschiedet. Hermann Ahrens hatte am 
1. Oktober 1977 die Nachfolge von 
Dipl.-Ing. Hans Zielinski als Direktor des 
THW angetreten. 

4 ZS·MAGAZIN 9/85 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körper­
schaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern), sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

1. Fachbearbelter/-In der BVS-Dlenststelle Bochum 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab sofort-

2. Fachbearbeiter/-In der BVS-Dienststelle Hildesheim 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab sofort -

3. Fachbearbelter/- In der BVS-Dienststelle Hellbronn 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab 1.1. 1986-

4. Fachbearbefter/-In der BVS-Dlenststelle Lüneburg 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab 1. 1. 1986-

Die Bewerber sollen über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des 
Zivilschutzes - insbesondere des Selbstschutzes - verfügen. 

Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die Eingruppierung eine 
Vergütungsgruppe niedriger. 

Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen Dienst 
üblichen Sozialleistungen. 

Bewerbungen mit VOllständigen Unterlagen (Personalbogen mit Lichtbild, 
Lebenslauf, Ausbildungs- und Befähigungsnachweisen) sind bis zum 
15, 10. 1985 zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
BundeshauptsteIle 

Eupener Str, 74, 5000 Köln 41 

Personal bogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 

Bei ha. Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem 
Dienstweg. 

Anläßlich eines Abschiedsempfangs im 
Bundesamt für Zivilschutz würdigte Re­
gierungsdirektor Norbert Krutzki namens 
der THW-Leitung die Tätigkeit des 
scheidenden Direktors und betonte, daß 
die Bundesanstalt THW unter Leitung 
von Hermann Ahrens durchgreifende 
Reformen erfahren habe. Diese began­
nen mit der Helferfestschreibung, der 
Verabschiedung der STAN, gingen über 
Umstrukturierung der Ortsverbände, der 
Einteilung aller Helfer in KatS- und orga­
nisationseigene Einheiten , über die Um­
dislozierung bis hin zur Neugliederung 
der Geschäftsführerbereiche. 

Abschließend sprach Krutzki die Hoff­
nung aus, daß der neue Ministerialbe­
amte dem THW auch weiterhin verbun­
den bleiben und mit Rat und Tat zur 
Verfügung stehen möge. 

(Foto : Hilberath) 

Bundesverdienstkreuz 
für Wolfgang Jöblinger 

Wer Pflichten und Lasten auf sich neh­
me, die der Sache der Allgemeinheit, 

dem Geist der Menschlichkeit, dem 
Schutz und der Förderung Schwächerer 
diene, der habe Anspruch auf den Dank 
des Staates. Nach diesen Worten und 
einer Würdigung der besonderen Ver­
dienste überreichte der nordrhein-west­
fälische Ministerpräsident Johannes Rau 
aus Anlaß des nord rhein-westfälischen 
Verfassungstages dem Architekten Wolf­
gang Jöblinger aus Aachen das Bundes­
verdienstkreuz 1. Klasse. 

Seit 1938 ist Wolfgang Jöblinger aktives 
Mitglied des Deutschen Roten Kreuzes 
(DRK) und war nach 1945 am Wieder­
aufbau des DRK in Aachen beteiligt. In 
den Folgejahren war er u. a. Vorstands­
mitglied, Führungskraft und Jugend-Rot­
kreuz-Leiter. Von 1970 bis 1984 war er 
tätig als Katastrophenschutz-Beauftrag­
ter (Rotkreuz-Beauftragter), Ausbilder für 
Führungskräfte wie auch für die drei 
Fachbereiche des DRK-Betreuungsdien­
stes und den Fachdienst "Wasser­
wacht" (Wasserrettungsdienst des 
DRK); auf diesen Fachgebieten ist er 
auch weiterhin leitend tätig. Groß ist 
auch sein Engagement als Christ in der 
Kirchengemeinde Aachen wie auch im 



Kirchenkreis Aachen, wo er als "Syn­
odaler" von 1953 bis 1979 "Beauftrag­
ter für die evangelische Jugendarbeit im 
Kirchenkreis " war. Wolfgang Jöblinger 
war beteiligt am Aufbau der evangeli­
schen Pfadfinderschaft im Bezirk Aa­
ehen, der" Christlichen Pfadfinderschaft 
Deutschlands" (CPD) . 

Im behördlichen Katastrophenschutz 
und im "Stab des Hauptverwaltungsbe­
amten " in Aachen arbeitet Jöblinger 
ebenfalls mit, wo er durch sein Fachwis­
sen, sein Engagement und als Ausbilder 
geschätzt wird. 

Dr. Hillermeier 
fordert Zivilschutzgesetz 

Für die baldige Verabschiedung eines 
neuen Zivilschutzgesetzes sprach sich 
der bayerische Staatsminister des In­
nern, Dr. Karl Hillermeier, an läßlich der 
Landesversammlung des Deutschen 
Bundeswehrverbandes e. V. in der Resi­
denz Würzburg aus. 

In seiner Rede erklärte Dr. Hillermeier 
u. a. , daß die Auswirkungen der von 
Amerika geplanten strategischen Vertei­
digungsinitiative (SDI) beobachtet wer­
den müssen, die sie auf die derzeit gül­
tige NATO-Strategie der" Flexible Re­
sponse " haben. Wenn ein derartiges 
Abwehrsystem die Existenz der strategi­
schen Waffensysteme in Frage stellen 
könne, "dann muß jedoch bereits eine 
voraussichtlich völl ig neue Formel ge­
funden sein, die die Sicherheit der Bun­
desrepublik Deutschland wirklich garan­
tieren kann". Nur müsse das bisherige 
Abschreckungskonzept so lange beibe­
halten werden, so Hillermeier, bis es ei­
ne zuverlässige Verteidigungsalternative 
gebe. 

Weiter ging Dr. Hillermeier auf den Ent­
wurt der von Bayern schon seit langem 
geforderten Rahmenrichtlinien für die 
Gesamtverteidigung ein. Der Entwurf, 
der auf Bundes- und Länderebene dis­
kutiert wird, beinhaltet Vorstellungen, 
wie die militärische und ziv ile Seite ge­
meinsam ihre Aufgaben zu bewältigen 
gedenken. 

Dr. Hillermeier weiter: "Ferner liegt in­
zwischen der Referentenentwurt zu ei­
nem neuen Zivilschutzgesetz vor. Die 
Bayerische Staatsregierung drängt mit 
aller Macht darauf, daß dieser Entwurf 
jedenfalls mit seinen wesentl ichen Inhal­
ten auch Gesetz wird. Die Unionspar­
teien haben dieses Gesetz ca. 15 Jahre 
lang gefordert. Es ist nunmehr an der 
Zeit, den Worten auch Taten fo lgen zu 

lassen. Wesentl iche Materien wie die 
Pflicht zum Bau von Schutzräumen in 
Neubauten, die Regelung des Zivilschut­
zes im Gesundheitswesen sowie die 
notwendige Anpassung des Beamten­
rechts an die Ertordernisse in einem 
Spannungs- und Verteidigungsfall dürten 
nicht mehr auf die lange Bank gescho­
ben werden." 

Dr. Hellmut Oehler mit BVS· Ehrennadel ausgezeichnet 

Der Direktor des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz, Helmut Schuch, ver­
lieh in einer kle inen Feierstunde Ministe­
riald irigent Dr. Hellmut Oehler, seit 1977 
Leiter der Abteilung "Zivile Verteidigung, 
Brand- und Katastrophenschutz und 
Rettungswesen " im Bayerischen Staats­
ministerium des Innern, die BVS-Ehren­
nadel. Dr. Oehler, seit 1960 im Staats­
ministerium des Innern, war zuvor als 
Referatsleiter zuständig für den Brand­
und Katastrophenschutz sowie des Ret­
tungswesen. 

Seit vielen Jahren setzt sich Dr. Oehler 

weit über das berufl iche Maß für den 
Gedanken des Selbstschutzes ein und 
nimmt großen persönlichen Antei l an al­
len Aktionen des BVS in Bayern . So 
kommen aus seiner Abteilung auch im­
mer wieder Anregungen zur Verbesse­
rung der Arbeit des Verbandes. 

Bei BVS-Seminaren für Bürgermeister 
und ZS-Sachbearbeiter referiert meist 
ein Mitarbeiter seiner Abte ilung über 
den Stand des Zivilschutzes in Bayern 
und weist auf das Informations- und 
Ausbildungsangebot des BVS hin. 

Durch Rundschreiben an die Bezirksre­
gierungen und deren nachgeordnete 
Landkreise und Gemeinden ist Dr. Oeh­
ler bemüht, den Aufbau des Selbst­
schutzes zu fördern. 

Direktor Schuch dankte Dr. Oehler für 
die jahrelange, aktive Unterstützung der 
Arbeit des BVS und das Engagement für 
den Selbstschutz des Bürgers. 

Unser Bild (von rechts) : Ministerialrat 
Dr. MÖlter, BVS-Direktor Schuch, Mini­
sterialdirigent Dr. Oehler und BVS-Lan­
desstellenleiter Kopsieker. 

Schwere Unwetter und verheerende Schäden 

Mit Motorsägen und schwerem Kran 
mußte die Feuerwehr in Frankfurt Bäu­
me und Äste aus dem Weg räumen, die 
vom Sturm abgebrochen worden waren. 
Mit Gewittern, Hagelstürmen, Wolken­
brüchen und Sturmböen bis zu 130 Ki-

lometern/Stunde brachen Ende Juli 
schwere Unwetter über Rheinland-Pfalz 
und Hessen ein und richteten dort ver­
heerende Schäden an. 

(Foto : dpa) 
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THW·Ehrenzeichen für 
Dr. Andrews 

Für seine in vielen Jahren erworbenen 
Verdienste um das Technische Hilfswerk 
und damit um den Katastrophenschutz 
ist Ministerialrat Dr. Ewald Andrews 
(rechts), Gruppenleiter in der Abteilung 
"Zivile Verteidigung" im Bundesministe­
rium des Innern, von Bundesminister Dr. 
Friedrich Zimmermann mit dem Ehren­
zeichen des THW in Silber ausgezeich-

net worden. Dr. Andrews erhielt die 
Auszeichnung aus der Hand des parla­
mentarischen Staatssekretärs Dr. Horst 
Waffenschmidt (Mitte). 

(Foto: Sers) 

Carl Schulze Henne wurde 80 

Der frühere Referent der THW-Leitung, 
Dipl.-Volkswirt Carl Schulze Henne, be­
ging in Troisdorf seinen 80. Geburtstag. 

In Ahlen in Westfalen geboren, zählt 
Schulze Henne zu den Pionieren des 
Technischen Hilfswerks. Bereits seit 
1951 war er Mitarbeiter in dem vom 
Bundesminister des Innern errichteten 
Aufbaustab für das THW. Zwei Jahre 
später wurde er Referent bei der Bun­
desanstalt Technisches Hilfswerk und 
anschl ießend beim Bundesamt für zivi­
len Luftschutz. Im Jahre 1959 ging er 
als Referent zum Deutschen Industrie­
und Handelstag, blieb aber auch weiter­
hin dem THW treu und war bis 1975 
freiwilliger Helfer des Ortsverbandes 
Bonn. 

Bis zum heutigen Tag hat Carl Schulze 
Henne durch ungezählte Artikel in Ta­
geszeitungen und Fachzeitschriften das 
THW nicht nur allgemein gefördert, son­
dern sich insbesondere gezielt für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen der 
Wirtschaft , insbesondere den Versor­
gungsunternehmen und dem THW ein­
gesetzt. 

Für seine langjährigen Verdienste um 
diese Katastrophenschutz-Organisation 
des Bundes ist ihm 1976 das THW-Eh­
renzeichen in Silber verliehen worden. 

6 ZSMAGAlIN 9/85 

4. Pohlheimer Feuerwehr· 
marsch 

Die Freiwillige Feuerwehr Pohlheim-Wat­
zenborn-Steinberg (Hessen) veranstaltet 
am Samstag, 13. Oktober, den 4. Pohl­
heimer Feuerwehrmarsch, zu dem alle 
Hilfsorganisationen sowie Wanderfreun­
de und Vereine eingeladen Sind. Die 
zwölf Kilometer lange Wanderstrecke 
führt durch ein schönes Waldgebiet. 

Nach der Wanderung, deren Start von 
8.30 bis 12.30 Uhr am Feuerwehrgerä­
tehaus Pohlheim-Watzenborn-Steinberg 
ist, findet ein gemütliches Beisammen­
sein statt. Die zahlenmäßig größte 
Mar gruppe je Organisation, minde-
sten.- neun Teilnehmer, sowie die Grup­
pe mit dem weitesten Anreiseweg erhält 
einen Ehrenpreis. 

Weitere Auskünfte zum Wandertag er­
teilt Wehrführer Lothar Häuser, Wilhelm­
straße 10, in 6301 Pohlheim 1 , Tel. 
(06403) 62323. 

"Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin" 

Vom 2. bis zum 4. Oktober wird in Düs­
seldorf der 19. Deutsche Kongreß "Ar­
beitsschutz und Arbeitsmedizin" abge­
halten; vom 1. bis 4. Oktober findet par­
allel dazu die gleichnamige internationa­
le Ausstellung mit dem" Treffpunkt Si­
cherheit" statt. 350 Aussteller aus 18 
Nationen werden auf dem Düsseldorfer 
Messegelände erwartet. SicherheItsfach­
kräfte, Arbeitsmediziner, Fachleute der 
Berufsgenossenschaften und der Ge­
werbeaufsicht, Sicherheitsbeauftragte, 
Personal- und Betriebsräte finden auf 
dem 19. Arbeitsschutzkongreß vielfältige 
Gelegenheit zum Informations- und Er­
fahrungsaustausch . Auf dem Programm 
stehen über 90 Einzelvorträge und zwei 
Podiumsdiskussionen . 

Neue Lehrgänge an der KSB 

Ein neuer Rahmen wurde dem Lehr­
gangsplan 1986 der Katastrophen­
schutzschule des Bundes (KSB) in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler gegeben. Die Aus­
bildung leitender Zivilschutz kräfte und 
die zusätzliche Ausbildung des Katastro­
phenSChutzes auf Bundesebene wurden 
nicht nur neu gegliedert, sondern sind 
teilweise erweitert worden durch neue 
Lehrgänge. 

Die Lehrbereiche der KSB umfassen vor 
allem den Zivilschutz (Aus- und Fortbil­
dung leitender Zivilschutzkräfte des 
Bundes und der Länder sowie von Hel-

fern im Zivilschutz) und den Katastro­
phenschutz (Aus- und Fortbildung im 
Katastrophenschutz, Führungsausbil­
dung und technische Lehrgänge; Lehr­
gänge für das Technische Hilfswerk, 
haupt- und ehrenamtliche Führungskräf­
te; Fortbildungsveranstaltungen für das 
Lehrpersonal der Katastrophenschutz­
schulen auf Landesebene). Daneben ist 
der Lehrbereich Technische Ausbildung 
im Katastrophenschutz und im Techni­
schen Hilfswerk in der Außensteile Hoya 
der KSB untergebracht. 

Neben Verwaltungsseminaren "Aufga­
ben des Zivil- und Katastrophenschut­
zes" werden im kommenden Jahr auch 
Seminare für Ärzte, FachsemInare 
"Trinkwassernotversorgung" , "Veteri­
närverwaltung", "Chemische Untersu­
chungsämter" sowie Planungsseminare 
"Baulicher Zivilschutz" durchgeführt. 
Für die Gruppenführer des Schutzraum­
betriebsdienstes gibt es einen Ausbil­
dungslehrgang. 

Nach wie vor laufen an der KSB für ge­
schlossene Stäbe die Ausbildungslehr­
gänge "Führen im Katastrophenschutz", 
Stufe A, Bund - das ist neu - die 
Stufe B/I. Die Einladung zu dem neuen 
Stabslehrgang erfolgt aufgrund der an 
der KSB bereits vorhandenen Warteliste. 

Neben den altbekannten Lehrgängen 
wie "Zusammenwirken der Fachdienste 
im Einsatz" oder "Anlegen und Durch­
führen von Übungen" für Führer von 
Einheiten und Leiter von Einrichtungen 
findet auch ein "Rede- und Gesprächs­
training" für Führungskräfte des Kata­
strophenschutzes statt. Neu sind auch 
die folgenden Themen, die in einer Wo­
che an der KSB abgehandelt werden 
sollen: "Einfluß des Wetters auf die 
Ausbreitung vom Kampfstoffen sowie 
von Schadstoffen nach Waffenwirkung 
auf Gefahrenguttransporte und Industrie­
anlagen" sowie "Sonderlehrgang zur 
angewandten Katastrophensoziologiel 
-psychologie (Menschenführung): Ver­
halten in Extremsituationen " . 

Für den Brandschutz, Bergungsdienst, 
Sanitätsdienst, ABC-Dienst, ABC-Nete­
rinärdienst, Veterinärdienst, Fernmelde­
dienst, Bergungsdienst und Instandset­
zungsdienst gibt es auch spezielle Lehr­
gänge im kommenden Jahr, ebenso 
THW-Lehrgänge. 

An der AußensteIle Hoya sind techni­
sche Ausbildungen vorgesehen, ange­
fangen vom "Bootsführer" über die 
"Olschadenbekämpfung" bis hin zum 
"Brunnenbau " . 

Weitere Informationen zum neuen KSB­
Lehrgangsplan 1986 gibt die Katastro­
phenschulzschule des Bundes, Ramers­
bacher Straße 95 in 5483 Bad Neuen­
ahr-Ahrweiler, Telefon (02641) 381-1. 



Die Bedeutung des Zivilschutzes für die Sicherheitspolitik 

,,Das Machbare vor 
die Pelfektion setzen" 

Bundestagsabgeordneter Prof. Dr.-Ing. Laermann 
zum Thema Zivilschutz und Schutzraumbau 

Der F.D.P.-Bundestagsabgeordnete 
Prof- Dr.-lng. Karl-Hans Laermann aus 
Mönchengladbach, ordentlicher Pro­
fessor für BaustatIk, hielt Ende August 
auf Einladung der Deutschen Schutz­
bau-Gemeinschaft in Düsseldorl ein 
viel beachtetes Referat über " Die Be­
deutung des Zivilschutzes für die Si­
cherheilspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland und des westlichen Bünd­
nisses". 

Prof. Laermann spricht sich klar für eine 
verstärkte Förderung des Schutzraum­
baus aus, vor allem für die Schaffung 
von Schutzplätzen durch den Bau öf­
fentlicher Mehrzweckanlagen. Der libe­
rale Politiker wendet sich In diesem 
Zusammenhang gegen die von Grup­
pierungen der Schutzbaugegner vorge­
tragene These, Schutzraumbau sei 
Kriegsvorbereitung. Aus der humanitä­
ren Verpllichtung des Staates seinen 

Prof. DrAng. Karl· 
Hans Laermann, Bun­
destagsabgeordneter 
der F.O.P. 

Bürgern gegenüber befürwortet Laer­
mann den Zivilschutz und insbesonde­
re den Schutzraumbau, wohl wissend, 
daß eine wesentliche Verbesserung der 
derzeitigen Situation nicht von heute 
auf morgen erreichbar ist. 

Nachfolgend die Rede Prof. Laermanns 
in vollem Wortlaut: 

Als ich vor einiger Zeit darauf angespro­
chen wurde. ob ich gegebenenfalls bereit 
sei. zu diesem Thema vor dem Arbeitskreis 
Rheinland der Deutschen Schutzbau-Ge­
meinschaft zu referieren. habe ich dies 
gerne zugesagt. weil ich glaube, daß es 
notwendig ist, das Thema "Zivilschutz" -
und innerhalb dieses Bereiches das Thema 
"Schutzraumbau" - mit viel mehr Nach­
druck und sachbezogen in die Öffentlich­
keit zu transportieren, um mancher sehr 
einseitig emotionalisierter und ideologisch 
deformierter Interpretation zu begegnen. 

Der ehemalige Generalinspekteur der 
Bundeswehr, General a. D. Harald Wust, 
stellte fest: "Zivilverteidigung ist unver­
zichtbarer Teil der alle militärischen und 
zivilen Verteidigungsaufgaben zusammen­
fassenden Gesamtverteidigung. Sie um­
faßt alle Planungen und Maßnahmen nicht­
militärischer Art, die für Krisen und im 
Verteidigungsfall zum Schutze des Staates 
und seiner Bevölkerung zu treffen sind." 

Er stellte weiter fest, daß die Zivilverteidi­
gung eigenständiger Teil der Gesamtver­
teidigung und nicht Teil der militärischen 
Verteidigung ist und daß Landesverteidi­
gung heute allein schon wegen der Störan­
fälligkeit eines industriell ausgerichteten, 
dichtbesiedelten Landes wie der Bundes­
republik Deutschland nicht auf den militäri­
schen Bereich beschränkt bleiben könne. 

Ich möchte nun ausdrücklich darauf hin­
weisen, daß ich mich nicht mit der Zivilver­
teidigung insgesamt, sondern nur mit dem 
Komplex "Schutz der Zivilbevölkerung" 
als einem m. E. sehr wichtigen Teilbereich 
befassen werde. 

Vorrangig eine humanitäre 
Vorsorge 

Gewiß wurde hier und da über den Zivil­
schutz diskutiert; aber seit bekannt wurde, 
daß der Bundesminister des Innern ein 
umfassendes Gesetz zur Regelung dieses 
Teilbereiches der Vorsorge für den Bürger 
vorbereitet - und zwar Vorsorge für den 
Verteidigungsfall, das soll hier klar und 
unmißverständlich ausgesprochen wer­
den -, seit diesem Zeitpunkt wird die Dis­
kussion um Sinn oder Unsinn des Zivil­
schutzes heftiger und kontroverser als bis­
her geführt. Journalisten, Ärzte, Architek­
ten, Wissenschaftler, Plarrer, Friedensin-
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itiativen haben ihre Stimme erhoben, um 
vor den vermeintlichen Gefahren des Zivil­
schutzes zu warnen . Die Meinungen über 
den Zivilschutz klaffen weit auseinander 
und sind etwa zu fixieren an zwei extremen 
Standpunkten: Einerseits wird behauptet, 
"Zivilschutz ist erforderlich, um einem po­
tentiellen Gegner die Entschlossenheit zur 
Verteidigung zu demonstrieren" und ande­
rerseits "Zivilschutz ist politisch höchst ge­
fährlich, weil der Bürger sich an die Mög­
lichkeit eines Krieges gewöhnen soll und 
ein Krieg als führbar und gewinnbar darge­
stellt wird". Beide Standpunkte sind aus 
liberaler Sicht und damit für mich persön­
lich nicht vertretbar, denn unser pOlitisches 
Handeln muß dem Wohl des Bürgers die­
nen. Ich befürworte den Zivilschutz, weil 
ich darin zuallererst und vorrangig eine 
humanitäre Vorsorge für den Menschen 
sehe, ein Vorsorge, die mit militärischen 
Überlegungen zunächst wenig zu tun hat. 

Vernachlässigung der 
nichtmilitärischen Aufgaben 

Es gibt - ich muß dies hier gewiß nicht 
ausführen - gute Gründe, warum die 
NATO-Partner ihre Sicherheit durch ge­
meinsame Verteidigungsbemühungen ga­
rantieren. Während für die militärische Ver­
teidigung seit Jahrzehnten kollektiv gehan­
delt und in vielen Bereichen eine "Arbeits­
teilung " vorgenommen wird, ist der Schutz 
der Bevölkerung in nationaler Zuständig­
keit verblieben. Es gibt im Bündnis wie im 
nationalen Bereich kein umfassendes Ver­
teidigungskonzept im Sinne einer alle Ver­
teidigungsaspekte der militärischen und zi­
vilen Verteidigung umfassenden Darstel­
lung. Die nichtmilitärischen Aufgaben der 
Landesverteidigung werden vernachläs­
sigt. Festzustellen ist also, daß auf dem 
Gebiet der zivilen Verteidigung und des 
Zivilschutzes in allen NATO-Staaten - und 
zwar ausnahmslos - relativ wenig gesche­
hen ist und geschieht, während in den 
traditionell neutralen Ländern - Schweiz, 
Schweden - ein vorbildlicher Zivilschutz 
seit Jahrzehnten aufgebaut worden ist. 

Die Historie lehrt, daß sich ein Aggressor 
noch nie nachhaltig von einem Feldzug hat 
abhalten lassen, ob der Anzugreifende sei­
ne Bevölkerung nun geschützt hat oder 
nicht. Ob Zivilschutz abschreckt, sei also 
dahingestellt. 

Vom negativen Vorzeichen 
befreien 

Mag man nun die Entwicklung im Bereich 
des Zivilschutzes bei uns beklagen; die 
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Frage, wie es dazu kam, führt hier nicht 
weiter. Uns muß vielmehr interessieren, ob 
und ggf. wie die Versäumnisse der vergan­
genen Jahrzehnte aufgeholt werden kön­
nen. Eines steht jedenfalls fest: Die Durch­
führung von Zivilschutzmaßnahmen ist 
heute schwieriger - und teurer, aber not­
wendig! Zum "ob" ist aus meiner Sicht 
grundsätzlich festzustellen : Der Zivi lschutz 
muß von dem negativen Vorzeichen befreit 
und stärker als bisher gefördert werden, 
nicht aus bündnispol itischen oder militäri­
schen Gründen, sondern aus Gründen der 
Humanität und der Verantwortung unseren 
Bürgern gegenüber. 

Professor Carl-Friedrich von WelZsäcker, 
der zum Zivilschutz eine zwar kritische, 
aber im Grunde positive Haltung einnimmt, 
schrieb dazu: " Dringend not tut heute eine 
Wende des öffentlichen Bewußtseins in 
Fragen des Bevölkerungsschutzes" , 

und er fährt fort: 

.. Begrenzte Kriegshandlungen in unserem 
Lande sind möglich. Ob es dazu kommt, 
hängt nicht allein von uns ab. Die Meinung, 
der Friede sei schon gesichert, war schon 
immer ein Irrtum. Die Meinung, jeder mög­
liche Krieg sei so übergroß, daß es keinen 
Schutz gegen ihn gebe, ist ebenfalls irrig! 
Es macht einen Unterschied, ob wir für den 
Schutz der Bevölkerung etwas tun oder 
nicht. " 

Der Sinn des Schutzraumbaus 

Wenn allerdings das Thema "Vorsorge" , 
wie es gelegentlich geschieht, in drei Be­
reiche aufgefächert wird: 

- Verhinderung des atomaren Krieges 

- Verhinderung möglicher Katastrophen 
der friedlichen Atomtechnik 

- Linderung der Auswirkungen beider Ar-
ten von Katastrophen 

so kann ich dem keineswegs zustimmen, 
denn ich bin der Meinung, daß der Schutz­
raumbau nicht nur unter dem Aspekt einer 
atomaren Auseinandersetzung, einer ato­
maren Katastrophe gesehen werden darf. 

Vielmehr nimmt der Zivilschutz dann gera­
de an Bedeutung und Notwendigkeit zu, 
wenn die atomare Bedrohung, der atomare 
Holocaust abgewehrt, verhindert und eine 
solche Gefahr durch den gänzlichen Ver­
zicht auf atomare Waffen völlig überwun­
den wird . Denn gerade dann, wenn nur 
konventionelle Waffen eingesetzt werden 
sollten, sind Schutzmaßnahmen für die Be­
völkerung weit wirkungsvoller anzuset­
zen - und auch ihr Sinn, ihre Notwendig­
keit plausibler darzustellen und damit das 

Verständnis, die Akzeptanz innerhalb und 
auBerhalb unseres Landes eher zu er­
warten. 

Damit kein Mißverständnis entsteht: Es 
muß wichtigstes politisches Gebot sein, 
jegliche kriegerische Auseinandersetzung, 
jeden Krieg zu verhindern. Denn wie auch 
immer ein solcher Krieg geführt werden 
sollte - er würde gerade in unserer geo­
graphischen und strategischen Situation 
die Zivilbevölkerung in kaum vorstellbarem 
Maße betreffen und treffen. Denken wir nur 
an den 2. Weltkrieg und die ungeheuren 
Opfer unter der Zivilbevölkerung. 

Kriegsrisiko 
und Friedensgarantie 

Die Kritiker des Zivilschutzes sind - wie 
ich schon einleitend ausführte - oh nicht 
bereit, über die Frage, wie Kriege zu ver­
hindern sind, hinauszudenken. Dabei geht 
es nicht darum, daß nicht sein kann, was 
nicht sein darf, sondern darum, welche 
Gefährdung im Bereich des Denkbaren, 
Möglichen oder Wahrscheinlichen liegt. 
Eine zuverlässige Möglichkeit zur Verhin­
derung eines jeglichen bewaffneten Kon­
flikts ist zur Zeit nicht absehbar. Aber alle 
Wege, die zu einer Minimierung eines sol­
chen Risikos führen, müssen gegangen 
werden, und seien sie noch so weit! 

Also, das oberste Ziel der deutschen Politik 
muß die Verhinderung bewaffneter Konflik­
te sein, das steht außer Frage. Aber nie­
mand ist berechtigt, diejenigen, die den­
noch - da es keine absolute Friedensga­
rantie gibt und sicherlich auf unabsehbare 
Zeit ein Restrisiko bleibt, dessen Größe je 
nach weltpolit ischer Lage schwankt - das 
Undenkbare durchdenken, zu Fnedens­
gegnern zu stempeln. Von Weizsäcker zi­
tiert hierzu einen eingängigen Vergleich: 
"Ein Arzt, der ein Mittel weiß, in einer 
Epidemie das Leben auch nur eines Patien­
ten zu retten, und der das Mittel nicht 
anwendet, macht sich schuldig. Ebenso 
schuldig macht sich ein technischer oder 
politischer Fachmann, der ein Mittel weiß, 
wahrscheinliche Katastrophen zuverlässi­
ger zu verhindern oder sie so zu lindern, 
daß menschliches Leben und menschliche 
Gesundheit für eine mögliche Zukunft be­
wahrt bleiben, und der auf die Anwendung 
des Mittels verzichtet. " 

Die Unterstellungen 
der Gegner 

Vertreter der Gegenposition - so z. B. Prof. 
Wolf Graf von Baudissin - sehen im Zivil-



schutz große politische Gefahren. "In die­
ser politischen Landschaft (der heutigen) 
kann der plötzliche Ausbau von Schutzräu­
men ausgerechnet in der Bundesrepublik 
nur als Vorausinvestition für einen Angriffs­
krieg angesehen, jedenfalls so ausgelegt 
werden." Aber wenn jemand, wie die Kri­
minalpolizei immer wieder rät, Häuser oder 
Wohnungen gegen Einbruch sichert, dem 
kann doch wirklich nicht ernsthaft daraus 
der Vorwurf gemacht werden, er leiste der 
Kriminalität Vorschub und bereite sich auf 
Einbruchdiebstähle vor. Solchen Äußerun­
gen muß mit Entschiedenheit und der Ge­
genfrage, ob man die Bevölkerung für den 
zwar unwahrscheinlichen, aber derzeit 
nicht hundertprozentig auszuschließenden 
Ernstfall vorsätzlich schutzlos lassen will, 
entgegengetreten werden. Zivilschutz um­
faßt weit mehr als nur Schutzraumbau, 
dazu gehören in erster Linie die Sicherung 
der Versorgung, der Entsorgung, beson­
ders die Sicherung der medizinischen Ver­
sorgung der Bevölkerung. 

Zivilschutz ist nicht gleichzusetzen mit 
"Bunkerbau ". Diejenigen, die sich sol­
chermaßen äußern, versuchen bewußt, 
durch die mit dem Wort "Bunker" verbun­
denen Assoziationen den Maßnahmen 
zum Zivilschutz einen aggressiven Charak­
ter zu unterstellen. 

Lassen Sie mich noch feststellen: 

Bevölkerungsschutz ist das Passivste, was 
vorstellbar ist. Da Schutzräume gegen nie­
manden gerichtet sind, sondern dem 
Schutz der Bürger dienen, kann doch da­
durch, wie auch behauptet wird, kein neues 
Feindbild aufgebaut werden - das muß als 
Propaganda decouvriert werden! Es kann 
im Schutzraumbau ernsthaft und in seriö­
ser Diskussion kein Zeichen von Revan­
chismus gesehen werden, wie tendenziös 
und polemisch immer wieder von der einen 
oder anderen Seite in- und außerhalb un­
seres Landes immer wieder behauptet 
wird. 

Das ist Demagogie und Unwissenheit! 

Mehr Information 

Es scheint mir allerdings eine wichtige Vor­
aussetzung für mehr Verständnis der Be­
völkerung zu sein, diese umfassender, als 
das bisher geschehen ist, über den Zivil­
schutz und ~eine Bedeutung zu informie­
ren. Dies gilt insbesondere auch für die 
offizielle "stay-at-home-" oder "stay-put­
policy" der NATO. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich 
gegenüber dem Bündnis verpflichtet, alles 
zu tun, damit die Bevölkerung in einer Krise 
und im Verteidigungsfall an ihrem Aufent-

haltsort bleibt. Daraus folgt dann die zwin­
gende Verpflichtung, der Bevölkerung an 
ihrem Aufenthaltsort auch den möglichen 
und notwendigen Schutz zu garantieren. 

Deshalb kann der Meinung von Prof. Wolf 
Graf von Baudissin nicht zugestimmt wer­
den, der kürzlich in einer Podiumsdiskus­
sion in bezug auf das Bündnis glaubte 
feststellen zu müssen, "daß wir die einzi­
gen wären, die so etwas hätten, dies könne 
zu Konflikten im Bündnis führen!". 

- Wenn aber die Verpflichtung zum Schutz 
der Bevölkerung aus dem Bündnis er­
wächst (stay-put-policy), 

- wenn unstreitig ist, daß die Zivilverteidi­
gung Teil, unabhängiger Teil der Ge­
samtverteidigung ist, 

- wenn der Schutz der Bevölkerung ein 
Gebot der Humanität ist und 

- wenn das Argument, der Schutzraum­
bau diene der Kriegsvorbereitung, nicht 
begründet ist, 

dann muß nach meiner Auffassung auch 
darstellbar und begründbar sein, die Auf­
wendungen für den Zivilschutz, also auch 
für den Schutzraumbau - politisch gese­
hen -, den Verteidigungsaufwendungen 
zuzurechnen. 

Der Gesamtschutz ist 
unzureichend 

Nach der Frage, "ob" die Versäumnisse 
der vergangenen Jahrzehnte im Schutz­
raumbau aufgeholt werden können und 
müssen, geht die zweite Frage nach dem 
"wie". Von der Beantwortung dieser Frage 
lassen sich bedingt Folgerungen für die 
Sicherheitspolitik der Bundesrepublik ab­
leiten. Gewiß hat das Bundesamt für Zivil­
schutz erhebliche Grundlagenarbeit und 
praktische Vorbereitungsarbeit geleistet. 
Selbstschutz, Katastrophenschutz, Schutz 
der Gesundheit, Warndienst - dies alles 
hat beachtliche Substanz, aber in der Kette 
"Zivilschutz" ist das Glied "Schutzraum­
bau" zu schwach und daher der Gesamt­
schutz unzureichend. Eine durchgreifende 
Verbesserung kann auf absehbare Zeit 
nicht erreicht, nur langfristig angestrebt 
werden. Und um es unmißverständlich zu 
sagen - auch auf die Gefahr hin, nicht 
gerade im Sinne der Veranstalter zu spre­
chen: Angesichts der Tatsache, daß wir 
gerade für 3,6% der Bevölkerung Schutz­
plätze haben und dieser Bereich nun ein­
mal der kostenintensivste des Zivilschut­
zes ist, für den immerhin jährlich rund 100 
Mio. DM vom Bund aufgewendet werden, 
müssen wir auf Jahre und Jahrzehnte damit 
rechnen, daß "Schweizer Verhältnisse" 

bei uns nicht erreichbar sind. Die Frage, die 
auch Professor von Weizsäcker immer wie­
der stellt, ist die Frage, ob ein perfekter 
Zivilschutz wünschenswert ist oder ob 
nicht vielmehr mit einfacheren, billigeren 
Mitteln schneller ein Schutzzuwachs zu 
erreichen ist - ohne den Schutzraumbau 
dabei total zu vernachlässigen. Alle Fach­
leute sind der Meinung, daß' nur eine 
Schutzbaupflicht eine wesentliche Verbes­
serung der Schutzraumsituation - auf dem 
heute vorgeschriebenen technischen 
Standard - bringen kann. Die bisherige 
Konzeption der Freiwilligkeit - allerdings 
kombiniert mit staatlichen Zuschüssen und 
steuerlichen Abschreibungen - greift so­
lange nicht, wie ein Sieben-Personen­
Schutzraum doch letztlich um die 40000 
DM kostet. Und dieser Betrag muß von 
dem "Häuslebauer" in der Spitze - und 
damit teuer '- finanziert werden. 

Der öffentliche 
Schutzraumbau 

Eine sicherlich richtige Überlegung des 
Innen- und Bauministers war daher die 
Senkung der baulichen und technischen 
Anforderungen an den Schutzraum, wobei 
aber nach wie vor umstritten ist, ob das 
abgeschlankte Konzept tatsächlich die 
baulichen Mehrkosten je Schutz platz auf 
etwa 400 DM senkt. Wie Sie vielleicht 
wissen, hat sich aber die F.D.P.-Fraktion im 
Deutschen Bundestag durch ihren innen­
politischen Sprecher Dr. Burkhard Hirsch 
dafür ausgesprochen, die erwogene Pflicht 
zum Bau von Schutz räumen nicht allein 
dem Privatbauherren aufzubürden. Wir, die 
F.D.P., haben deshalb frühzeitig auf die 
Alternative des Baus öffentlicher Mehr­
zweckanlagen (U-Bahnen, Tiefgaragen) 
hingewiesen und damit auf die staatliche 
Pflicht. Mir bestätigen die Techniker, daß 
der Bau solcher Anlagen der kostengün­
stigste - je Schutzplatz betrachtet - ist. 

Wie will ich dem kleinen Bausparer klarma­
chen, daß er per Gesetz gezwungen ist, 
einen Schutzraum zu bauen, wenn die 
öffentliche Hand sich bei ihren Neubauten 
- gelinde gesagt - vornehm zurückhält 
bzw. es in unserem Lande Kommunen gibt, 
die bei rot-grüner Mehrheit in Absprache 
festlegen, daß keine Aufwendungen für 
den baulichen Zivilschutz gemacht werden 
dürfen? 

Ein weiterer wesentlicher Punkt spricht für 
Mehrzweckanlagen. Wir alle wissen: Das 
Bauvolumen insgesamt ist geringergewor­
den; wir haben seit 1945 Abermillionen 
Wohnungen gebaut, für die nachträglich 
keine Schutzräume zu errichten sind, und 
zwar entweder technisch nicht machbar 
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oder nur mit unverhältnismäßig hohem 
Aufwand. Auch deshalb ist der öffentliche 
Schutzraumbau meiner Meinung nach zu 
forcieren. Denken Sie ferner an die Bemü­
hungen, die Baukosten mit vereinfachten 
Konzepten zu senken; eine Alternative, die 
z. B. aus den N ederlanden stammt, ist der 
generelle Verzicht auf den Keller und damit 
eine erhebliche Senkung der Baukosten. 
Solche Überlegungen müssen wir berück­
sichtigen, wenn wir uns mit der Frage, wie 
das Schutz platz angebot gesteigert werden 
kann, beschäftigen. 

Unterirdische Verkehrsbauten 
untersuchen 

Es ist auch sehr die Frage, ob mit einer 
gesetzlichen Verpflichtung für Wohnungs­
neubauten, bei rückläufigem Bauvolumen, 
auch unter Berücksichtigung der demogra­
phischen Entwicklung, eine nennenswerte 
Steigerung des SChutzplatzangebotes er­
reicht werden kann. Dabei darf dann auch 
nicht außer acht gelassen werden, wo dann 
solche Schutzplätze entstehen. Denn der 
Einfamilienhausbau vollzieht sich in der 
Regel außerhalb, nach den Erfahrungen 
der letzten Jahre sogar weit außerhalb der 
Ballungsgebiete, in mehr oder weniger 
größerer Entfernung vom Arbeitsp atz. Es 
darf ebenfalls nicht außer Betracht bleiben, 
daß die Notwendigkeit, einen Schutzraum 
aufsuchen zu müssen, nicht nur am Feier­
abend oder am Wochenende eintreten 
wird. 

Solche und andere Gründe zwingen zu der 
Feststellung, daß es in erster Linie darauf 
ankommt, in den Ballungsgebieten das 
Schutzplatzangebot zu vergrößern. Hier 
bieten sich gute MögliChkeiten bei unterir­
dischen Verkehrsbauten. Gewiß sind man­
cherorts bereits entsprechende Maßnah­
men zur MehrzweCknutzung durchgeführt 
worden, leider jedoch nicht in dem mögli­
chen und gebotenen Umfang. Ich bin des­
halb der Meinung, daß solche schon exi­
stierenden Verkehrsanlagen daraufhin un­
tersucht werden sollten, ob sie gegebe­
nenfalls und mit welchem Aufwand nach­
träglich für Schutzzwecke umgebaut oder 
umgerüstet werden können . 

Für realistische Konzepte 

Diesen rein pragmatischen Aspekten über­
geordnet ist jedoch die entscheidende Fra­
ge der Akzeptanz, d. h. für jede Zivilschutz­
planung ist die Einsicht des Bürgers in die 
Notwendigkeit und den Sinn unumgäng­
lich , wenn jegliche Planung nicht Makulatur 
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werden soll. Hieran und an planerischer 
Überperfektion haben in der rund dreißig­
jährigen Geschichte des Zivilschutzes ge­
setzliche und administrative Maßnahmen 
gekrankt; ich erinnere nur an das Schutz­
baugesetz der sechziger Jahre oder an die 
gewagten Vorstellungen, mit den baulichen 
Schutzvorkehrungen in die Nähe des Voll­
trefferschutzes zu kommen. Die Folgen der 
unrealistischen Zielvorstellungen und der 
öffentlichen Ablehnung sind bekannt: Das 
SChutzbaugesetz wurde aus finanziellen 
Gründen wenige Monate nach Verabschie­
dung suspendiert, die technischen Anfor­
derungen auf den Standard "Grund­
schutz" zurückgenommen. 

Welche Konzepte bringen nun die erfor­
derliche Vorsorge und die nötige Akzep­
tanz in Einklang und versprechen somit 
den Erfolg? Diese Frage hängt eng mit der 
Vorstellung zusammen, für welchen Fall 
überhaupt geplant wird und ob der einzelne 
Bürger die Annahmen für realistisch hält. 
Zugleich wird die Frage der Bedeutung des 
Zivilschutzes eingegrenzt und damit aus 
der erbitterten Diskussion über Sinn und 
Gefahr auf eine rationale Basis gebracht. 

Kritiker wie Befürworter sind sich - um mit 
dem größten denkbaren Fall zu beginnen­
uneingeschränkt darüber einig, daß es für 
den Fall des atomaren Holocaust keinen 
Schutz geben kann. Den totalen Atomkrieg 
unterstellt, ist jede Form der Vorsorge illu­
sorisch. Das Problem ist jedoch, ob die 
Apokalypse zwangsläufig ist oder ob diese 
Annahme angesichts der wissenschattli­
chen Erkenntnisse, die in Ost wie West 
vorliegen, ausgeschlossen werden kann. 
Ich meine, wir können davon ausgehen, 
daß die verantwortlichen Politiker beider 
Blöcke den totalen Atomkrieg bereits als 
bloße Möglichkeit aus jeder Diskussion 
heraushalten und daß es gelingt, diese 
Option auszuschließen. Jede Art des mili­
tärischen Angriffs wie derVerteidigung hät­
te bei der genannten Unterstellung ihren 
Sinn verloren und brächte allein eines : den 
Untergang der Menschheit. 

Akzeptanz durch Aufklärung 

Die Kriegsbilder unterhalb dieser letzten 
und totalen Annahme reichen von der An­
drohung einer bewaffneten Aggression -
das Weißbuch 1985 zur Lage und Entwick­
lung der Bundeswehr spricht von "Sieg 
ohne Krieg" - bis zu einem Angriff der 
überlegenen konventionellen Streitkräfte 
des Warschauer Paktes (Weißbuch). Prof. 
von Weizsäcker weist in seinem 1971 her­
ausgegebenen Buch "Kriegsfolgen und 
Kriegsverhütung" als Ergebnis jahrelanger 
Forschungen und Berechnungen nach, 
daß bereits bei selektivem A-Waffen-Ein-

satz gegen die Bundesrepublik irreparable 
wirtschattliche Schäden entstehen, jedoch 
bei Vorhandensein einfacher und damit fi­
nanzierbarer Vorkehrungen des baulichen 
Schutzes viele Menschen eine Überle­
benschance haben. Weizsäcker und sein 
früherer wirtschattlicher Mitarbeiter Dr. Phi­
lipp Sonntag (in seinem Buch "Verhinde­
rung und Linderung atomarer Katastro­
phen") sprechen sich für einen erkennbar 
defensiven Zivilschutz aus, vor allem für 
einen vereinfachten Schutzraumbau als 
Fall-out- und Trümmerschutz. Vorbereiten­
de Maßnahmen im Bereich der gesund­
heitl ichen Versorgung sollten die Schutz­
vorkehrungen ergänzen. Für wichtig im 
Hinblick auf die Akzeptanz wird eine Auf­
klärung der Bevölkerung gehalten - eine 
Erkenntnis, der unser politisches Handeln 
leider nicht immer entspricht. Die kleinen, 
aber lautstarken Gruppen der Gegner, die 
ich einleitend zitiert habe, versuchen nicht 
ohne Erfolg, die öffentliche Meinung nega­
tiv zu beeinflussen. Dem gilt es entgegen­
zuwirken, wir dürfen diese Informations­
aufgabe nicht allein Organisationen wie der 
Deutschen Schutzbaugemeinschaft und 
dem Bundesverband für den Selbstschutz 
überlassen, die sich oftmals allein gelassen 
fühlen müssen. 

Es muß mehr geschehen 

Ich möchte abschließend zusammenfas­
sen: Der militärischen Strategie der Ab­
schreckung steht im Bereich des Zivil­
schutzes bisher nichts Adäquates zur Sei­
te, einerseits wohl im Vertrauen auf den 
dauerhatten Erfolg, anderereits wegen der 
Überlegungen, daß Zivilschutz keine direk­
te strategiSChe Bedeutung besitzt. Der 
löchrige Schirm des Zivilschutzes hat - so 
erstaunlich dies erscheint - noch nie zu 
der Frage geführt, ob wir, gemeint ist die 
NATO insgesamt, deswegen nur " bedingt 
abwehrbereit " sind. Daß mehr geschehen 
muß, steht außer Zweifel , und daß dies 
nicht kurzfristig zu realisieren ist - mit oder 
ohne Schutzbaupflicht - wissen auch die 
Insider. 

Wir Freien Demokraten werden die zu er­
wartenden Vorschläge des Bundesinnen­
ministers und seiner Experten unter den 
vorgenannten Gesichtspunkten sorgfältig 
prüfen. Ob die Lösung des Problems 
Schutzraumbau in der Erhöhung der Zu­
schüsse, in der Senkung der technischen 
Anforderungen , in einer Kombination von 
beidem oder allein im öffentlichen Schutz­
raumbau liegt, will ich bewußt heute offen­
lassen. Daß wir das Machbare vor die Per­
fektion setzen werden, habe ich hinrei­
chend deutlich gemacht. Nur so kommen 
wir auch in dieser politischen Frage schritt­
weise weiter. 



Vorführungen und Informationen auf der Trabrennbahn Berlin-Mariendorf 

12000 katnen zum 
,,Renntag des freiwilligen Helfers" 

Innensenator Heinrich Lummer hob die Leistungen der Hilfsorganisationen lobend heraus 

Strahlender Himmel, Sonnenschein, die 
Fahnen des Bundes, des Landes Berlin 
und der Hilfsorganisationen flatlern im 
Wind, eine fröhlich gestimmte Menschen­
menge: So präsentierte sich der" Renntag 
des freiwilligen Helfers" auf der Trabrenn­
bahn in Berlin-Mariendort. 

Ein Renntag 
als Werbe veranstaltung 

Dem Ereignis vorangegangen waren ein­
gehende Planungen einer Arbeitsgruppe 
unter Leitung des Senators für Inneres, 
Heinrich Lummer. Beteiligt waren die Berli­
ner Feuerwehr, das Technische Hilfswerk, 
der Arbeiter-Samariter-Bund, die Deut­
sche Lebens-Retlungs-Geselfschaft, das 

Blickfang für die zahlreichen Besucher: der 
WOrfel mtt den heHenden Händen. 

Bürgermeister und In· 
nensenator Heinrich 
Lummer bei seiner An· 
sprache. 

Mit flotten Rhythmen 
begeisterte der THW­
Spielmannszug aus 
Salzgitter. 

Der Informationsstand 
des Deutschen Rotan 
Kreuzes. 
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Auch die Feuerwehr Informierte Ober Ihre Aufgaben. 

Deutsche Rote Kreuz, die Johanniter-Un­
fall-Hilfe, der Malteser-Hilfsdienst und die 
Gesellschaft für den Zivilschutz in Berlin. 

Die Arbeitsgruppe hatte für die diesjährige 
Werbeveranstaltung einen" Renntag" vor­
gesehen, der im Zusammenwirken mit 
dem Trabrennverein Mariendorf stattfand. 
Alle Organisationen hatten für den Renntag 
geworben, 12000 Besucher waren diesem 
Werben gefolgt. 

Bereits beim Betreten der Rennbahn wur­
den die Besucher durch einen Würfel mit 
den "helfenden Händen", der von einem 
THW-Kran hochgehalten wurde, auf die 
Organisationen eingestimmt. An zahlrei­
chen Informationsständen konnten die Be­
sucher sich über die Aufgaben der Hilfsor­
ganisationen sachkundig machen. Ferner 
hatten sie Gelegenheit, einige Fahrzeuge 
der Hilfsorganisalionen zu besichtigen. 

Die GZS hatte Geburtstag 

Bereits vor der Eröffnung des Rennbetrie­
bes spielte der THW-Spielmannszug Salz­
gitter, bestehend aus 63 Mädchen und 
Jungen, flotte Weisen und brachte die 
Rennplatzbesucher in Stimmung. 

Die Rennen, die in gewohnter Weise statt­
fanden, waren den Organisationen gewid-

- --

Die Fahrzeuge der HIlfsorganisatIonen fanden groBe. Inlere88e 
der Besucher. 

met, die auch die Sieges pokale stifteten 
und übergaben. Jedoch im Hauptrennen 
um den "Großen Preis der Gesellschaft für 
den Zivilschutz in Berlin" nahm Bürgermei­
ster und Innensenator Heinrich Lummer 
die Siegerehrung vor. Die Gesellschaft 
wurde an diesem Tage 15 Jahre alt und 
feierte das Jubiläum im Rahmen des Renn­
tages. Ein Grund für den Repräsentanten 

Das Abseilen mit dem ROllgUs.gerät wurde de­
monstriert. 

des Landes Berlin, Bürgermeister Heinrich 
Lummer, die Siegerehrung selbst vorzu­
nehmen. 

In den Rennpausen gestalteten die Organi­
sationen ein buntes Programm, das nicht 
nur unterhielt, sondern auch sachliche In­
formationen lieferte. Das galt für einen gro­
ßen Wagenkorso und einen ZeItaufbau­
wettkampf ebenso wie fur das Abseilen 
eines Mannes und das Selbstretten mehre­
rer Personen aus Höhen. 

Der Wagenkorso wurde von allen Organi­
sationen getragen, rund 70 Fahrzeuge nah­
men daran teil. Sie füllten das Rund der 
Trabrennbahn und ließen ahnen, welches 
Hilfeleistungspotential die Veranstalter ver­
körpern. 

Wettkampf, Abseilen und 
Selbstrettung 

Der Zeltaufbauwettkampf wurde von den 
Junghelfern des Technischen Hilfswerks, 
der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft, des Deutschen Roten Kreuzes, der 
Johanniter-Unfall-Hilfe und des Malteser­
Hilfsdienstes ausgetragen. Die Helfer des 
Deutschen Roten Kreuzes belegten den 
ersten Platz. Sie haben nicht nur Wett­
kampffieber, das sich aul die Zuschauer 

--

Das Salbstr.tten aus Höhen fUhrten Helfer der Gesellschaft für den Zivil· 
schutz In Berlln am Trlbünenhau8 vor. 
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Der Zeltaufbauwettkampf Ist In vollem Gang. 



Für die einzelnen 
Rennen .. . 

... hatten dl. Hltflor­
ganlsatlonen Pokale 
gestiftet. 

Fehrzeugkorao wäh­
rend d .. "Renntags 
des fre4willlgen H . ... 
fe,..", 

AI. Erlnoerungsgaben 
überreicht BOrg_rme'· 
eter Heinrich Lummer 
Berlln-Radlerungen an 
dl. Hetter. 

(Fotos: 
Berliner Feuerwehr) 

übertrug, erzeugt, sondern auch demon­
striert, welche Mühe es macht, ein Zelt auf­
und abzubauen, aber wie schnell das ge­
schehen kann, wenn die Akteure fachkun­
dig sind. 

Das Abseilen zeigte die Berliner Feuer­
wehr. Ein Feuerwehrmann seilte sich von 
einer ausgefahrenen Drehleiter aus 30 Me­
tern Höhe ab, während gleichzeitig die 
Berliner Fahne in die Höhe ging. 

Das Selbstretten aus Höhen war Angele­
genheit der Helfer der Gesellschaft für den 
Zivilschutz in Berlin. Sie ließen sich mit 
einer Fangleine an den Wänden des Tribü­
nenhauses herab und demonstrierten, daß 
durchaus die Möglichkeit besteht, sich mit 
einem einfachen Hilfsmitte l selbst zu hel­
fen - wenn man es gelernt hat. Diese 
Vorführung ergänzte die Demonstration 
der Berliner Feuerwehr und zeigte die 
Grenze zwischen professionell organisier­
ter Hilfe und Selbsthilfe. 

Radierungen zur Erinnerung 

Der Renntag war dem freiwilligen Helfer 
gewidmet. Bürgermeister und Innensena­
tor Heinrich Lummer sprach bei dieser 
Gelegenheit allen Hilfsorganisationen und 
ihren Helfern den Dank des Senats aus. Er 
tat das in einer bemerkenswerten Rede, die 
von dem bekannten Wort des ermordeten 
amerikanischen Präsidenten John F. Ken­
nedy ausging, der Bürger möge nicht nur 
Forderungen an den Staat stel len, sondern 
sich selbst fragen, was er für die Gemein­
schaft tun könne. Lummer würdigte dann 
die Leistungen der Hilfsorganisationen und 
der ehrenamtlichen Helfer und rief alle die­
jenigen zu aktiver Mitarbeit auf, die bislang 
noch abseits stehen. 

Zum Schluß gedachte er des Jubiläums der 
Gesellschaft für den Zivilschutz in Berlin 
und wünschte ihr weiterhin viel Erfolg . 

Der Bürgermeister überreichte dann den 
Organisationen zur Erinnerung an den 
Renntag Berliner Radierungen mit einer 
eigenhändigen Widmung. 

Auch zahlreiche Ehrengäste waren zum 
Renntag des freiwilligen Helfers gekom­
men, so Berliner Bundestagsabgeordnete, 
Mandatsträger des Abgeordnetenhauses 
von Berlin, die Repräsentanten der Berliner 
Hilfsorganisationen, der Präsident des 
Bundesamtes für Zivilschutz, Dr. Paul Wil­
helm Kalb, und der amtierende Direktor 
des Technischen Hilfswerks, Regierungs­
direktor Krutzki. 
Der "Renntag des freiwilligen Helfers " war 
ein gelungener Tag. Das Ereignis hat nicht 
nur die Organisationen erneut in das Be­
wußtsein der Öffentlichkeit gerückt und die 
Bereitschaft zum Mitwirken verstärkt, son­
dern er hat auch allen Beteiligten Spaß 
gemacht. 
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Ärzte-Initiative für Sicherheit und Frieden seit 1958 

Sichtung aus anderer Sicht 

Auch im Katastrophenfall wird von den Ärzten Hilfe erwartet 

Seit 1958 gehen von den Ärztekammern 
und vom Deutschen Ärztetag Initiativen 
der Ärzteschaft für Sicherheit und Frie­
den aus. Autor W. Koch, Redakteur 
beim "Niedersächsischen Ärzteblatt", 
erinnert In diesem Zusammenhang z. B. 
an die Initiative der Ärztekammer Nle­
dersachsen, die den Wegweiser " Medi­
zinische KatastrophenhIlfe" herausge­
geben hat. 

Im Rahmen der derzeitigen Diskussion 
über die Katastrophenmedizin und vor­
nehmlich über die Sichtung (Triage) 
veröffentlicht das "Zivilschutz-Maga­
zin" nachfolgend den Beitrag von W. 
Koch In leicht überarbeiteter Fassung: 

Die Wissenschaffsgläubigkeit wird in unse­
rer heutigen Zeit gerne zu Argumentations­
zwecken in der politischen Auseinander­
setzung benutzt. Und so gibt es durchaus 
auch Leute mit akademischen Titeln, die 
sich zusammenschließen, um der Öffent­
lichkeit zu suggerieren, nur sie seien für 
den Frieden. Dabei gibt es aber keinen 
Menschen, der nicht für den Frieden ist. 
Selbst die führenden Staatsmänner in Ost 
und West sind für den Frieden, sie sind 
aber auch für Sicherheit. 

Seit geraumer Zeit ziehen sogenannte Ärz­
te- Initiativen und Friedensgruppen gegen 
die Katastrophenmedizin zu Felde. Mit der 
Behauptung , "die katastrophenmedizini­
sche Fortbildung diene der Kriegsvorberei­
tung " verbreiten sie Unsicherheit in der 
Bevölkerung. Der Aufhänger für die Ver­
teufelung der Katastrophenmedizin ist das 
Prinzip der Sichtung, international auch als 
Triage bezeichnet, das bei einem Massen­
anfall an Verletzten zwangsläufig Anwen­
dung finden muß, um dem obersten ärztli­
chen Gebot gerecht zu werden: Lebensbe­
drohende Verletzungen sofort, leichtere 
nachrangig zu behandeln. 

Dieses Prinzip ist die wichtigste Vorausset­
zung zur Bewältigung einer akuten Notfall­
situation mit zahlreichen Verletzten. Das 
Prinzip der Sichtung wird nach Auffassung 
aller SaChverständigen immer dann zur An-
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wendung kommen müssen, wenn ein kras­
ses Mißverhältnis zwischen dem Hilfebe­
dürfnis vieler Menschen, verfügbaren per­
sonellen Kräffen und materiellen Hilfsmit­
te ln qualitativ wie quantitativ besteht und 
verhältnismäßig aufwendige Diagnose­
und Therapiemaßnahmen nicht durchge­
führt werden können, um nicht zusätzliche 
Gesundheitsschäden bei der Mehrzahl der 
Betroffenen durch Zeitverlust und Behand­
lungsmängel zu verursachen. 

Ziel der Sichtung ist weiterhin, mit den zur 
Verfügung stehenden beschränkten Mit­
te ln möglichst viele Notfallpatienten mit 
Überlebenschancen zu behandeln. Die 
Sichtung bedeutet also auch, unter Zeit­
druck bei improvisierten Verhältnissen Be­
handlungsprioritäten zu setzen. 

Über diese Definition, die ihre Bestätigung 
in einer Studie der WeItgesundheitsorgani­
sation findet, besteht weltweit Überein­
stimmung. Die auch wissenschafflieh nicht 
haltbaren Argumente, die Prinzipien der 
Sichtung seien deshalb mit dem ärztlichen 
Berufsethos unvere inbar, weil Kriterien der 
individual-medizinischen Versorgung miß­
achtet und "Schwerstgeschädigte ohne 
Überlebenschancen" aussortiert würden, 
haben vor den in Ost und West anerkann­
ten Kriterien zur Bewältigung eines Mas­
senanfalls von Verletzten keinen Bestand. 
Darüber hinaus ergibt sich, daß die organi­
satorische Vorbereitungen für die ärztliche 
Hilfe bei Katastrophen und selbst für den 
Verteidigungsfall möglicherweise vergeb­
lich, jedOCh nie falsch sein können. Denn 
die ärztliche Hilfeleistung entspricht den 
ethischen Grundnormen ärztlichen Han­
delns. 

Namhaffe Repräsentanten der Ärztekam­
mern haben sich seit 1958 immer wieder 
für Sicherheit und Frieden ausgesprochen. 
Ihr Engagement hat zu Beschlüssen und 
Resolutionen auf den Deutschen Ärzteta­
gen geführt, in denen auf die Gefahren 
durch Katastrophen und Kriege, insbeson­
dere des Atomkrieges, hingewiesen wor­
den ist. Sie haben neben dem dringenden 
Anliegen, Kriege zu verhindern, in Bewußt-

sein ihrer Verantwortung für die Gesund­
heit der Bevölkerung die Forderung erho­
ben, sinnvolle und erfolgversprechende 
Pläne und Vorbereitungen für die medizini­
sche Hilfeleistung im Rahmen des Kata­
strophenschutzes und des Zivilschutzes 
zu entwickeln. 

Anfang dieses Jahres hat der Vorstand der 
Bundesärztekammer erneut die Initiative 
ergriffen und eine Denkschriff über die 
Rechte und Pflichten des Arztes in der 
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen 
der medizinischen Versorgung bei Kata­
strophen im Frieden und ihre Berücksichti­
gung in den Katastrophenschutzgesetzen 
verabschiedet. Darin heißt es, nach Recht 
und Gesetz tragen diejenigen, die durch 
die Erteilung der staatlichen Approbation 
zur Ausübung der Heilkunde als Arzt oder 
Ärztin berechtigt sind, besondere Verant­
wortung auf dem Gebiet des Gesundheits­
wesens gegenüber dem Staat und vor al­
lem gegenüber den Menschen in diesem 
Staat. Kein Gericht wird sie jemals davon 
entlasten. 

Darüber hinaus steht der einzelne Arzt im 
Banne seines Gewissens und unter der 
unsichtbaren Flagge der Humanität. 

Wenn sich der Vorstand der Bundesärzte­
kammer dieser Probleme erneut und inten­
siv annimmt, so geht er von der zweifellos 
unbestreitbaren öffentlichen Auffassung 
aus, daß auch im Katastrophenfall vom Arzt 
Hilfe und Leistungen erwartet werden 
kann, wie sie ihm das Bürgerliche, das 
Straf- und das Berufsrecht vorschreiben. 
Die Bundesärztekammer ist der Auffas­
sung, daß es im Interesse der Menschen in 
der Bundesrepublik Deutschland unerläß­
lieh ist, diese ärztlichen Aufgaben auch in 
den entsprechenden Gesetzen und Ver­
fahrensregelungen festzulegen. Die Ein­
ordnung der Ärzte in das System der Kata­
strophenhilfe ist allerdings nicht so einfach, 
vor allem nicht in der dringlichsten ersten 
Phase der Katastrophe, in der die größte 
Bedrohung menschlichen Lebens und der 
höchste Bedarf an schneller und rettender 
Hilfe bestehen. 



Erfahrungsbericht zeigt Mängel und Verbesserungsvorschläge auf 

Wirksame HiHe 
ist kein Zufall 

Katastrophenschutzvollübung im Hilfskrankenhaus Weißenhorn/ Landkreis 
Neu-Ulm 

.. Nach 15jähriger Lagerzeit: Einwandfreier 
Zustand" - so lautete der Titel einer ersten 
Auswertung der KatastrophenschutzvoI lü­
bung im Hilfskrankenhaus Weißenhorn, 
veröffentl icht in der Dezember-Ausgabe 
1983 des "Zivilschutz-Magazins " . Bis die 
endgültigen Erfahrungsberichte von Kata­
strophenschutzübungen verfaßt sind , ver­
geht eine Zeit. Doch nun liegt der Bericht 
des Landratsamtes Neu-Ulm, herausgege­
ben von Landrat Franz-Josef Schick vor: 
"Wirksame Hilfe - kein Zufal l" ist er beti­
te lt. Unter diesem Motto stand auch die 
Übung im Hilfskrankenhaus Weißen horn. 
Im fo lgenden soll auf die w ichtigsten Erfah­
rungen und Erkenntnisse, die aus dieser 
Vollübung gezogen wurden , näher einge­
gangen werden. 

Übungsziele 
und erste Ergebnisse 

Mit der Vollübung im Hilfskrankenhaus 

Material für ein HIlfskrankenhaus 

Weißenhorn sol lten folgende Übungsziele 
erreicht werden : 

• Erproben der Konzeption des Freistaa­
tes Bayern zur Aktivierung des Hilfskran­
kenhauses in einem Krisenfall ; 
• Erproben des Funktionsablaufes sowie 
der Zusammenarbeit des Personals (Sani­
tätspersonal, Ärzte, Pflegepersonal) ; 
• Probelauf der technischen Anlagen des 
Hilfskrankenhauses. 

Bei der ersten Besprechung im Anschluß 
an die Übung wurde von der Übungsleitung 
betont, daß die gesteckten Ziele weitge­
hend erreicht worden seien. Die Übung hat 
gezeigt, daß die ärztl ichen Geräte und die 
Einrichtungs- und Ausrüstungsgegenstän­
de zwar einfach, aber brauchbar sind und 
sich trotz zum Teil über 15jähriger Lager­
zeit in einwandfreiem Zustand befinden. 
Nach den entsprechenden Plänen ist die 
Inbetriebnahme eines Hilfskrankenhauses 
in überraschend kurzer Zeit zu bewerkstel­
ligen. Die Planungen lassen sich mit ver­
tretbarem Arbeitsaufwand bewältigen . 

Technische Anlagen: 
regelmäßig warten 

Erfahrungswerte, die aus der Katastro­
phenschutzvoilübung gewonnen wurden, 
sind nun als umfangreicher Bericht veröf­
fentlicht worden. Im folgenden wird nur auf 
einige wesentliche Erkenntnisse einge­
gangen. 

Bei den technischen Anlagen hat sich er­
wiesen, daß regelmäßig gewartete Anlagen 
in gutem Zustand sind und zur Zufrieden­
heit arbeiten. Bei den Anlagen, die sehr 
lange Stillstandszeiten haben, zeigen sich 
deutlich größere Anfälligkeiten. Oft funktio­
nieren diese Anlagen gar nicht. 

Vorgeschlagen wird, sämtl iche Steuer- und 
Regelfunktionen durch häufige Probeläufe 
- zweimal wöchent lich zwei bis drei Stun­
den - zu prüfen. Die Klimaanlage würde 
sich für die Überprüfung geradezu anbie­
too , da die Entfeuchtung der Räume große 
Bedeutung für das Gebäude und der darin 
gelagerten Gegenstände hat. 

Festgestellt wurde ferner , daß die Not­
stromanlagen für die gesamten Installatio­
nen nicht ausreichen und deshalb verstärkt 
werden sollten. Ebenfalls zu bemängeln 
war die Versorgung mit Strom und Wasser 
im nichtgeschützten Bettentrakt: Im Ge­
gensatz zu dem te ilgeschützten Funktions­
teil gibt es hier keine Notstromaggregate 
und Notbrunnen. An die Notversorgung 
müßte aber auch der Bettentrakt ange­
schlossen werden . 

Nach Auffassung des Landratsamtes Neu­
Ulm müßte in allen Hilfskrankenhäusern 
eine fest Telefonanlage mit Nebenstellen in 
allen wichtigen Räumen im geschützten 
Bereich und Anschlußmöglichkeiten in den 
Stationsbereichen vorgesehen werden. 
Bei der Einrichtung von Feldfernsprechge­
räten muß das Personal des Hilfskranken­
hauses entsprechend eingewiesen 
werden . 

Triage bereits vor Ort 
durchführen 

Während des Übungsablaufs (Katastro­
phenfall) wurden wichtige Erkenntnisse 
festgehalten . Under anderem ist das Land­
ratsamt Neu-Ulm der Meinung, daß die 
eingesetzten Ärzte besser gekennzeichnet 
werden müssen und von Anfang an ein 
leitender Notarzt zu bestimmen ist. Weiter 
heißt es im Erfahrungsbericht: "Eine Triage 
ist bereits vor Ort unbedingt notwendig. Im 
Bereich des Verbandplatzes müßten des­
halb mehr Ärzte vorgesehen werden. Bei 
der Übung in Weißenhorn hätte schon bei 
der Retturig derVerletzten aus dem Bus ein 
Arzt mitwirken sollen ... Der Abtransport 
der Verletzten ... ist in Teamarbeit mit 
einem Arzt vor Ort zu regeln." 

ZS-MAGAZIN 9/85 15 



Wichtig ist es nach Auffassung der Verant­
wortlichen auch, die Verletztensammel­
stelle nicht zu nahe am Schadensort einzu­
richten. 

Der Betrieb 
des Hilfskrankenhauses 

Eine breite Palette an wichtigen Erfahrun­
gen aus dem Betrieb des Hilfskrankenhau­
ses selbst aufgeführt. Die Mängel und Ver­
besserungsvorschläge betreffen hier zwar 
Weißen horn, finden aber vielleicht auch 
Gültigkeit für andere Hilfskrankenhäuser. 

Wörtlich heißt es in dem Erfahrungsbericht: 

• "Die Raumaufteilung im Funktionsteil 
des Hilfskrankenhauses Weißen horn ist 
nicht günstig, weil der Röntgenraum nicht 
zwischen den Aufnahmeräumen und den 
OP-Bereichen, sondern hinter diesen liegt. 
Eine Änderung ist jedoch leider nicht mehr 
möglich. Bei der Planung künftiger Hilfs­
krankenhäuser sollte dies aber berücksich­
tigt werden. 

• Die Warteräume (OP-Vorbereitung) sind 
zu klein. Das Hilfskrankenhaus Weißen­
horn ist jedoch noch nach den alten Richtli­
nien gebaut worden. 

• Die Stockbetten sind für eine Versor­
gung der Patienten ungünstig und daher 
nur für die Unterbringung von leichter ver­
letzten Personen zu empfehlen. 

• Für die Hitfskrankenhäuser sollten mehr 
Infusionsständer bereitgehalten werden. 

• Es wäre vorteilhaft, wenn die Sterilisato-
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Blick In den Betten­
trakt eines HIlfskran· 
kenhauses. 

ren in den vorgesehenen Räumen ange­
schlossen würden. 

• Während der Sterilisation fällt ein OP-Set 
für mindestens eine Stunde aus. Dies 
könnte bei einem Massenanfall von Ver­
letzten zu Problemen führen, wenn in allen 
OP's Verletzte versorgt werden müssen. 

• Ein Teil der für das Hilfskrankenhaus 
vorgesehenen Medikamente, Verbandmit­
tel, Gummihandschuhe usw. könnte dau­
ernd in der Apotheke des Stammkranken­
hauses gelagert werden, um dort durch 
Verbrauch und Ersatz dauernd ausge­
tauscht zu werden. Dies hätte, neben einer 
Kosteneinsparung, den Vorteil, daß das 
einschlägige Personal des Stammkranken­
hauses mit diesen Gegenständen vertraut 
würde. Evtl. häufig auszutauschende Medi­
kamente sotlten jedoch weiterhin in ZS­
Sanitätsmittellagern vorgehalten werden. 
Soweit mehrere Stamm- und Hilfskranken­
häuser in einem Landkreis vorhanden sind, 
kann evtl. eine gemeinsame Kranken­
hausapotheke für alle Krankenhäuser vor­
gesehen werden. 

• In den Hilfskrankenhäusern müßten 
mehr Krankentragen bereitgehalten wer­
den. Zusätzlich wäre eine Vereinheitli­
chung aller Tragen anzustreben. 

• Für den Sichtungs- bzw. Untersu­
chungsbereich sollte möglichst ein Bild­
wandler vom Bund eingeplant werden. 

• Das bisher gelagerte ärztliche Nahtmate­
rial wäre gegen modernere Materialien 
auszutauschen. 

• Die ärztlichen Geräte sollten für kleinere, 
mittlere und größere ärztliche Eingriffe bes-

ser gegliedert und verpackt werden. Dabei 
wären auch spezielle Bestecke, z. B. HNO­
Ausstattung, in eigenen Kisten zu lagern. 

• Es sollten modernere ärztliche Instru­
mente eingeführt werden. 

• Fürdie Schwerverletzten sind Bettensta­
tionen möglichst in der Nähe der OP-Berei­
che einzurichten. 

• Das Mitwirken von niedergelassenen 
Ärzten ist unerläßlich. Die Zusammenarbeit 
mit den niedergelassenen Ärzten, die an 
der Übung im Hilfskrankenhaus Weißen­
horn teilgenommen haben, war gut. 

• Die eingelagerte Personalwäsche (z. B. 
OP-Mäntel) reicht, bei teilweise m Ausfall 
wegen Reinigungsvorgängen, für einen 
längeren Betrieb des Hilfskrankenhauses 
nicht aus. Dieses Problem wird noch ver­
stärkt, wenn das Stammkrankenhaus über 
keine eigene Wäscherei verfügt, sondern 
die Wäschearbeiten vergeben hat." 

Gesamtergebnis 

Etwa 600 Personen waren an der Katastro­
phenschutzvoilübung "Wirksame Hilfe -
kein Zufall" beteiligt. Während der Hauptü ­
bung im Hilfskrankenhaus waren rund 50 
Personen tätig. Insgesamt waren 73 Ver­
letztendarsteller im Einsatz. 

17000 DM hat der Bund für die Übung im 
Hilfskrankenhaus Weißenhorn zur Verfü­
gung gestellt, Reparaturkosten für die Kli­
ma-Lüftungsanlage in Höhe von 18000 DM 
hat der Bund ebenfalls übernommen. Vom 
Landkreis Neu-Ulm mußten weitere 7000 
DM aufgewendet werden. 

Insgesamt ist zu sagen, daß die Bewälti­
gung eines Katastrophenfalles durch ein 
auf V-Organisation umgestelltes Landrats­
amt wegen des Vorliegens entsprechender 
Pläne und einschlägiger Ubungserfahrun­
gen (WINTEX-Übungen) keine besonde­
ren Schwierigkeiten bereitete, obwohl zwei 
Organisationsmodelle (V-Organisation und 
K-Organisation) miteinander kombiniert 
werden und die eingesetzten Kräfte teil­
weise eine Doppelfunktion wahrnehmen 
mußten. 

Im Krankenhaus klappte der Aufbau des 
Funktionstei ls und des Bettentraktes sehr 
gut ; trotz 15jähriger Lagerzeit war die Aus­
stattung in einwandfreiem Zustand. Die Zu­
sammenarbeit von Fachpersonal aus dem 
Stammkrankenhaus und hinzugezogenen 
Kräften, wie die Schwesternhelferinnen 
des Bayerischen Roten Kreuzes, war gut. 

Last not least ist hervorzuheben, daß die 
Inbetriebnahme eines Hilfskrankenhauses 
in überraschend kurzer Zeit zu bewerkstel­
ligen ist - wenn entsprechende Pläne exi­
stieren und dementsprechend geübt wird: 
damit Hilfe kein Zufall ist. boe 



Johannes Hendrikus van Schoonhoven, Direktion für Trink- und Brauchwasser­
versorgung des Ministeriums für Wohnungswesen, Raumordnung 
und Umwelt der Niederlande, Leidschendam 

Wolfram Such, Wahnbachtalsperrenverband Siegburg 

Im Vergleich zum Nachbam: 
Trinkwasser-Notversorgg1g 
in den 
Wasserwerke müssen auch in Ausnahmesituationen 
ihrer Lieferverpflichtung nachkommen 

Kürzlich ist im ZS-MAGAZIN zusammen­
fassend über den Stand der Vorsorge maß­
nahmen zur Trinkwasser-Notversorgung 
nach dem Wassersicherstellungsgesetz in 
der Bundesrepublik Deutschland sowie die 
hierzu bisher errichteten Anlagen und Ein­
richtungen berichtet worden (1). Der Be­
such von Johannes Hendrikus van 
Schoonhoven aus den Niederlanden auf 
einem der in der Katastrophenschutzschu­
le des Bundes veranstalteten Fachsemina­
re über Fragen der Trinkwasser-Notversor­
gung bot Gelegenheit zum Erfahrungsaus­
tausch und zu einem Vergleich der ent­
sprechenden Maßnahmen in beiden Län­
dern (2). 

Unterschiedliche 
Bedingungen 

Die Niederlande und die Bundesrepublik 
Deutschland sind ähnlich dicht besiedelte 
und stark industrialisierte Industriestaaten 
mit hohem Lebensstandard und Bedarf an 
Trinkwasser. Dabei leben die rund 14 Mil­
lionen Niederländer, das entspricht etwas 
mehr als 20 Prozent der Bevölkerung der 

Bundesrepublik, auf n~r knapp 15 Prozent 
der Fläche unseres Territoriums erheblich 
dichter zusammengedrängt: Die durch­
schnittliche Bevölkerungsdichte in den 
Niederlanden beträgt 380 Einwohner je 
Quadratkilometer im Vergleich zu etwa 247 
Einwohner je Quadratkilometer in der Bun­
desrepublik Deutschland. Für beide Länder 
gelten auch wegen der unterschiedlichen 
Untergrundverhältnisse andere Bedingun­
gen für die Sichersteilung der T rinkwasser­
versorgung. Die Niederländer leben über­
wiegend auf flachem Land, weiträumig in 
bzw. sogar unter Meereshöhe und geolo­
gisch jungem Boden, der in erheblichem 
Umfang aus dem Meer entstanden ist bzw. 
von den feinkörnigen Ablagerungen im 
Mündungsbereich des Rheinstromes und 
seiner Nebenarme gebildet wird. 

Insgesamt stammt das Trinkwasser in den 
Niederlanden etwa zu zwei Dritteln aus 
dem Grundwasser; je ein Sechstel des 
Rohwassers liefern Rhein und Maas. Die 
nutzbaren Grundwasservorkommen sind 
in den Niederlanden regional durch das 
Eindringen von salzhaltigem Nordseewas­
ser und wegen der geringen Durchlässig-

Femmelde- und funk­
technische Anlagen Im 
Schutzraum ein •• gro. 
Ben W .. serwerk •• In 
den Niederlanden. 

keit der Ablagerungen im Untergrund ein­
geschränkt. Das Trinkwasser muß daher in 
erheblichem Umfang von überregionalen 
Versorgungsunternehmen über größere 
Entfernungen herangeführt werden. 

Diese Situation ist nicht nur für die frie­
densmäßige Wasserversorgung maßge­
bend, sondern bestimmt zugleich die Vor­
aussetzungen fur die Tnnkwasser-Notver­
sorgung im Verteidigungsfall. Bei Beein­
trächtigungen oder vollständigem Ausfall 
der öffentlichen Wasserversorgung stehen 
für Zwecke der Trinkwasser-Notversor­
gung zu nutzende örtliche Grundwasser­
vorkommen und private, von den zentralen 
Versorgungsnetzen unabhängige Brunnen 
kaum zur Verfügung. Diese Gesichtspunk­
te müssen beim Vergleich mit der Bundes­
republik Deutschland berücksichtigt wer­
den, für die seinerzeit in einer wasserwirt­
schaftlichen Vorsorgeplanung eine Kon­
zeption entwickelt und 1968 auch verwirk­
licht wurde. Diese Konzeption beinhaltet 
eine von den friedensmäßig genutzten An­
lagen der zentralen öffentlichen Wasser­
versorgung unabhängige Trinkwasser­
Notversorgung durch Errichtung, Umbau 
und Erhaltung von netzunabhängigen Ein­
zelbrunnen und Quellfassungen nach ei­
nem Schwerpunktprogramm vorrangig in 
Großstädten, Ballungs- und Industriege­
bieten sowie deren Einzugsbereichen 
(1, 3). 

Rechtsgrundlagen 

Nach dem Wasserwerksgesetz vom 
6. April 1957 (Waterleidingwet) sind die 
niederländischen Wasserwerke verpflich­
tet, den Abnehmern Trinkwasser in ausrei­
chender Menge und Druck zur Verfügung 
zu stellen, das den Anforderungen der 
Volksgesundheit genügt. Im Wasserwerks­
gesetz wird nicht zwischen der Lieferung 
von Trinkwasser unter normalen friedens­
mäßigen Bedingungen und in Ausnahme­
situationen unterschieden. Diese Liefer­
verpflichtung gilt uneingeschränkt. Bei 
Ausnahmesituationen ist nicht nur an 
Kriegsumstände, sondern auch an Kata­
strophen in Friedenszeiten gedacht, bei 
denen die normale Versorgung durch die 
Wasserwerke mit einwandfreiem Trinkwas­
ser hinsichtlich Menge und Druck ernsthaft 
gefährdet, eingeschränkt oder sogar völlig 
lahmgelegt werden kann. Hierunter sind 
z. B. Naturkatastrophen, wie langanhalten­
de Trockenperioden, Unwetter, Über­
schwemmungen, Sturmfluten, Explosio­
nen und Großbrände sowie umfangreiche 
Störungen und Unglücksfälle, verbunden 
mit Verunreinigungen von Wasservorkom­
men zu verstehen. Auch unter solchen 
Umständen muß die Bevölkerung mög­
lichst lange und ausreichend mit Trinkwas­
ser versorgt werden. 
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In der Bundesrepublik Deutschland gilt un­
abhängig von den zur Sicherstellung der 
friedensmäßigen Trinkwasserversorgung 
maßgebenden Bestimmungen speziel l für 
den Verteidigungs fall das" Gesetz über die 
Sicherstei lung von Leistungen auf dem 
Gebiet der Wasserwirtschaft für Zwecke 
der Verteidigung (Wassersicherstellungs­
gesetz) ", eines der Vorsorgegesetze, mit 
den dazu ergangenen Rechtsverordnun­
gen, Planungs- und Ausführungsvorschnf­
ten. Die Planung und Durchführung von 
Maßnahmen aufgrund des Wassersicher­
stellungsgesetzes obliegen den Ländern , 
Gemeinden und Gemeindeverbänden im 
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Gegen SplItterwirkung 
geschütztes unterirdi­
sches Pumpwerk In el· 
nem Gruppenwasser­
werk für elf Gemein­
den In den Nieder­
landen. 

Durch zusätzliche 
Schutzmauer ge­
schütztes Trlnkw8S­
ser-Pumpwerk In ei­
nem Gruppenwesser­
werk für elf Gemein­
den in den Nieder­
landen. 

Auftrag des Bundes. Die Inhaber von Was­
serversorgungsanlagen können zu ent­
sprechenden Vorsorgemaßnahmen auf 
Kosten des Bundes verpflichtet werden 
(1,3 , 8) . 

Lebensnotwendiger 
Trinkwasserbedarf 

In den Niederlanden werden - ähnlich wie 
in der Bundesrepublik Deutschland , wo ein 
lebensnotwendiger Trinkwasserbedarf von 
15 I/Person und Tag gilt - als Mindestmen­
ge 3 I pro Person und Tag zum Trinken und 
zusätzlich mindestens 10 I für die Reini-

Neubau eines Trink­
wasser-Pumpwerkes 
ohne Fenster zum 
Schutz gegen Splitter­
wirkung. 

gung und Zubereitung von Nahrungsmit­
teln sowie für die Körperpflege zugrunde 
gelegt. Für die Toilettenspülung ist in Aus­
nahmesituationen nach Möglichkeit 
Waschwasser zu verwenden . Für die Ver­
sorgung eines Verletzten oder Verwunde­
ten sind in Unfallstationen 15 I, in Ver­
bandräumen 40 I und in Lazaretten 100 I 
bereitzustellen (4) . 

Verpflichtungen der 
Wasserwerke 

Grundwasser ist im Unterschied zum 
Oberflächenwasser aus Flüssen und Seen 
durch die abdeckenden Bodenschichten 
gegen unmittelbare Einwirkungen aus der 
Atmosphäre abgeschirmt und daher der 
Verstrahlung, Verunreinigung und Verseu­
chung durch atomare, biologische und 
chemische Gift- oder Kampfstoffe in er­
heblich geringerem Umfang ausgesetzt. 

Da in den Niederlanden Einzelbrunnen für 
eine netzunabhängige Trinkwasser-Not­
versorgung kaum zur Verfügung stehen 
und auch nur in geringer Zahl zusätzl ich 
errichtet werden können , kommt hier der 
Aufrechterhaltung der zentralen öffentli­
chen Wasserversorgung gerade auch in 
Ausnahmesituationen, wie sie in einem 
Krieg entstehen können , eine ganz beson­
dere Bedeutung zu. 

So wurde auf der Grundlage des Gesetzes 
zum Schutz der Bevölkerung gegen 
Kriegsfolgen vom 10. Juli 1952 (Wet Be­
scherming Bevolking) am 29. August 1963 
der Beschluß zum Schutz der Wasserwer­
ke (Besluit Bescherming Waterleidingbe­
drijven) erlassen . Dieser Beschluß ver­
pflichtet die Wasserwerke, Schutzpläne 
(beschermingsplanen) zur SichersteIlung 
der Wasserversorgung aufzustellen und 
die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 
Viele der hiernach vorgesehenen Schutz­
maßnahmen sind übrigens auch für die 
normale Trinkwasserversorgung be­
deutsam. 

Die von den Wasserwerken vorgelegten 
Schutzpläne dienen zur Prüfung, ob für das 
jeweilige Unternehmen eine sogenannte 
Unbedenklichkeitsbescheinigung (Verkla­
ring van geen bezwaar - VGB) erteilt wer­
den kann oder ob noch weitere Unterlagen 
bzw. zusätzliche Schutzmaßnahmen erlor­
derlieh sind. Wenn eine Unbedenklich­
keitsbescheinigung erteilt worden ist, kann 
davon ausgegangen werden, daß eine 
weitgehend störungsfreie Trinkwasserver­
sorgung in Kriegszeiten und bei anderen 
Ausnahmesituationen gewährleistet ist. Ein 
Schutzplan, aufgrund dessen bereits eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung abgege­
ben worden ist, kann wegen verschärfter 
Anforderungen abgeändert und erneut ei­
ner Prüfung unterzogen werden. Diese 
wird vorgenommen durch eine Beratungs­
kommission für den Schutz der Wasser-
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werke, in welcher die Ministerien für Woh­
nungswesen, Raumordnung und Umwelt, 
des Innern, der Verteidigung sowie das 
Ministerium für Gemeinwohl, Gesundheit 
und Kultur neben der Vereinigung der nie­
derländischen Wasserwerke (VEWIN) ver­
treten sind. Vorsitz und Sekretariat liegen 
bei der Direktion für Trink- und Brauchwas­
serversorgung im Ministerium für Woh­
nungswesen, Raumordnung und Umwelt. 

Eine Arbeitsgruppe der Kommission befaßt 
sich mit dem Inhalt und der Zweckmäßig­
keit der vorgelegten Schutzpläne. 

Inzwischen sind alle Wasserwerke in den 
Niederlanden zur Aufstellung und Vorlage 
von Schutzplänen verpflichtet worden. Bis 
Juli 19ß5 wurden elf Unbedenklichkeitsbe­
scheinigungen erteilt (4). 

In der Bundesrepublik Deutschland sind 
von ähnlichen Gremien, gebildet aus Ver­
tretern der beteiligten Bundesministerien 
des Innern und der Verteidigung, der Län­
derarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 
als ständiges Organ der für die Wasserwirt­
schaft zuständigen obersten Landesbehör­
den, des Bundesverbandes der deutschen 
Gas- und Wasserwirtschaft e. V. IBGW) 
und dem Deutschen Verein des Gas- und 
Wasserlaches e. V. (DVGW), den Organi­
sationen der Wasserversorgungsunter­
nehmen, sowie unter Mitwirkung weiterer 
Institutionen entsprechende Unterlagen 
und Hinweise erarbeitet und zur Anwen­
dung empfohlen (5, 6). 

Notstromaggregate 
zur Obernahme der 
EnerglaverlOrgung In 
einem Gruppenwas­
.. rwerk für eH Ge­
meinden In den NIe­
derlanden. 

Schutzmaßnahmen der nieder· 
ländischen Wasserwerke 

Die von den niederländischen Wasserwer­
ken zu treffenden Maßnahmen erstrecken 
sich auf den 

Schutz des Betriebspersonals 

Dazu gehören Maßnahmen 

• zur Warnung und Alarmierung des Be­
dienungs- und Büropersonals (u. a. durch 
Einbau akustischer und Ausstattung mit 
funktechnischen Anlagen) 

• zur vorbeugenden Brandverhütung und 
-bekämpfung 

• zur Schaffung von einsturzsicheren und 
splitterlesten Schutz- und Bedienungsräu­
men gegen die Einwirkung von Explosiv­
kampfmitteln - bemessen für einen Über­
druck von 1 bar - sowie gegen die Wirkun­
gen atomarer und chemischer Kampfmittel. 
Dabei wird von einer Aufenthaltsdauer in 
den Schutzräumen von 10 bis 14 Tagen 
ausgegangen. Weiterhin ist die Einrichtung 
von Verbandplätzen, auch zur Behand­
lung von Verletzten außergewöhnlicher Art 
vorgesehen. 

• zur Aufstellung von Rettungsmann­
schaften aus werkseigenem Personal für 
die Bergung von Verschütteten und den 
Transport von Verletzten, deren Ausbil­
dung unter Vermittlung von Grundkennt­
nissen in Erster Hilfe, Schulung über die 

Gegen SpUtterwirkung 
unterirdisch gelagerter 
Vorratstank für den 
Bedarf an Dieselkraft­
stoff Ober 10 bis 14 
Tage In einem Grup­
penwallerwerk in den 
Niederlanden. 

Auswirkungen atomarer und chemischer 
Kampfstoffe, im Umgang mit Feuerlösch­
geräten, ferner Ausstattung mit Schutzbe­
kleidung. 

Schutz der Versorgungsanlagen 

Dazu gehören 

• bauliche Maßnahmen, wie z. B. Errich­
tung von Anlagen in unlerirdischer und 
erdüberschütteter Bauweise, Herstellung 
von Verstärkungen wie Schutzmauern, Si­
cherung von Fenstern und Türen, Vorbe­
re iten von Sandsackstapeln gegen Splitter­
wirkung von Explosivkampfmitteln an be­
triebswichtigen Anlagen 

• Bereitstellung von mit Verbrennungsmo­
toren getriebenen Notstromaggregaten, 
nach Möglichkeit auch in kleineren Pump­
werken 

Dosieranlage für Chlor zur zusätzlichen Desin­
fektion bei Notständen in einem Grundwasser­
werk für elf Gemeinden In den Niederlanden. 

• Vorkehrungen zum einbruchsicheren 
Verschluß und zur Bewachung von be­
triebswichtigen Anlagen 

• Reservierung von Flächen und Räum­
lichkeiten tür die dezentrale Lagerung von 
Bau- und Ersatzteilen sowie Betriebsstof­
fen zur Verminderung der Wahrscheinlich­
keit der Vernichtung bei Zerstörungen 

• Ausrüstung und Ausbildung von zusätz­
lichen Reparaturmannschaften , insbeson­
dere für Absperr- und Installationsarbeiten 
an beschädigten und zerstörten Anlagen, 
auch in teilweise verstrahlten und ver­
seuchten Bereichen 

• Vorkehrungen für das Abschalten be­
stimmter Anlagenteile ohne wesentliche 
Beeinträchtigungen der Wasserversor­
gung, Vorbereitung und Einbau von Direkt­
abgabeleitungen zur Umgehung von durch 
Zerstörung bedrohten Anlagen oder Anla­
geteilen, z. B. zur unmittelbaren Einspei-
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Vom öffentlichen Versofgungsnetz unabhängi­
ger Trlnkwasser-Notbrunnen mit Verbrennungs­
kraftmolor und Gruppenzapfstelle In der Groß. 
stadt RotterdamlNlederlande. 

Tankwagen zur Verteilung von Nottrlnkwasser 
an die Bevölkerung von RotterdamiNlederlande. 
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sung von Grundwasser aus Brunnen in das 
Versorgungsnetz ohne vorherige Aufberei­
tung, wobei etwa im verteilten Wasser ver­
bleibendes Eisen und Mangan gesundheit­
lich unbedenklich ist 

• Einbau von Dosieranlagen für Chlor zur 
zusätzlichen Desinfektion von in Ausnah­
mesituationen abzugebendem Trink­
wasser. 

Besondere Bedeutung besitzen auch die 
Koordinierung der Zusammenarbeit mit 
kommunalen Behörden und Einrichtungen 
sowie die Unterhaltung von Leitungsver­
bunden mit benachbarten Wasserwerken. 

Weitere Empfehlungen 

Um einen ordnungsgemäßen Betrieb der 
Anlagen für die Trinkwasserversorgung si­
cherzustellen, wird weiterhin empfohlen: 

• Der Bedarf an Krahstoffen (wie Diesel, 
Gas), sonstigen Betriebsstoffen (z. B. 
Schmierstoffe, Heizöl, Aufbereitungsche­
mikalien, Entkeimungs- und Desinfek­
tionsmittel wie Chlorprodukte) ist für Dau­
erbetrieb über einen Zeitraum von minde­
stens 10 bis 14 Tagen zu beschaffen und 
ggl. vorzuhalten. 

• In den innerhalb vom Versorgungsgebiet 
gelegenen Druckerhöhungs-Pumpwerken 
sind zusätzliche Dosierungsanlagen für 
Entkeimungsmittel (Chlorprodukte) vorzu­
sehen. 

• Einbau von zentralen Belühungseinrich­
tungen oder Schutzfiltern gegen atomare 
Verstrahlung und chemische Verseuchung 
(NC-Luftfilter) in Trinkwasserbehältern. 

• Einbau einfacher, d. h. auch bei weit­
gehendem Ausfall automatischer Steue­
rungsanlagen noch von Hand zu betätigen­
der Bedienungs- und Überwachungsein­
richtungen, da beim Einsatz atomarer 
Kampfmittel auch in größerer Entfernung 
durch den ausgelösten Elektro-Magneti­
schen Impuls (EMP) die elektrischen und 
elektronischen Anlagensteuerungen aus­
fallen können. 

Transportabler Kunst­
stoff-Falt behälter zum 
Transport von Trink­
wasser (Inhalt: 30001) 
8uf der Ladefläche ei­
nes Lastkraftwagens 
bzw. Anhängers. 

• Bestandskarten und -pläne der Betriebs­
anlagen und Verbundleitungen mit benach- . 
barten Wasserversorgungsunternehmen 
müssen sicher dokumentiert werden. 

• Die Freistellung von betriebswichtigem 
Personal (im Alter unter 45 Jahren) von der 
Wehrpflicht ist zu beantragen. 

• Es müssen Vorbereitungen für die Ver­
schlüsselung von Ferngesprächen und 
Fernschreiben getroffen werden. 

• Es sind Vereinbarungen mit Lieferfirmen 
über die bevorzugte Belieferung mit Kraft­
und anderen Betriebsstoffen zu treffen. 

Teuere Geräte und dgl. können nur nach 
und nach bereitgestellt werden. So sind 
z. B. zur Anschaffung von Dosieranlagen 
für Entkeimungsmittel etwa zwei Jahre und 
für die Finanzierung von Schutzraumbau­
ten rund fünf Jahre zu veranschlagen. 

Netzunabhängige 
Trinkwasser.Notversorgung 

Auch wenn ein Wasserwerk alle gesetzlich 
vorgeschriebenen Schutzmaßnahmen ge­
troffen hat, können in Kriegszeiten, z. B. bei 
einem Volltreffer auf eine versorgungs­
technisch wichtige Anlage oder durch den 
Bruch von Hauptversorgungsleitungen, 
Zustände eintreten, unter denen von die­
sem nicht genügend oder überhaupt kein 
Trinkwasser geliefert werden kann. In sol­
chen Fällen müssen - falls Möglichkeiten 
hierzu bestehen und die Voraussetzungen 
dafür geschaffen worden sind - Maßnah­
men für eine vom zentralen Trinkwasser­
versorgungsnetz unabhängige Trinkwas­
ser-Notversorgung getroffen werden. 

In sich ankündigenden Notzeiten ist zu­
nächst die Bevölkerung zum Anlegen von 
Trinkwasservorräten aufzufordern. Zu den 
Notmaßnahmen gehören auch die liefe­
rung von lebensnotwendigem Trinkwasser 
aus ggl. vorhandenen privaten Grundwas­
ser-Förderbrunnen oder aus eigens für 
Zwecke der Notversorgung errichteten 
Brunnen, vorzugsweise aus Grundwasser­
vorkommen In größeren Tiefen. 

Weiterhin läßt sich Trinkwasser in Flaschen 
oder Kunststoffbeuteln an die Bevölkerung 
verteilen. Auch Tankwagen und Tankschif­
fe können eingesetzt werden. 

Welche Maßnahmen im Einzelfall zu treffen 
sind, hängt weitgehend von den örtlichen 
Versorgungsbedingungen, der Gefahren­
lage sowie den Transportmöglichkeiten ab. 
Die Lenkung der Notversorgungsmaßnah­
men obliegt den Bürgermeistern der be­
troffenen Gemeinden und Städte. 

Reichen die geschilderten Maßnahmen 
nicht aus, können die vom Ministerium für 
Wohnungswesen, Raumordnung und Um­
welt für Zwecke der Trinkwasser-Notver-



sorgung zentral beschalften und in soge­
nannten MIBO-Lagern (Materiaalvorzie­
ning in bijzondere omstandigheden = Ma­
terialversorgung in Ausnahmesituationen) 
verfügbaren 200000 Stück Kunststoff­
Wassersäcke mit je 40 I Inhalt, in Paketen 
zu je hundert Stück verpackt, zum einmali­
gen Gebrauch vorgesehen, mit aufge­
druckter Gebrauchsanleitung, 260 Stück 
zusammenlegbare transportable Kunst­
stoff-Faltbehälter mit einem Inhalt von je 
3000 I zum Transport von Trinkwasser und 
Gruppenzapfstellen mit jeweils sechs 
Zapfhähnen zur Wasserverteilung einge­
setzt werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind 
ebenfalls Kunststoff-Behältersätze von 2 x 
1 500 I vom Bundesministerium des Innern 
zentral beschafft worden und befinden sich 
weiter in Auslieferung (7). 

Darüber hinaus stehen den Städten und 
Gemeinden in den Niederlanden bei Was­
sernotständen mobile Trinkwasservertei­
lungssysteme, bestehend aus Rohren mit 
Flanschverbindungen, zugehörigen Form­
stücken, Absperrarmaturen, Druckerhö­
hungspumpen und Kunststoff-Faltbehäl­
tern (Inhalt: 45 m'l. Anschlußleitungen so­
wie Wasserverteilungseinrichtungen, zur 
Verfügung. Zur Ausstattung der Wasser­
verteilungssysteme gehören auch Rohr­
brücken zur Kreuzung von Verkehrswe-

Mobiles TrInkwasser­
verteIlungssystem In 
den Niederlanden, be­
.tehend aus zwei 
Kunststoff-Faltbehäl· 
tem (Inhalt Je 45 m' ) 
mit Pumpen, An­
achluß.. und Vertel­
lung.leltungen. 

gen, wie Straßen, Eisenbahnen und Kanä­
le, unter Aufrechterhaltung des Verkehrs 
bei Einhaltung des Lichtraumprofils. 

Als sogenannte fliegende Verbundleitun­
gen stehen in der Bundesrepublik 
Deutschland bei den großen Wasserbe­
schaffungsunternehmen Bodensee-Was­
serversorgung und Landeswasserversor­
gung in Baden-Württemberg ebenfalls auf 
Kosten des Bundes beschaffte Schnell­
kupplungsrohre von insgesamt 9000 m 
Länge für den Wassertransport zur Über­
windung von örtlichen Trinkwassernotstän­
den bereit (8). 

Aufbau, Betrieb und Unterhaltung der Was­
serverteilungssysteme obliegen in den 
Niederlanden einem speziellen Einsatz­
korps (Korps Mobiele Colonnes - KMC). 
Bei den Mobilen Kolonnen handelt es sich 
um Einsatzverbände des Zivilschutzes, die 
zwar dem Oberbefehlshaber der Land­
streitkräfte unterstellt und mit Reservisten 
sowie aktivem Personal der Streitkräfte be­
setzt sind, im Bedarfsfall jedoch vom Natio­
nalen Kommandanten des Zivilschutzes 
eingesetzt werden. Der mit Wasservertei­
lungssystemen ausgerüstete Teilverband 
ist in vier Züge (pelotons) gegliedert. Jeder 
Zug kann Trinkwasser in einer Menge von 
bis zu 150 m'/h liefern. Darüber hinaus 
steht in Notsituationen eine vollständige 
Reservemannschaft bereit. 

Rohrbrücke zur Kreu­
zung von Verkehrswe­
gen unter EInhaltung 
des Lichtraumprofils 
zum mobilen Trlnk­
wasservertellungssy­
.tem In den Nieder­
landen. 

(FotO': 
van Schoonhoven) 

Ausblick 

Die geschilderten, in den Niederlanden 
bisher zur Sicherstellung der Tnnkwasser­
Notversorgung getroffenen Maßnahmen 
sollen weitergeführt werden. So werden 
insbesondere die Möglichkeiten zur Errich­
tung zusätzlicher netzunabhängiger T rink­
wasser-Notbrunnen untersucht. Es wer­
den weitere gesetzliche Maßnahmen ge­
prüft. Erprobungen der in den MIBO-La­
gern bereitgehaltenen Ausstattung und der 
Einsatzmöglichkeiten mobiler Trinkwas­
seraufbereitungsanlagen für Zwecke der 
Notversorgung sind vorgesehen. Weiter 
geht es um die Formulierung der Mindest­
anforderungen an die Beschaffenheit von 
im Rahmen der Notversorgung abzuge­
bendem Trinkwasser, eine Aufgabe, der 
sich zur Zeit auch in der Bundesrepublik 
ein vom Bundesministerium des Innern 
einberufener Sachverständigenausschuß 
in Ausfüllung von § 3 der Ersten Wasser­
sicherstellungsverordnung (1. WasSV) an­
genommen hat. 

lIteraturverzeichnls 

(1) Such, W. , Keil. R.: Stand der VorsorgemaBnahmen 
zur Trinkwasser-Notversorgung nach dem Wasser­
sicherslellungsgesetz. ZS-MAGAZIN, Heft 5/Mai 
1985 

(2) Such, W Tnnkwasser-Nolbrunnen m der praktI­
schen Erprobung. Von der Handschwengelpumpe 
zum Nolbrunnen mit Eigenstromerzeuger, Demon­
slraoon anläBlich emes Semmars uber T rinkwasser­
Notversorgung an der Katastrophenschulzschule 
des Bundes. ZS-MAGAZIN, Heft 7-8/Juh-Augusl 
1983 

(3) HampeI, W Das Wassersicherstellungsgeselz -
Grundlagen - Durchfuhrung - BIlanzen. ZS-MA­
GAZIN, Helt 10 und 11 / 1976 

(4) Schoonhoven, J, H. van: Drinkwatervoorziening m 
bUitengewone omstandigheden (deel 1-111). H20 -
Tijdschrilt voor Watervoorziening en Afvalwaterbe­
handeling, Nr, 9-11 / 1985, RiJswiJklNL 

(5) Bundesministerium des tnnern, Abteilung ZV, Refe­
rat ZV 5 (Herausgeber): Unbefugte Elngnffe in Was­
serversorgungsanlagen - Leitfaden fur die Aufstel­
lung emes Alarm- und Einsatzplanes zur SichersteI­
lung der Wasserversorgung November 1973 

(6) länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) -
Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e V. 
(DVGW): Vorsorgeplanung fur Notstandsfalle in der 
otfenthchen Trinkwasserversorgung Technische 
Mitteilung, Hinweis W 801 des DVGW-Regetwer­
kes, März 1979. Vertrieb: ZfGW-Verlag GmbH, 
Frankfurt (Mam) 90 

(7) Such, W u. Bertel, B Transportable Faltbehalter 
zur Trinkwasser-Notversorgung. Beschaffung, Ver­
wendung, Ausfuhrung - Erprobung bei einer Kata­
strophenschutzubung in Malnz. ZS-MAGAZIN, Heft 
I/Januar 1984 

(8) Such, W, u. HampeI, W AbschluBbericht uber die 
ZukunftSlnvesliUonen Im Bereich der Trinkwasser­
Notversorgung - Oie Trinkwasser-Notversorgung 
ist jetzt fur 20 Millionen Burger siChergestellt. Rund 
3690 der 6000 Tnnkwasser-Notbrunnen fertigge­
steIlt - Belsplelederdurchgefuhrten Maßnahmen in 
einigen Bundeslandern. ZS-MAGAZIN Heft 7-8/ 
Juli-August 1982 

ZS-MAGAZIN 9/85 21 



Noch wurde kein funktionsfähiges Modell gefunden 

Sind Naturkatasbophen 

In der Bundesrepublik sind Hochwasser und Überschwemmung die häufigsten Schadensursachen 

Die schweren Unwetter dieses Jahres im 
süddeutschen Raum, in Österreich und in 
der Schweiz und die eingetretenen gewal­
tigen Schäden haben zu vermehrten Anfra­
gen geführt, inwieweit Elementarschäden 
versicherbar sind. 

Als Naturkatastrophen oder als Elementar­
ereignisse im versicherungsrechtlichen 
Sinne werden üblicherweise die Naturge­
schehnisse Blitz, Sturm, Hagel, Hochwas­
ser, Überschwemmungen, Schneedruck, 
Lawinen, Bergsturz, Steinschlag, Erd­
rutsch und Erdbeben angesehen. Von die­
sen Elementarereignissen sind versicher­
bar: Blitzschlag im Rahmen der klassi­
schen Feuerversicherung sowohl für Ge­
bäude als auch für bewegliche Sachen; 
Sturmschäden im Rahmen der Sturmscha­
denversicherung sowohl für Gebäude als 
auch für bewegliche Sachen. 

Die beiden vorgenannten Gefahren sind 
auch in den kombinierten Versicherungs-

Wohnwagen auf einem 
Campingplatz werden 
vom Hochwasser völ­
lig zerstört. 
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formen, nämlich in der Verbundenen 
Wohngebäudeversicherung und in der 
Verbundenen Hausratversicherung bei 
entsprechender Beantragung gedeckt. 

Die Hagelversicherung bietet Versiche­
rungsschutz für Bodenerzeugnisse durch 
Hagelschlag. 

Die Kraflfahrzeugversicherung bietet so­
wohl im Rahmen der Fahrzeugvoliversi­
cherung als auch in der T eilkaskoversiche­
rung Versicherungsschutz gegen die un­
mittelbare Einwirkung von Sturm, Hagel, 
Blitzschlag oder Überschwemmung. Daß 
hier sogar Überschwemmungsschäden 
mitgedeckt sind, ist versicherungstech­
nisch begründet, denn 

a) kann jedes Kraftfahrzeug in ein über­
schwemmungsgefährdetes Gebiet fahren 
ohne Rücksicht auf Zulassungs- oder 
Standort; 

b) ist der Schaden im Einzelfall begrenzt; 

c) ist auch die Anzahl der jeweils akut be­
drohten Fahrzeuge begrenzt; 

d) der Aufwand in Relation zum Gesamt­
schaden der Kaskoversicherung ist ge­
ring. 

Der Schadenaufwand ist also versiche­
rungstechnisch kalkulierbar. 

Weiter besteht Versicherungsschutz für 
Elementarschäden in umfassendem Sinne 

a) in der Glasversicherung, weil hier der 
Glasbruch aus jeglicher Ursache gedeckt 
ist; 

b) in der Transportversicherung, weil hier 
der umfassende Versicherungsschutz für 
die zu transportierenden Güter gewährt 
wird. 

Hiermit sind aber die Versicherungsmög­
lichkeiten für Elementarereignisse er­
schöpft, d. h. es bleibt die Mehrzahl der 
eingangs erwähnten Elementarereignisse 
ungedeckt. 



Sind Elementarschäden versicherbar? 

Die Frage, ob diese Elementarereignisse 
versicherbar sind, taucht in mehr oder we­
niger regelmäßigen Abständen auf, näm­
lich immer dann, wenn z. B. durch Über­
schwemmungsschäden in größerem Um­
fange die Bevölkerung über die betroffene 
Region hinaus aufmerksam wird. 

Als Ansatz für die Beantwortung der Frage 
nach der Versicherbarkeit von Elementar­
schäden noch einmal die Aufzählung der 
z. Z. ungedeckten, weil unversicherbaren 
Elementarereignisse in drei Gruppen: 

1. Hochwasser und Überschwemmung 

2. Schneedruck, Lawinen , Bergsturz, 
Steinschlag, Erdrutsch 

3. Erdbeben 

An dieser Stelle soll die erste Gruppe erör­
tert werden, da die hier genannten Elemen­
tarereignisse Hochwasser und Über­
schwemmung in der Bundesrepublik häu­
fig Anlaß geben, über einen Versiche­
rungsschutz hierfür nachzudenken. Als 
Beispiel sei auf die Hochwasserkatastro­
phe im Main-Tauber-Kreis vom 21. Juni 
1984 verwiesen. Diese Katastrophe ist ge­
rade einige Monate alt und über die betrof­
fene Region hinaus doch schon wieder fast 
in Vergessenheit geraten. In Zeitungen 
wurde in einem knapp gefaßten Artikel über 
den Einsatz von 1 000 Hilfskräffen und über 
einen voraussichtlichen Schaden bis zu 70 
Mio. DM berichtet. In der betroffenen Re­
gion hat dagegen die örtliche Presse einen 
Sonderdruck als Dokumentation erstellt. 
Das Interesse am aktuellen Ereignis und an 
einem Versicherungsschutz ist nun mal 
begrenzt auf die Regionen, die hochwas­
ser- und/oder überschwemmungsgefähr­
det sind. Es fehlt also der versicherungs­
technische Ausgleich. Die Bildung eines 
ausreichenden Versicherungsbestandes 
und damit die Kalkulation von angemesse­
nen und wirtschaftlich zumutbaren Prämien 
ist somit nicht möglich. 

Bei einem Versicherungsangebot auf frei­
williger Basis müßten auch die unter­
schiedlichen Richtl inien staatlicher Finan­
zierungshilfen bel Elementarschäden be­
rücksichtigt werden. Ist der Interessenkreis 
schon regional begrenzt, so engt die unter­
schiedliche Häufigkeit von Hochwasser­
oder Überschwemmungsschäden das In­
teresse am Versicherungsschutz noch 
weiter ein. Wenn dann auch noch verschie­
denartige staatliche Hilfen angeboten wer­
den - möglicherweise differenziert für Ver­
sicherte und Nichtversicherte - dann sinkt 
das Interesse am Versicherungsschutz 
sehr schnell auf den Null-Punkt, denn die 
gefährdeten Bevölkerungsteile sehen die 
Bewältigung ihrer speziellen Standortrisi­
ken als Aufgabe der Allgemeinheit an. Das 
in Deutschland von Land zu Land unter­
schiedlich entwickelte Subventionssystem 

Schäden an Gebäuden entstehen oft In Millionenhöhe durch Naturkatastrophen. 

hat daher ein nachhaltiges Bedürfnis für 
einen Versicherungsschutz bisher nicht 
entstehen lassen. Anders ausgedrückt: Ei­
ne Bildung von (freiwilligen) Versiche­
rungsgemeinschaften bedeutet eine Ge­
mein schaff der Hochgefährdeten. Die sich 
hieraus ergebende negative Risikoauslese 
führt zu einer unzumutbaren Prämienbela­
stung. 

Katastrophenversicherungen sind 
generell möglich 

Die theoretisch denkbare Grundlage einer 
staatlich verordneten Pflichtversicherung 
oder einer Subventionierung der von pro­
fessionellen Versicherern gegebenen 
Deckung würde zu einer Verstärkung des 
staatlichen Engagements mit nicht unwe­
sentlichem zusätzlichen Verwaltungs- und 
Kostenaufwand führen. Die deutschen 
Sachversicherer sind daher nach wie vor 
der Auffassung, daß sich angesichts des 
geringen Kreises der potentiell Betroffenen 
keine versicherungstechnisch ausreichen­
de Basis ergibt, also solche Elementarer­
eignisse unversicherbar sind. Daß die 
deutsche Versicherungswirtschaff nicht 
grundsätzlich gegen Katastrophenversi­
cherungen ist, hat sie überall dort bewie­
sen, wo eine solche Deckung im Rahmen 
versicherungstechnischer Grundsätze 
realis ierbar ist. Deckungsmöglichkeiten in 
Teilbereichen, wie zu Beginn des Artikels 
aufgeführt, sind jedoch kein Beweis für die 
Versicherbarkeit von Elementarschäden 
schlechthin. 

Auch das Bundesaufsichtsamt für das Ver­
sicherungswesen ist mit der Frage der Ele­
mentarschadendeckung schon mehrfach 
befaßt gewesen und hat Zweifel geäußert 
an einem echten anhaltenden Bedürfnis, 
selbst dann, wenn die vorerwähnten versi-

cherungstechnischen Schwierigkeiten 
ausgeräumt werden könnten. Auch die An­
gliederung dieser Deckung in Form einer 
freiwilligen Zusatzver~icherung an Pfl icht­
versicherungen mit oder ohne Monopol 
würde nach Auffassung des Amtes an den 
versicherungstechnischen Schwierigkei­
ten nichts ändern. Die Versicherungsauf­
sicht könnte es nicht hinnehmen, daß man­
gels ausreichender Basis und unzurei­
chender Prämien für die Elementarscha­
denversicherung dieses Risiko durch die 
Feuerversicherung oder einen anderen 
Versicherungszweig subventioniert wird 
und darüber hinaus unter Umständen so­
gar die Erfüllbarkeit der Verträge in der 
Feuerversicherung oder in anderen Zwei­
gen gefährdet wäre. Selbst wenn man an 
Stelle einer freiwilligen Zusatzversiche­
rung die Elementarrisiken zwangsweise 
z. B. der Feuerversicherung zuordnen 
würde, führt dies zu einem Zwangsfinan­
zierungsbeitrag für Elementarschäden 
durch alle Versicherungsnehmer, die eine 
Feuerversicherung abgeschlossen haben, 
obwohl für die Mehrzahl der Versiche­
rungsnehmer dieses Risiko gar nicht exi­
stiert. Auch würde die Pflichtversiche­
rungslösung wiederum nur den potentiell 
gefährdeten Gebäudeeigentümern ge­
recht werden, wogegen der Bürger mit 
seinen Überschwemmungsschäden am 
Hausrat oder an Waren und Maschinen 
unberücksichtigt bliebe. Mit diesen Be­
gründungen hat sich der Versicherungs­
beirat des Bundesaufsichtsamtes bisher 
gegen eine Ausdehnung des Versiche­
rungsschutzes auf Elementarschäden aus­
gesprochen. Daß diese Bedenken der Ver­
sicherer und des BAV gerechtfertigt sind, 
kann ebenfalls an aktuellen Beispielen be­
wiesen werden. Zunächst einmal zur Unsi­
cherheit in der Kalkulation: 
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Bei der Einführung der Elementarschaden­
deckung für Gebäude im Jahre 1960 in 
Baden-Württemberg wurde eine Umlage 
von 3 Pfennig je 100 Mark Wert 1914 
veranschlagt. Die geringe Inanspruchnah­
me in den ersten beiden Jahren (z. T. auch 
Unwissenheit der Versicherungsnehmer) 
führte zu einem Rückgang auf 1 Pfennig 
pro 100 Mark Versicherungssumme. Nach 
der Pforzheimer Sturm katastrophe mußte 
die Umlage auf das 2Ofache, nämlich 20 
Pfennig je 100 Mark Versicherungssumme 
erhöht werden. Die Umlage pendelte dann 
um die 15 Pfennig, wird aber für 1984 die 
bisherige Obergrenze von 20 Pfennig ganz 
sicher überschreiten. Solche Schwankun­
gen kann man aber mit einer versiche­
rungsmathematischen Kalkulation nicht 
auffangen. Dazu hat diese Umlagelösung 
noch den Nachteil, daß nur die Gebäudeei­
gentümer Versicherungsschutz genießen 
und damit privilegiert sind gegenüber der 
sonstigen Bevölkerung. Auch diese Dis­
krepanz wird deutlicher durch einen Zah­
lenvergleich : 

Die "Badische Gebäudeversicherung" 
rechnet mit 30 Mlo. DM Entschädigung für 
Gebäudeschäden anläßlich der Hochwas­
serkatastrophe vom 21. Juni 1984. Es han­
delt sich um 21 Totalschäden und viele 
hohe Teilschäden. 25 Architekten waren 
zur Schadenfeststellung im Einsatz. 

Fürdie sonstigen Schäden, die mindestens 
die gleiche Höhe erreichten, standen aber 
nur 6 Mio. DM zur Verfügung als Sofort­
Programm der Landesregierung. Davon 
entfallen je 2 Mio. DM auf den privaten, 
2 Mio. DM auf den landwirtschaltlichen und 
2 Mio. DM auf den wasserwirtschaftlichen 
Bereich. 

In Köln: Oft genug tritt der Rhein hier über die Ufer. 
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Dies bedeutet, daß die einzelnen Geschä­
digten dieser Bereiche mit ca. 20 % Scha­
denersatz rechnen können. Hierdurch ist 
so manche Existenz im gewerblichen Be­
re ich zerstört. Die angekündigten Steuer­
erleichterungen können nämlich den nicht 
mehr retten, der seine mit Kredit gekauften 
Waren nicht mehr absetzen kann, weil sie 
vernichtet wurden. Zuwendungen aus 
Spenden sind dann auch nur noch der 
berühmte Tropfen auf dem heißen Stein. 

Die vorstehend aufgeführten Begründun­
gen am Beispiel der Hochwasser- und/ 
oder Überschwemmungsschäden gelten 
sinngemäß auch für die unter 2. und 3. ge­
nannten Elementarereignisse, so daß auf 
Beispiele hierzu verzichtet werden kann. 

Ein Internationales Problem 

Die vorgetragenen Überlegungen werden 
auch durch die Erfahrungen in anderen 
Ländern und Staaten gestützt. Die in der 
Schweiz seit 1978 existierende Pool-Lö­
sung war nur realisierbar, weil aufgrund der 
besonderen geografischen Gegebenhei­
ten dort eine Vielzahl von Bürgern potenti­
ell gefährdet sind. Insoweit ist dieses Mo­
dell nicht auf die Bundesrepublik übertrag­
bar. Pläne in anderen Ländern wie USA, 
Japan und Italien sind entweder gar nicht 
verwirklicht worden oder in den Anfängen 
stecken geblieben. Daß die Problemlösung 
über eine Pfl ichtversicherung, wie diese in 
Baden-Württemberg als gesetzlich veran­
kerte Zusatzdeckung geregelt wurde, die 
versicherungstechnische Schwierigkeiten 
nicht beseitigt, wurde bereits dargelegt. Ein 
Umlage beitrag trifft eben jeden Gebäude­
eigentümer ohne Berücksichligung seines 
individuellen Risikos, und man muß sich 

(Fotos: Claes [2], Sers) 

fragen, ob dann nicht die staatliche Sub­
vention, also die Lastenverteilung auf alle 
Steuerzahler, die gerechtere Lösung für 
alle Betroffenen darstellt. 

Eine Belastung nur der Gebäudeeigentü­
mer, ohne Rücksicht auf die individuellen 
Risikoverhältnisse, hat den Charakter ei­
nes Sonderopfers. Insofern ergeben sich 
gegen eine solche Regelung auch verfas­
sungsmäßige Bedenken. Weitere Schwie­
rigkeiten auf dem Wege einer Monopolisie­
rung ergeben sich aber auch im Hinblick 
auf das Recht in der Europäischen Ge­
mein schalt. Einzelheiten hierzu in ihrer juri­
stischen Vielfalt und Kompliziertheit wür­
den den Rahmen dieser Abhandlung 
sprengen. 

Einzige Lösung : 
Der Einsatz öffentlicher Mittel 

So vorteilhaft eine materielle Absicherung 
des Bürgers gegen alle Elementarereignis­
se und deren Folgen aussehen mag, so 
muß abschließend doch festgestellt wer­
den, daß dieses Ziel über die bereits beste­
henden Versicherungs möglichkeiten hin­
aus weder auf der Basis einer freiwilligen 
Versicherung noch auf der Grundlage einer 
Pflichtversicherung, sei es mit oder ohne 
Monopol, erreicht werden kann. Bei einer 
Pflichtversicherung bliebe insbesondere 
der Grundgedanke jeder Versicherung un­
berücksichtigt, daß ein tatsächlich beste­
hendes Risiko gegen eine diesem Risiko 
angepaßte Prämie versichert wird. Hinzu 
kommen hier die nur schwerlich zu entkräf­
tenden Bedenken, daß dann für die Finan­
zierung von Gemeinschaltsaufgaben -
wie die Beseitigung von Katastrophen­
schäden - nur diejenigen StaatSbürger 
herangezogen werden, die bestimmte Ver­
sicherungen abschließen mußten, ohne 
selbst jemals von diesen Gefahren bedroht 
zu sein. Zweifellos verdient das bisher 
praktizierte System, in Katastrophenfällen 
durch allgemeine öffentliche Mittel zu hel­
fen, gegenüber allen versicherungsmäßi­
gen Lösungen auch in Zukunft den Vorzug, 
weil diese zu keinen letztlich befriedigen­
den Ergebnissen für die Allgemeinheit füh­
ren können. Die seit einigen Jahren auf 
dem internalionalen, also auch auf dem 
deutschen Versicherungsmarkt angebote­
nen "EC-Deckung" (extended coverage) 
zielt in etwa in die dargestellte Richtung , 
stellt jedoch auf das Risikospektrum von 
industriellen Großunternehmen ab und ist 
für den hier behandelten Hausbesitz nicht 
zugeschnitten und daher auch nicht an­
wendbar. 

Von welcher Seite man die gestellte Frage 
auch immer betrachtet, man findet kein 
funktionsfäh iges Modell für einen Versi­
cherungsschutz der z. Z. ungedeckten 
Elementarschäden. 

(Franz Schlömer in "Provinzial", 111 /84) 



Unfälle im Haus sind schnell passiert 

Nur eine komplett 
Hausapotheke hilft im Notfall 
Wichtige Tips zum Inhalt, zur Aufbewahrung und Pflege einer Hausapotheke 

Jüngst entstand bei Familie G. eine lebhaf­
te Diskussion, als Dr. R., seines Zeichens 
Mediziner und ein alter Freund des Hau­
ses, zu Gast war. Es ging um die Versor­
gung von Leichtverletzten und um Sofort­
maßnahmen am Unfallor!. 

Frau G. hat zwei kleine Kinder, die sich hin 
und wieder beim Spiel leichte Verletzun­
gen zuziehen: Mal gilt es, einen Holzsplit­
ter aus dem Finger zu ziehen, mal ist das 
Knie nach einem Sturz mit dem Rol ler 
aufgeschlagen. Frau G. schilderte, daß sie 
für solche Zwecke immer einige Mittel im 
Haus halte: Jod zum Auspinseln der Wun­
de, Schmerztabletten usw. 

Ob sie denn eine Hausapotheke besitze, 
fragte Dr. R. Frau G. holte einen alten 
Schuhkarton mit einigen Päckchen und Tu­
ben hervor: Dies sei ihre Hausapotheke, 
erklärte sie stolz. Tabletten, Pillen und Pa­
sten, die sich im Laufe der Zeit angesam­
melt hatten, dazu etwas Heftpflaster und 
Verbandmittel kamen zum Vorschein. 

Dr. R. schlug die Hände über dem Kopf 
zusammen : Nach einer Überprüfung muß­
te er feststellen, daß das Heftpflaster nicht 
mehr klebte, daß einige Salben und Gels 
ausgetrocknet und die Tabletten zum Teil 
rissig und zerfallen waren - von den auf 
den Packungen abgedruckten Verfallsda­
ten ganz abgesehen, denn die waren meist 
längst überschritten. Dr. R. empfahl Frau 
G., den kompletten Karton samt Inhalt in 
die Apotheke zur Vernichtung zu bringen. 

Tips für die Hausapotheke 

Hausapotheken haben nur dann Sinn, 
wenn ihr Inhalt einer ständigen Kontrolle 
unterliegt, wenn auf Verfalldaten geachtet 
und ein genaues Sortiment der notwendi­
gen Mittel angelegt wird und gegebenen­
falls entnommene Arzneimittel und Ver­
bandstoffe sofort durch neue ersetzt wer­
den. Die Bundesvereinigung Deutscher 

Apothekerverbände rät nicht zu Unrecht: 
"Nur eine komplett ausgerüstete Apotheke 
hilft im Notfall" . Wie schnell kann solch ein 
Notfall eintreten ... 

Auch der Bundesverband für den Selbst­
schutz gibt in seinen InformatIonsbroschü­
ren wichtige Hinweise zur Ausstattung ei­
ner Hausapotheke. 

Diese Tips, ergänzt durch die Empfehlun­
gen der Apothekerverbände, beziehen 
sich zunächst auf den Inhalt der Hausapo-

Unfälle Im Haus sind 
schnell passiert. Ist ei­
ne gut sortierte Haus­
apotheke vomanden, 
Ist Hilfe In vielen Fäl­
len rasch gegeben. 

Die Hausapotheke Ist 
so anzubringen, daß 
sie tOr Kinder uner­
reichbar bleibt! 

theke, auf ihre Pflege und auf die Aufbe­
wahrung. 

Inhalt der Hausapotheke 

So empfiehlt der Bundesverband für den 
Selbstschutz, die Hausapotheke so zu be­
stücken, daß "alles, was ein DIN-Verband­
kasten (nach DIN 13164 Blatt 2) enthält, 
von der Unfall-Kompresse über Verband-
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schere, Pflaster, Binden bis zum Dreieck­
tuch" vorrätig ist. "Dieser Verbandkasten 
ist eine größere Ausführung des DIN-Ver­
band kastens, der nach der Straßenver­
kehrsordnung in jedes Auto gehört." 

Die Apothekerverbände listen die Ver­
band mittel genau auf: je zwei Mullbinden 
(6 cm und 8 cm Breite), je ein Verband­
päckchen (klein, mittel, groß), eine Rolle 
Heftpflaster, eine Dose Pflasterstrips, je ein 
Wundschnel lverband (6 cm und 8 cm), 
Verbandwatte, zwölf Sicherheitsnadeln, 
zwei Verbandklammern, eine Splitterpin­
zette, eine Verbandschere, ein Dreieck­
tuch (rohweiß) und eine Hautschere. 

An Arzneimitteln sollen in der Hausapothe­
ke SChmerz-, Hals- und Kohletabletten 
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Waghalsige Unterneh· 
mungan sind meist ei­
ne wackelige Angele­
genheit. Wenn was 
passiert, was dann? 

sein. Weiterhin werden empfohlen Mittel 
gegen Erkältungskrankheiten, gegen In­
sektenstiche, antiseptisches Wund puder, 
Wunddesinfektionsmittel und Brandgel. 
Die individuellen Arzneimittel - nämlich 
die vom Arzt zur Behandlung von Krank­
heiten, also auch für den Dauergebrauch, 
bestimmten - gehören ebenfalls in die 
Hausapotheke. 

Zu den Krankenpflegeartikeln in der Haus­
apotheke gehören Fieberthermometer, 
Mundspatel, Lederfingerling und Fein­
desinfektionsmittel. Last not least sind eine 
Erste-Hilfe-Anleitung sowie Notfalladres­
sen und Telefonnummern wichtig. 

Der Bundesverband für den Selbstschutz 
empfiehlt darüber hinaus noch eine Wärm-

Ein Unfall In der land· 
wirtschaft. Zum Glück 
Ist die Hausapotheke 
ausgestattet mit Ver­
bandmaterial. 

flasche (Gummi), Kamille-Extrakt zum Gur­
geln und für Spülungen, eine Augenklap­
pe, Vitamin tabletten und Abführmittel. 

pflege der Hausapotheke 

Jede Hausapotheke bedarf einer ordentli­
chen Pflege, damit sie im Notfall auch wirk­
lich hilft. Zur Pflege gehört, daß entnomme­
ne Arzneimittel und Verbandstoffe sofort 
ersetzt werden - sonst ist die Hausapothe­
ke binnen kurzer Zeit leer. Pflaster muß auf 
Klebkraft, Sauberkeit und Elastizität über­
prüft werden. Eingetrocknete Salben und 
ausgetroCknete Flüssigkeiten werden aus­
gesondert. Besonderes Augenmerk ist auf 
die Verfalldaten zu legen. Medikamente 
werden in Originalverpackung belassen, 
das Kaufdatum wird auf die Packung ge­
schrieben. Wichtig sind die Beipackzettel , 
die aufbewahrt und vor Anwendung durch­
gelesen werden müssen. Tuben und flüssi­
ge Zubereitungen müssen stets gut ver­
schlossen werden. Ferner ist auf Rost an 
Scheren, Sicherheitsnadeln und anderen 
Gegenständen zu achten und dieser ggfs. 
zu beseitigen. Fleckige und verstaubte 
Verbandmittel werden vernichtet. 

Aufbewahrung: 
kühl und trocken 

Die Hausapotheke ist kein Kinderspiel­
zeug! Sie muß gut sortiert, in einem beson­
deren - abschließbaren - Schränkchen 
unerreichbar für Kinder hoch aufgehängt 
werden. Außerdem soll der Aufbewah­
rungsort kühl und trocken sein. Badezim­
mer und Küche eignen sich also nicht für 
die Unterbringung der Hausapotheke. 

Um mögliche Zweifel an der Haltbarkeit 
oder Verwertbarkeit des Inhalts auszuräu­
men, ist es ratsam, die Hausapotheke re­
gelmäßig vom Fachmann, d. h. vom Apo­
theker überprüfen zu lassen. Dies sollte -
so eine Kölner Apothekerin - mindestens 
einmal im Jahr erfolgen. Die Überprüfung 
erfolgt kostenlos, ebenfalls die Beratung 
über die Auswahl neu einzusetzender Me­
dikamente. Die auszusondernden Medika­
mente sollen nicht zum Hausmüll gebracht, 
sondern in die Apotheke zur ordnungsge­
mäßen Beseitigung gegeben werden. Teil­
weise gehen die Apotheker sogar den Kun­
den soweit entgegen, daß sie den Inhalt der 
Hausapotheke mit Zettelehen versehen, 
auf denen der Kunde genau den Termin 
einer erneuten Überprüfung bzw. das Ver­
falldatum ersehen kann. 

Hat man die Empfehlungen befolgt, dann 
kann man guten Gewissens sein, auf plötz­
liche Verletzungen oder Erkrankungen ei­
nes Familienmitgliedes gut vorbereitet zu 
sein. boe 



Leserbriefe 

Zum Thema "Die EInsatzfahrzeuge 
des Katastrophenschutzes" (Minima­
gazin) und zum Bericht " Flugzeugab­
sturz In der Wahner Heide" im " Zivil­
schutz-Magazin" 5/85 schreibt Thor­
sten John aus Homburg/Saar: 

"Einen Dank dafür, daß Sie mit einer Dar­
stellung der Fahrzeuge des erweiterten 
Katastrophenschutzes begonnen haben. 
Auch für die Art der Darstellung im ,Mi­
nimagazin' mit Zug übersicht, Aufgaben­
bereich, Fachdienstausstattung, techni­
schen Daten sowie Ansichts- und De­
tailfotos möchte ich Ihnen mein Lob 
aussprechen. Ich denke, daß hierdurch 
jedem interessierten Helfer, Unterführer 
oder Führer eine gute und übersichtliche 
Information über Aufbau, Aufgaben und 
Ausrüstung der jeweils anderen Fach­
dienste gegeben wird. Ich selbst werde 
zumindest diese Seiten gesondert sam­
meln, um sie auch in die Ausbildung am 
Orte einfließen zu lassen. Bei der Über­
sicht über den Fernmeldezug (Heft 4/85 
und 5/85) müßten meines Wissens auch 
die beiden Fernsprechtrupps als 1. bzw. 
2. Fernsprechtrupp bezeichnet werden, 
was bei den Funktrupps ja der Fall ist. 

Zum Bericht über eine Sanitätsübung in 
der Wahner Heide möchte ich folgende 
Bemerkungen machen: Ein Foto wird 
durch den Text ,In Reih' und Glied be­
re it zum Transport der ,Verletzten' in die 
Krankenhäuser' falsch erklärt. Abgebil­
det sind ein Arzttrupp-Kraftwagen 
(ATrKw), ein Krankentransportwagen 
(KTW-[4-TwJ), ein Mannschaftswagen 
(Kombi) und ein LKW mit Plane. Ledig­
lich der KTW, in seltenen Ausnahmesi­
tuationen vielleicht auch der ATrKw, wird 
zum Krankentransport eingesetzt, nicht 
jedoch die anderen Fahrzeuge. 

Weiter ist die Rede von Helfern, die mit 
Tragen und daraufliegenden Verletzten 
,im Gleichschritt zum Verletztensam­
melplatz eilten'. Ich hoffe, daß dies 
nicht Wirklich so geschehen 1St. Denn: 
Gleichschritt ist wegen der dadurch an 
der Trage entstehenden Schwingungen 
für den Verletzten sehr von Nachteil und 
daher verboten. 

Das vorgegebene Übungsziel, ,Einsatz 
von Ärzten, welche die Überlebenden je 
nach Art und Schwere ihrer Verletzun­
gen ärztlich erstversorgen und in die 
Krankenhäuser überweisen (Triage-Ärz­
te) sowie der anschließende Transport in 
die Krankenhäuser' ist unklar ausge­
drückt. Der Triagearzt entscheidet, wie 
richtig dargestellt, ,welcher Behand­
lungskategorie der Patient zugeordnet 
werden muß'. Die weitere Behandlungl 
Erstversorgung wird dann von anderen 
Ärzten durchgeführt. 

Eine letzte Bemerkung gilt der angege­
benen Zahl an Ärzten (4, je einer MHDI 
DRK/JUH/ASB). Gab es bei 8 einge­
setzten Sanitätszügen (d. h. einem Soll 
von 16 Ärzten) nur die vier genannten 

In seinem Leserbrief .telH leser Thoraten John die Bezeichnungen der abgebildeten Fahrzeuge 
richtig. 

Triage-Ärzte und sonst niemanden? 
Dies wäre sehr traurig, aber bei dem 
derzeitigen desolaten Zustand des Sani­
tätsdienstes im KatS nicht auszu­
schließen. " 

Ein aufmerksamer Leser des Berichts 
im Zivilschutz-Magazin 3/85 "boot 
'85 : DLRG-Aktlve Informierten zu Fra­
gen der Sicherheit Im und am Was­
ser" war Rudl Vogel aus Köln, Er 
schrieb an die Redaktion folgenden 
Brief: 

"Bei dem Artikel ,boot '85: DLRG-Akti­
ve informierten zu Fragen der Sicherheit 
im und am Wasser' ist auf Seite 58 ein 
Foto abgebildet, auf dem ein Mitarbeiter 
der DLRG die Herz-Lungen-Wiederbele­
bung vorführt. Hierbei unterlief ihm je­
doch ein entscheidender Fehler: Die 
Fingerspitzen dürfen nicht, wie abgebil­
det, zur Handfläche zeigen, sondern 
müssen ausgestreckt bleiben, weil 

1. die Kraft zur Wiederbelebung nicht 
ausreicht und 

2. die Gefahr eines Rippenbruches er­
höht wird." 

Der Fachausschuß " Elektrotechnik" 
der Zentralstelle für Unfallverhütung 
und Arbeitsmedizin des Hauptverban­
des der gewerblichen Berufsgenos­
senschaften (Postfach 5t 0580, 5000 
Köln 51) reagiert auf den Leserbrief 
des THW-Kreisbeauftragten für den 
Landkreis Helmstedt, Seim, im " Zivil­
schutz-Magazin 7- 8/84" und nimmt 
wie folgt Stellung: 

"Wenn der Berufsgenossenschaftliche 
Fachausschuß Elektrotechnik des 
Hauptverbandes der gewerblichen Be­
rufsgenossenschaften dem Grundsatz 
nach auch in erster Linie nur für die ge­
werblichen Betriebe in der Bundesrepu­
blik Deutschland als beratendes Gre­
mium zuständig ist, so möchten wir un­
ter Berücksichtigung der Aussagen in 
dem zitierten Leserbrief doch darauf hin­
weisen, daß wir auf Anlorderung gerne 
bereit sind, Sie bei der Real isierung der 
in der VBG 4 beschriebenen Regelun­
gen insbesondere hinsichtlich der regel­
mäßigen Prüfungen von Anlagen und 
Betriebsmitteln zu beraten. 

Dies nicht zuletzt deshalb, weil beim 
Einsatz des Technischen Hilfswerks 
möglicherweise auch Versicherte der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 
mit erfaßt werden bzw. sich der Einsatz 
auf Betriebsgelände abspielen kann. 

Sollten Sie Fragen zu organisatorischen 
oder technischen Problemen haben, so 
werden wir Sie gerne über Anwendung 
und Auslegung der VBG 4 informieren." 
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Bundesverband für den Selbstschutz 
Nachrichten aus Bremen 

Bremen. Am 13. Juli 1985 wurde bei 
der BVS-Landesstelle Bremen Werner 
Schwanck zum Helfervertreter gewählt. 
Seine Stellvertreter sind Horst Wlttoesch 
und Maria-Elisabeth Tjaden. 

Quer durch Niedersachsen 

Lehrte. Als Abschluß einer Selbst­
schutzwoche vom 1. bis 6. Juli 1985 in 
Lehrte wurde ein SIcherheitswettbewerb 
von der BVS-Dienststelle Hannover und 
der Stadt Lehrte in der Außenanlage des 
Kulturzentrums durchgeführt. 

Bei strahlendem Sonnenschein gingen 
35 Teilnehmer über den Parcours und 
versuchten ihre Fertigkeiten und Kennt­
nisse In der Selbst- und Nächstenhilfe 
an den zwölf 'Stationen, besetzt von 
DRK, DLRG, Freiwilliger Feuerwehr, Ka­
tastrophenSChutz-Zentrum, THW, Polizei 
und BVS, zu beweisen. 

Mit einem Platzkonzert, das viele Besu­
cher anlockte, wurde die Veranstaltung 
vom Stadtmusikzug der Freiwilligen Feu­
erwehr Lehrte und dem Spielmannszug 
der Ortsfeuerwehr Lehrte begleitet. Für 
das leibliche Wohl sorgten die Hilfsorga­
nisationen. 

1. Sieger wurde Michael Kurz mit 116 
von 120 möglichen Punkten vor Jutta 
Müller-Jarring und Jörg Isensee. 

Stv. Bürgermeister Werner Nawrath 
überreichte bei der Siegerehrung den 
drei Erstplazierten je einen Ehrenteller 
des BVS und den weiteren Teilnehmern 
schöne Sachpreise, die von der Stadt 
Lehrte gestiftet worden waren. 

Coppenbrügge. Eine Selbstschutzwo­
ehe eröffnete Gemeindebürgermeister 
Düvel in der Schalterhalle der Zweigstel­
le Coppenbrügge der Kreissparkasse 
Hameln-Pyrmont, wo au~h die BVS­
Ausstellung "Schutz und Wehr " gezeigt 
wurde. Hier hatten die Besucher die 
Möglichkeit, sich einen histOrischen 
Überblick über Katastrophen zu ver­
schaffen sowie sich von der Notwendig­
keit von Selbstschutz maßnahmen zu 
überzeugen. 

Bürgermeister Düvel führte in seiner 
Eröffnungsrede aus, in Sachen Selbst­
schutz sei noch viel Informations- und 
Ausbildungsarbeit zu leisten. Die Bürger 
wären gut beraten, von dem umfangrei­
chen Angebot im Rahmen der Selbst­
schutzwoche Gebrauch zu machen. 
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BVS-Dienststellenleiter Harry Jankowski 
wies in einem Vortrag darauf hin, daß 
die Bürger ein Gefühl für die Gefahren 
bekommen müßten sowie die Bereit­
schaft, etwas dagegen zu tun. Im weite­
ren Verlauf der Selbstschutzwoche fand 
eine Vielzahl von Straßenaktionen statt, 
die bei der Bevölkerung auf großes In­
teresse stießen. 

Watten horst. Zu einem Empfang hatten 
Wallenhorsts Bürgermeister, Ewald 
Schawe, und GemeIndedirektor Walter 
Klein 14 Selbstschutzberater gebeten. 
Die Bürger hatten In knapp 18 Monaten 
vier Lehrgänge besucht, um Sich auf ih­
re Aufgaben vorzubereiten. Sie sollen in 
einzelnen Wohnbereichen zur Informa­
tion über Selbstschutzmaßnahmen be­
reitstehen und im Katastrophenfall der 
Bevölkerung Hinweise zum richtigen 
Verhalten geben. 

Wietmarschen, Wietmarschens Ge­
meindedlrektor, Altons Eling, hat 30 Teil­
nehmer eines Ergänzungslehrgangs 
"SelbstSChutz in Wohnstätten" zu 
Selbstschutzberatern verpflichtet. Eling 
dankte den Bürgern für ihre ehrenamtli­
che Tätigkeit zum Wohle der Gemein­
schaft. Weitere BVS-Fachlehrgänge sol­
len sich anschließen. 

Lüneburg. Auf ihre Aufgaben hat Ober­
bürgermeister Horst Nickel 16 Selbst­
schutzberater bei ihrer offiZiellen Bestel­
lung hingewiesen. Nickel hob dabei her­
vor, es bleibe oberstes Ziel, mit allen 
verfügbaren Mitteln zu verhindern, daß 
ein Einsatz der Selbstschutzberater not­
wendig werde. Dennoch sei eine Vor­
sorge notwendig. 

Der überwiegende Teil der Lüneburger 
Selbstschutzberater sind Mitarbeiter der 
im Stadtgebiet ansässigen Behörden. 

Hankensbüllet. Nicht allein um Geld 
ging es eine Woche lang in der Volks­
bank Hankensbüttel : Der BVS hatte in 
den Schalterräumen die Ausstellung 
"Schutz und Wehr" aufgebaut, In der im 
Spiegel zeitgenössIscher Illustrationen 
die Selbsthilfe, der Bevölkerung gegen 
Hochwasser, Feuer und andere Kata­
strophen gezeigt wird. 

Die Kunden nutzten vielfach die Mög­
lichkeit, sich mit diesem Thema ausein­
anderzusetzen. Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Braunschweig standen ih­
nen zu Auskünften zur Verfügung. 

Rehburg-Loccum. Zum Glück fand die 
Mehrzahl der Veranstaltungen der ersten 
Rehburg-Loccumer Selbstschutzwoche 
unter Dach statt. Die meiste Zelt regnete 
es nämlich . was vor allem den abschlie­
ßenden SIcherheitswettbewerb in Zu­
sammenarbeit mit den Hilfsorganisatio­
nen beeinträChtigte. 

Insgesamt gesehen war die Woche je­
doch ein Erfolg. Das vielseitige Pro­
grammangebot sorgte für regen Zu­
spruch der Bevölkerung. Ob es sich um 
die Ausstellungen "Schutz und Wehr" 
und .. Kinder malen Katastrophen und 
Selbstschutz" oder die Schaufensterak­
tion über Vorsorgemöglichkeiten der 
Bürger, die Informationsstände in der 
Stadt oder Vortragsabende In der Alten­
begegnungsstätte In Rehburg handelte 
- stets fand sich ein großer Kreis von 
Besuchern. 

Trotz des Regens fiel der Sicherheits­
wettbewerb schließlich nicht ins Wasser. 
Bürgermeister Bullmahn, Schirmherr der 
Selbstschutzwoche, zeichnete Rolf 
Knappe als Sieger aus. Ulrich Bleeke 
und Markus Müller folgten auf den 
Plätzen. 

Twistringen . .. Den Menschen ist es 
bisher noch nicht gelungen, auf Dauer 
friedlich miteinander auszukommen." 
Mit diesen Worten, belegt durch die Zahl 
von rund 140 kriegerischen Auseinan­
dersetzungen seit t 945, begründete 
Stadtdirektor BößI die Notwendigkeit, 
sich mit dem Thema Selbstschutz zu 
befassen, als er die Selbstschutzwoche 
in Twistringen eröffnete. 

Ein umfangreiches Programm, darunter 
die Ausstellung "Kinder malen Katastro­
phen und Selbstschutz", Informations­
stände und ein Sicherheitswettbewerb 
erwartete die Bürger. 

Ostercappeln. Nach 62 Ausbildungs­
stunden be endeten in der ersten Jah­
reshälfte elf Rats- und Ortsratsmitglieder 
aus der Gemeinde Ostercappeln, fünf 
Verwaltungsangehörige und zwei Bürger 
aus der Ortschaft Venne ihre Schulung 
zum Selbstschutzberater durch Mitarbei­
ter des BVS. 

Bürgermeister Schockmann überbrachte 
den Teilnehmern den Dank des Rates 
und der Verwaltung für ihre Bereitschaft, 
die in Notzeiten und bei Katastrophen 
sehr verantwortungsvolle Au fgabe eines 
Selbstschutzberaters zu übernehmen. 
Der Vertreter der Gemeinde führte aus, 
jeder hoffe und wünsche, daß ein Ein­
satz nicht notwendig werde. Eine früh-



zeitige Einstellung und Vorbereitung auf 
Gefahren, reduziere ihre Auswirkungen 
jedoch oft erheblich. 

Die Bereitschaft der Lehrgangsteilneh­
mer zu diesem Dienst für den Bürger 
der Gemeinde könne daher nicht hoch 
genug bewertet und anerkannt werden. 

Blickpunkt 
Nordrhein·WesHalen 

Barntrup. Als "gelungene Auflockerung 
des Programms der Barntruper Feuer­
wehr anläßlich ihres 100jährigen Beste­
hens" beschrieb die örtliche Presse den 
Sicherheitswetlbewerb der BVS-Dienst­
stelle Paderborn. 

Um die wertvollen Preise bemühten sich 
59 Teilnehmer. Reinhard Teske errang 
mit 96 von 100 möglichen Punkten den 
1. Platz. 

Bürgermeister Prof. Dr. Hart (links) ehrt die SIe­
ger des SIcherheitswettbewerbs. 

Prof. Dr. Harf!, Bürgermeister der Stadt 
und Schirmherr der Veranstaltung. be­
zeichnete ,n seiner Festansprache die 
Sicherheit als ein" heikles und umfang­
reiches Problem". Sicherheit könne 
man nicht dann bekommen, wenn der 
Ernstfall eintrete, Sicherheit sei vielmehr 
dann zu haben, wenn man vorausdenke 
und übe. 

Olpe. Nach 21jähriger gemeinsamer Ar­
beit wurde die dienstälteste Besatzung 
einer Fahrbaren Aufklärungs- und Aus­
bildungsstelle in Nordrhein-Westfalen 
getrennt. Josef Niklasch, Leiter einer 
FAASt bei der BVS-Dienststelle Olpe, 
wurde in den Ruhestand versetzt. Damit 
endete die Zusammenarbeit mit seinem 
Kollegen Willy Bledau. 

Beide kamen 1964 hauptamtlich zur 
BVS-Dienststelle Gummersbach. wur­
den Leiter bzw. Ausbi lder FAASt und 
bildeten seither eine Mannschaft. In all 
den unzähligen Einsätzen, bei allen lu­
stigen wie ernsten Erlebnissen blieben 
sie unzertrennlich; land auf, land ab be-

Josef Nlklasch (Mitte) und Willy Bledau (rechts) 
bildeten die dienstälteste "FAASt-Mannschaft" 
In NRW. (Foto: Philipp) 

kannt, schrieben sie ein Stück BVS-Ge­
schichte im Oberbergischen Kreis. 

Leverkusen. Erfolgreich verlief eine In­
formationstagung "Selbstschutz", zu der 
die BVS-Dienststelle Leverkusen den 
Deutschen Hausfrauenbund, Leverku­
sen, eingeladen hatte. Dienststellenleiter 
Jochen Weck konnte nicht nur zahlrei­
che Damen, sondern auch einen "Haus­
mann" begrüßen. 

Interessiert verfolgten die Teilnehmer 
die einzelnen Themen. Eine rege Dis­
kussion schloß sich an, und viele Fragen 
mußten von den Referenten beantwortet 
werden. 

Nach den praktischen Vorführungen aus 
dem Lehrgangsangebot des BVS ent­
schloß sich die ganze Gruppe, einen 
Selbstschutz-Grundlehrgang zu besu­
chen. 

Leverkusen. Eine Verkehrsicherheits­
woche veranstaltete die Stadt Bergisch 
Gladbach. Neben den ortsansässigen 
Hilfsorganisationen beteiligte sich auch 
die BVS-Dienststelle Leverkusen mit ei­
nem Informationsstand und Filmwagen 
an dieser Veranstaltung. 

Nach dem Crashtest und dem Ablö­
schen eines Fahrzeugbrandes, den die 
Feuerwehr zeigte, machte der bekannte 
Fernsehsprecher Lothar Dombrowski auf 
den Stand des BVS aufmerksam. 

BVS-Mitarbeiter zeigten dort u. a. das 
"Ablöschen brennender Kleidung". 
Rund 5000 Besucher verfolgten im Lau­
fe dieser Woche die Aktivitäten. Dabei 
kam es zu interessanten Gesprächen 
rund um den Zivil- und Selbstschutz. 

Reckllnghausen. Günther Ehrlich, 
Wuppertal, langjähriger Vertrauensmann 
der Schwerbehinderten im Bereich der 
BVS-Landesstelle Nordrhein-Westfalen, 
ging am 30. Juni 1985 in den Ruhe­
stand. Landesstellenleiter Peter Eyk­
mann dankte ihm für die gute Zusam­
menarbeit. 

Zum neuen Vertrauensmann der 

Schwerbehinderten wurde Erich Janke, 
Aachen, gewählt. 

Aktuelles aus Rheinland·Pfalz 

Koblenz. In der Ferienzeit setzte die 
BVS-Dienststelle Koblenz in drei gröBe­
ren Kaufhäusern in Montabaur, Lahn­
stein und Altenkirchen während der Ge­
schäftszeit vor dem Eingangsbereich 
den Filmwagen mit einem Informations­
stand ein. Gleichzeitig wurde innerhalb 
der Kaufhäuser ein zusätzlicher Informa­
tionsstand aufgestellt. 

Auf großes Interesse stieß bei den Kun­
den der von den Kaufhäusern zur Verfü­
gung gestellte Lebensmittelvorrat. Die­
ser Vorrat war nach der Broschüre "Ihr 
Vorsorgepaket " zusammengestellt. Hier 
ergab sich immer wieder die Gelegen­
heit zu ausführlichen Gesprächen über 
Selbstschutzmaßnahmen. 

Koblenz. Karl Pötz, Leiter der Fahrbaren 
Aufklärungs- und Ausbildungsstelle der 
BVS-Dienststelle Koblenz, wurde durch 
den Landrat des Kreises Mayen-Ko­
blenz, Dr. Klinikhammer, zum Kreisfeuer­
wehrinspekteur ernannt. 

Seine langjährige Tätigkeit als Wehrfüh­
rer in seiner Heimatgemeinde WeiBen­
thurm und als stv. Kreisfeuerwehrin­
spekteur nutzte Pötz, um seine guten 
Kontakte zu den Feuerwehren auch auf 
die BVS-Dienststelle zu übertragen. 

Sein ehrenamtliches Engagement als 
Chef der Feuerwehren des Landkreises 
Mayen-Koblenz wird das bisher gute 
Einvernehmen ZWischen den Feuerweh­
ren und der BVS-Dienststelle Koblenz 
weiter fördern. 

Malnz. Im Bereich der BVS-Landesstel­
le Rheinland-Pfalz war mit allen Dienst­
stellen abgesprochen worden, die Ur­
laubsplanung so zu gestalten, daß ins­
besondere Veranstaltungen der Öffent­
lichkeitsarbeit auch während der Ferien­
monate durchgeführt werden können. 

Dieser Vorschlag wurde bereitwillig auf­
gegriffen und verstärkt Veranstaltungen 
für diese Monate eingeplant. Es sollte 
dieses Jahr das sonst so gefürchtete 
"Sommerloch" vermieden werden. 

Gemeinsame Veranstaltungen, beson­
ders mit den Feuerwehren bei Anlässen 
wie Kreisfeuerwehrtage, "Tag der offe­
nen Tür" und ähnliche Vorhaben wurden 
wahrgenommen, um sich mit Filmwagen 
und Selbstschutz-Demonstrationen der· 
Öffentlichkeit darzustellen. Die großen 
Besucherzahlen bei all diesen Veranstal­
tungen haben gezeigt, daß es sich lohnt, 
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auch in den Ferienmonaten an die Öf­
fentlichke it zu treten. 

Es gab Wochenenden, an denen eine 
Dienststelle drei Veranstaltungen ge­
meinsam mit Katastrophenschutz-Orga­
nisallonen veranstaltete. Hierbei konnten 
nicht nur bestehende Kontakte vertieH, 
sondern auch Verbindungen zu Verbän­
den und Vereinen hergestellt und Ter­
minabsprachen für das Herbst- bzw. 
Winterprogramm des BVS vereinbart 
werden. 

Erfreut zeigten sich auch die Schirmher­
ren dieser Veranstaltungen, wie Landrä­
te, Oberbürgermeister und Bürgermei­
ster, daß sich der BVS an diesen regio­
nalen Vorhaben beteiligte. 

Südwest aktuell 

Karlsruhe. Philippsburgs Bürgermeister, 
Fritz Dürrschnabel, erhielt die BVS-Eh­
rennadel. Anläßlich der Eröffnungsfeier 
der Ausstellung .Schutz und Wehr· 
würdigte BVS-Landesstellenleiter Wolf­
gang Raach die Verdienste Dürrschna­
bels um den Verband. Dürrschnabel hat 
sich besonders um die Verwirklichung 
der Vwv-Selbstschutz in seiner Stadt 
verdient gemacht. 

Pforzheim. Dieter Wenzel, BVS-Beauf­
tragter und Fachlehrer, war im Katastro­
phengebiet des Südtiroler Stava-Tales 
als Rettungshundeführer mit seinem 
Hund "Wotan" eingesetzt. In einem In­
terview schilderte er der" Pforzheimer 
Zeitung" seine erschütternden Erleb­
nisse. 

OHenburg. Die Landratsämter Rastatt 
und Freudenstadt hatten die Selbst­
schutz-Sachbearbeiter der Gemeinden 
ihrer Landkreise auf Anregung der BVS­
Dienststelle Offenburg zu einer Informa­
tionstagung eingeladen. Ziel dieser Ta­
gungen war es u. a. , die Kontakte zu 
den Gemeinden zu verstärken und den 
Selbstschutz in der Gemeinde zu akti­
vieren. 

So konnte bereits im Juni vor 33 Ge­
meinderäten der Stadt Baiersbronn eine 
Veranstaltung zum Thema .Selbstschutz 
in der Gemeinde " durchgeführt werden. 
Eine weitere Veranstaltung fand im Au­
gust statt. 

Weiterhin werden t 986 alle Mitarbeiter 
der Gemeindeverwaltungen der beiden 
Landkreise einen Selbstschutz-Grund­
lehrgang besuchen. 

Karfsruhe. Helmut Gerhardt, 30 Jahre 
ehrenamtlicher Helfer der BVS-Dlenst­
stelle Karlsruhe, wurde für seine aktive, 
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BVS.OlenSlstelienlelter Zunker (links) überreicht 
Helmut Gerhardt ein Geschenk. 

langjährige Mitarbeit geehrt. Gerhardt 
engagiert sich Insbesondere für die Öf­
fentlichkeitsarbeit des Verbandes. Die 
letzten zwölf Jahre war er Helfervertreter 
der Dienststelle und zeitweise stv. Hel­
fervertreter der Landesstelle Baden­
Württemberg . Gerhardt hat Immer ein 
offenes Ohr für alle Helferfragen. 

Landesstellenleiter Raach überreichte 
dem Jubilar die Ehrenurkunde und den 
Ehrenteller des Verbandes. Die haupt­
und ehrenamtlichen Mitarbeiter der 
Dienststel le Karlsruhe dankten durch 
Dienststellenleiter Zunker mit einem Ge­
schenk für die langjährige Treue mit der 
Bitte, noch recht lange der Dienststelle 
verbunden zu sein. 

Konstanz. Nicht gerade von seiner 
freundl ichsten Seite zeigte sich das 
Wetter beim diesjährigen BVS-Sicher­
heitswettbewerb in Konstanz. Gerade 
als die letzten Teilnehmer die Station 8 
angefahren hatten, öffnete der Himmel 
seine Schleusen. Bereits am Morgen 
ging manch besorgter Blick gen Himmel, 
als die 23 Teams im Abstand von fünf 
Minuten auf die Strecke gingen. 

BVS-Kreisbeauftragter Dieter Usadei 
hatte auch in diesem Jahr wieder eine 
interessante Strecke durch den land­
schaftlich reizvollen Bodanrück ausge­
wählt. Besonderen Anklang fand bei den 
Teilnehmern diesmal der . Selbstschutz­
garten", wo im Verlauf eines WaIdlehr­
pfades zu Fuß drei Stationen zu errei­
chen waren. 

Für die Überraschung des Tages sorgte 
ein zwölf jähriger Junge, der seinen Va­
ter auf dem Sicherheitswettbewerb be­
gleitet hatte. Immer wieder verblüffte er 
die Mitarbeiter an den Stationen mit fun­
diertem Wissen aus den Bereichen le­
bensrettende Sofortmaßnahmen und 
Brandschutz, aber auch über den Zivil­
schutz. Spontan entschloß sich die 
Dienststelle Rottweil, für diese beachtli­
che Leistung einen Sonderpreis zu 
stiften. 

Fast schon traditionell dann die Ab­
sChlußveranstaltung auf der Insel Mai­
nau: Annähernd hundert Gäste kamen 
zur Siegerehrung, die in diesem Jahr 
durch den Konstanzer Hauptamtsleiter, 
Sieber, in Vertretung des Oberbürger­
meisters, vorgenommen wurde. 

Tuttlingen. Zu einer Besprechung tra­
fen sich die Führungskräfte des Kata­
strophenSChutzes des Landkreises Tutt­
lingen und die Behördenselbstschutzlei­
ter der im Landkreis vertretenen Behör­
den. Ziel der Veranstaltung war, wie es 
auch im Landeskatastrophenschutzge­
setz Baden-Württemberg formuliert ist, 
"die Zusammenarbeit des Katastrophen­
schutzdienstes mit den Einsatzkräften 
des Selbstschutzes ... zu fördern". 

So stand auch die gegenseitige Informa­
tion im Mittelpunkt der Besprechung. 
Die Behördenselbstschutzleiter nutzten 
die Gelegenheit, auf Schwierigkeiten bei 
der praktischen Unterweisung der für 
den Behördenselbstschutz angeordne­
ten Maßnahmen aufmerksam zu ma­
chen. Die regionale Presse kommentier­
te treffend : "Mehr Interesse von außen 
würde nach Meinung der Teilnehmer si­
cherlich dazu beitragen, den Behörden­
selbstschutz aus seinem Schattendasein 
herauszuholen. " 

Frledrichshafen. Konrad Heuberger, 
Leiter einer Fahrbaren Aufklärungs- und 
Ausbildungsstelle der BVS-Dienststelle 
Friedrichshafen, feierte sein 25jähriges 
Dienstjubiläum. 

Am 3. Juli 1960 trat Heuberger bei der 
Bundeswehr seinen Dienst an. Nach 
Beendigung seiner Militärzeit wurde er 
1972 Mitarbeiter der BVS-Dienststelle 
Friedrichshafen. 

Landesstel lenleiter Wolfgang Raach 
überreichte dem Jubilar in einer kleinen 
Feierstunde die Dankurkunde. 

Bayern heute 

Weiden. Bremsen quietSChen, Sirenen 
heulen, Blaulichter zucken : Es ist 12.00 
Uhr mittags. Ein Pkw ist gegen die Um­
zäunung vor dem Eingang eines Kauf­
hauses in Weiden geprallt. Fahrer und 
Beifahrerin sind schwer verletzt, die Tü­
ren verklemmt, Benzin läuft aus. 

Feuerwehrmänner brechen die Tür des 
Fahrzeugs auf, dichten die defekte Ben­
zinleitung ab und beginnen, die Verletz­
ten zu bergen. Helfer des Bayerischen 
Roten Kreuzes stehen mit einem Not­
arztwagen bereit, um fachgerecht Erste 
Hilfe leisten zu können. 



Doch nicht genug-des Unheils : "Im 
Kaufhaus brennt's!" Auf den Alarmruf 
hin rollen Schläuche aus, Leitern fahren 
hoch, die Wehrmänner ziehen alle Regi­
stes ihres Könnens. 

Unter schwerem Atemschutz dringen 
einzelne Trupps zur Menschenrettung in 
die verqualmten Räume vor, Personen, 
die sich auf das Dach geflüchtet haben, 
werden mit der langen Drehleiter geret­
tet, weitere Trupps beginnen mit der Be­
kämpfung des Feuers. Ein Mann stürzt 
aus dem Eingang, seine Kleidung brennt 
lichterloh . Beherzte Passanten ersticken 
die Flammen mit einer Decke. 

Spätestens hier wird es jedem klar: An 
diesem Tag ist es "nur " eine Übung. 
Dies wird den Passanten und Zuschau­
ern vor al lem dadurch deutl ich gemacht, 
daß zu jedem Handgriff der Helfer eine 
Erläuterung über den Lautsprecher 
kommt. 

Ein gut einstündiges Programm gab 
mehreren hundert Weidener Bürgern 
Einblick in das sichtbar reibungslos zu­
sammenwirkende Rettungswesen . Diese 
Übung war Höhepunkt und Abschluß 
der Selbstschutzwoche in Weiden. Das 
Kaufhaus hatte der Stadt und den Hilfs­
organisationen die Nutzung seiner Räu­
me gestattet und sich zur Durchführung 
einer Aktionswoche bereiterklärt. 

Organisiert wurde die großangelegte 
Selbstschutzwoche von der Stadt Wei­
den und dem BVS in Zusammenarbeit 
mit dem Bayerischen Roten Kreuz, der 
Freiwill igen Feuerwehr und dem Techni­
schen Hilfswerk. 

Auf allen fünf Etagen des Kaufhauses 
konnten sich die betei ligten Organisatio­
nen mit eigenen Ausstellungen und In­
formationsständen präsentieren. Gleich 
am Haupteingang wiesen Selbstschutz­
berater der Stadt den Weg zu den Stän­
den. Der BVS baute in der Lebensmit­
telabteilung im KeIlergeschoß einen 14-
Tage-Vorrat auf, zeigte in einer Ausstel­
lung, daß Vorrat nur von Vorteil sein 
kann und beriet die Hausfrauen über die 
Zusammenstellung eines Lebensmittel­
paketes. 

Das Rote Kreuz stellte seine Aufgaben 
auf Schautafeln dar, zeigte einen ord­
nungsgemäßen Verbandkasten und gab 
kostenlos Gelegenheit, den Blutdruck zu 
messen. 

Alte Ausrüstungen und modernste Gerä­
te zogen die Kunden zum Stand der 
Feuerwehr. Videogeräte, stets umringt 
von zahlreichen Kunden, zeigten Sze­
nen aus Ausbildung und Einsatz der 
Wehrmänner. Mittelpunkt des Standes 
war ein Funkalarmtisch. 

Das THW stellte seine Teileinheiten vor, 
gab Einblick in die Struktur der Hilfsor­
ganisationen und zeigte die reichhaltige 

Immer wieder eine AHraktlon: das Ablöschen ei­
ner brennenden Person mit Hilfe einer Decke. 

(Fotol: Buchholz) 

Palette der Einsatzmöglichkeiten der 
Gas-/Wasser und Elektrogruppe. 

Bl ickfang für alle Passanten war ein 
Schaufenster, das alle beteiligten Orga­
nisationen gemeinsam gestaltet hatten. 

Reges Interesse fand ein Preisaus­
schreiben, an dem sich rund 1200 Per­
sonen beteiligten . Wer an allen fünf Info­
Ständen im Hause jeweils zwei T estfra­
gen richtig beantwortete, nahm an der 
Verlosung teil. Wie schwierig diese Fra­
gen für manche waren , zeigte, daß rund 
ein Viertel der abgegebenen Bogen 
Fehler aufwiesen . Gewinner wurde 
schließlich Herwig Greiner, der ein Fahr­
rad mitnehmen konnte . 

Weiden. Im Neuen Rathaus der Stadt 
Weiden führte die BVS-Dienststelle Wei­
den einen Fachlehrgang für Selbst­
schutzberater durch. 

Rege Zustimmung fanden dabei die 
Plan- und Rollenspiele, in denen sich 
die Teilnehmer in ihrer Eigenschaft als 
Selbstschutzberater praktisch darstellen 
konnten. 

In einer Aussprache am Ende des Lehr-

gangs wurden Wünsche und Anregun­
gen der Teilnehmer diskutiert. 

München, In Zusammenarbeit mit der 
Staatlichen Führungsakademie für Er­
nährung, Landwirtschaft uand Forsten 
führten die BVS-Dienststellen in Bayern 
neun Fortbildungslehrgänge "Behörden­
selbstschutz " durch. Teilnehmer waren 
die Leiter und Sicherheitsbeauftragten 
der Landwirtschaftsämter und die Leiter 
der Landwirtschaftsschulen. 

Mit folgendem Schreiben bedankte sich 
Landwirtschaftsdirektor Dr. Pflug beil bei 
der BVS-Landesstelle Bayern : 

"Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Namen der Staatlichen Führungsaka­
demie für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und der Damen und Herren, die 
an den o. g. Lehrgängen te ilgenommen 
haben, bedanke ich mich als Lehrgangs­
leiter beim Bundesverband für den 
Selbstschutz, Landesstelle Bayern, 
herzlich für die gewährte Unterstutzung. 

Sie haben Ihre Mitarbeiter von der Lan­
desstelle, den verschiedenen Außen­
steIlen sowie Ihre Anschauungs- und 
Übungsobjekte in großzügiger Weise zur 
Verfügung gestellt und wesentlich dazu 
beigetragen, daß unsere Lehrgangsserie 
erfolgreich war. Besondere Anerken­
nung gebührt Herrn Fachgebietsleiter 
Denke für seine verständnisvolle und 
zuverlässige Unterstützung sowie Herrn 
Fachlehrer Hartmaier und den Leitern 
der Außen stellen und ihren Mitarbeitern 
für die gelungenen praktischen Unter­
weisungen im Gelände, die von unseren 
Lehrgangsteilnehmern begeistert aufge­
nommen wurden. 

Diese Lehrgangsserie hat uns wertvolle 
Erkenntnisse gebracht, die für die vor­
beugende Sicherheit an den Ämtern für 
Landwirtschaft mit Landwirtschaftsschu­
len von großer Bedeutung sind. Es hat 
sich gezeigt, daß ihre praktischen Übun­
gen die notwendigen Fähigkeiten her­
vorragend vermitteln konnten. Dafür sind 
wir dankbar und bitten Sie, diesen Dank 
auch an Ihre engagierten o. g. Mitarbei­
ter weiterzugeben. " 

Regensburg. Anläßlich der Eröffnung 
der BVS-Ausstellung "Zivi lschutz mit 
dem Bürger - für den Bürger ' am 21 . 
Juni 1985 im Donau-Einkaufszentrum 
Regensburg hielt der Regierungspräsi­
dent der Oberpfalz und Schirmherr der 
Ausstellung, Karl Krampol, eine Anspra­
che mit folgendem Wortlaut: 

"Ich habe die Schirmherrschaft über 
diese Ausstellung gern übernommen, 
weil ich weiß, daß Selbstschutz eine 
zeitlose Forderung an uns al le ist und 
daß es dazu immer wieder eines deutli­
chen Anrufes bedarf. Ich möchte daher 
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bei dieser Gelegenheit den Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz herzlich 
dafür danken, daß sie auf diesem Ge­
biete nun schon über Jahrzehnte hin­
weg die nicht immer dankbare Rolle des 
Mahners übernehmen und daß sie vie­
len Tausenden unserer Mitbürger den 
Weg zur Selbsthi lfe in der Gefahr ge­
zeigt haben. 

Und Ich freue mich heute über diese 
Ausstellung, die In anschaulicher Weise 
zeigt, wie man sich als Laie bei Unfällen , 
bei Naturkatastrophen und notfalls auch 
bei kriegerischen Ereignissen solange 
selbst helfen kann , bis fach liche Hilfe 
kommt. 

Lassen Sie mich hier aber einmal wieder 
ganz deutlich den Grundau~rag des 
Bundesverbandes für den Selbstschutz 
aussprechen, nämlich die Bevölkerung 
über die Wirkung von Angriffswaffen und 
über entsprechende Schutzmöglichkei­
ten aufzuklären. Ich glaube, diese Auf­
gabe muß ganz offen angesprochen 
werden , angesichts einer gewissen Ver­
wirrung in der öffent lichen Diskussion, 
die sich gern in extremen Annahmen 
gefällt. Die einen erklären den Krieg in 
Mitteleuropa endgültig und für alle Zei­
ten abgeschafft oder abschaffbar, die 
anderen sehen nur noch den totalen 
Atomkrieg. 

Zugegeben , beide Annahmen würden ei­
ne Selbstschutzvorbereitung auf kriege­
rische Ereignisse erubngen . 

Nur - so einfach war die Geschichte 
noch nie, so einfach ist sie auch zur 
Stunde nicht, wenn Wir über den Erd­
kreis von Nicaragua über den Libanon 
und den Persischen Golf bis Afghanistan 
und Kambodscha blicken ; und auch In 

Zukunft wird die Geschichte so extren 
einfach nicht sein. Gerade für die Aus­
einandersetzung unter der Schwelle des 
Atomkrieges Ist das, was der Bundes­
verband für den Selbstschutz voran­
treibt , das zeitlose Gebot der Geschich­
te. Sie, meine Damen und Herren vom 
Bundesverband für den SelbstSChutz, 
sind, so wenig es Ihnen oft abgenom­
men wird , die eigentlichen Realisten in 
diesem Lande . Und das gilt für alle Auf­
gaben der zivilen Verteidigung, bei de­
nen man erst In der Stunde der Not er­
kennen wurde, daß gerade sie aktuelle 
Aufgaben eines langen Fnedens gewe­
sen wären. 

Was die Oberpfalz betrifft, so blicken ih­
r~ Bewohner auf eine lange Geschichte 
der Selbsthilfe, des Selbstschutzes zu­
rück. Als Grenzbewohner waren sie 
schon immer auf sich selbst angewie­
sen, wenn das Land mit Krieg und Not 
überzogen wurde ; die Herzöge, Kurfür­
sten, Könige und Kaiser waren im Ernst­
fall weit weg . Eine Kette von leidvollen 
Erfahrungen zieht sich von der ersten 
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Rodungszeit über die Ungarneinfälle, die 
Hussitenkriege, den Dreißigjährigen 
Krieg bis zu den napoleonischen Durch­
zügen und bis zur heutigen Lage an der 
Nahtstelle zwischen den Supermächten . 

Der Selbstschutz- und Selbsthilfegedan­
ke konnte unter diesen Umständen, die 
von Dutzenden von Generationen erlebt 
und erlitten wurden, in der Oberpfalz 
nicht untergehen. Und es ist auch kein 
Zufall, wenn sich die Bürger der Ober­
pfalz enger und zahlreicher als anders­
wo in den örtl ichen Hilfsgemeinschaften 
zusammenschließen, seien es nun die 
Feuerwehren, das Technische Hilfswerk, 
die Sanitätsorganisationen, seien es die 
zusätzlich gebildeten Züge und Gruppen 
des erweiterten Katastrophenschutzes. 

Es ist dann insbesondere auch kein Zu­
fall, wenn der Bundesverband für den 
Selbstschutz auf die Resonanz von Tau­
senden einzelner Bürger stößt, die sich 
über den Selbstschutz informieren und 
die sich ausbilden lassen . 

Meine Damen und Herren, ich hoffe zu­
versichtl ich , daß Wir die vom Bundesver­
band für den Selbstschutz vermittelten 
Kenntnisse nie in einem Krieg brauchen , 
sondern daß sie uns stets nur im Frie­
den helfen werden, die tagtäglichen Ge­
fahren erfolgreich zu überwinden. Den­
noch ist es gut und schafft auch in Kri­
sensituationen die nötige Ruhe, wenn 
das vom Bundesverband für den Selbst­
schutz angebotene Selbsthilfewissen 
von vielen unserer Mitbürger aufgenom­
men wird. 

Daher wünsche ich auch dieser Ausste l­
lung das rege Interesse unserer Bevöl­
kerung . Möge wieder einmal das Be­
wußtsein um die Gefahren dieser Welt, 
aber auch der Wille zur Selbsthilfe des 
einzelnen wachgerüttelt werden! " 

Erlangen, Ein großer Erfolg war die BVS­
Ausstellung : "Kinder malen Katastrophen 
und Selbstschutz" in Erlangen. Durch die 
Unterstützung des Stadtschulrats, Dr. Ru­
dolf Radler, konnte die Bilderschau in drei 
Schulzentren gezeigt werden . 

Mit der Ausstellung hatte das Schulverwal-

tungsamt versucht, die Schüler für den 
Zivil- und Selbstschutz zu interessieren. 
Das Echo blieb nicht aus : Viele Lehrkrä~e 
hatten mit ihren Schülern die SOZialkunde 
in den Ausstellungsraum verlegt und Sich 
mit Fragen der Selbsthilfe und Vorsorge 
auseinandergesetzt. 

Nittenau. Die Stadt Nittenau führte in Zu­
sammenarbeit mit der BVS-Dienststelle 
Weiden vom 24 . bis 29. Juni "Selbst­
sChutztage " durch. Ein vielseitiges Pro­
gramm der beteiligten Organisationen 
BRK, Freiwillige Feuerwehr, Wasserwacht, 
Verkehrswacht, ADAC, Polizei und BVS 
erwartete die Bürger. Die Schirmherrscha~ 
hatte Erster Bürgermeister Julius Schmatz 
übernommen. 

Anläßlich einer Podiumsdiskussion zum 
Thema .. Selbstschutz - ein wichtiger Teil 
des Zivilschutzes " , an der auch Landtags­
abgeordneter Humbs teilnahm, hob Land­
rat Schuierer die Aktivitäten der BVS­
Dienststelle im Landkreis Schwandorf 
hervor. 

Höhepunkt der Veranstaltungsreihe war 
ein" Tag der offenen Tur" der Katastro­
phenschutz-Organisationen. 

Nürnberg. Unter der Schirmherrschaft von 
Oberbürgermeister Hartwig Reimann und 
mit Unterstützung der Wirtschaftsschule 
veranstaltete die BVS-Dienststelle Nürn­
berg in Schwa bach einen Sicherheitswett­
bewerb. Neun Stationen mußten bewältigt 
werden . 

In der Abschlußveranstaltung ehrte Bür­
germeister Kurt Kestler die Sieger. Von 90 
möglichen Punkten erreichte Klaus Haber­
korn 85 und wurde damit erster. Pamela 
Menz und Bernd Gschwendnerteilten sich 
Platz 2 mit jeweils 84 Punkten. 

Nürnberg. Am 27 . Juli 1985 erfolgte in der 
BVS-Dienststelle Nürnberg die Wahl des 
Helfervertreters der BVS-Landesstelle 
Bayern. 

Gewählt wurde: Helfervertreter Peter 
Rockrohr (Nürnberg), 1. Stellvertreter Ge­
org Heller (Landshut) und 2. Stellvertreter 
Adolf Wagner (Augsburg) . 

Die Helfervertreter der 
BV$-Olenststellen In 
Bayern. 



Technisches Hilfswerk 

I Hamburg ~I 
Aktiver Katastrophenschutz 
in Hoya 
. 

Hamburg. Der THW-Bezirksverband 
Hamburg-Nord führte am letzten Juni­
Wochenende eine verlagerte Standort­
ausbildung an der Katastrophenschutz­
schule des Bundes - AußensteIle 
Hoya - durch. 

Über 150 Helfer rückten am FreItag­
nachmittag unter Führung des Bezirks­
beauftragten, Winfried Plate, und Ein­
satzleiter Dietwald Jager aus, um ihre in 
regelmäßiger Ausbildung erworbenen 
Fertigkeiten an wirklichkeitsnahen Ob­
jekten zu demonstrieren. 

So war es die Aufgabe der Bergungs­
einheiten, die Überquerung eines Flus­
ses durch den Bau einer Lkw-tragenden 
Fähre einerseits und den Bau einer 
"Bailey-Brücke" andererseits zu ermög­
lichen. Beide Konstruktionen hielten den 
Belastungsproben durch die schweren 
Einsatzfahrzeuge stand. 

~Aufgabe des Instandsetzungsdienstes 
war es, zerstörte Versorgungsleitungen 
im Starkstrom-, Wasser- und Abwasser­
bereich zu reparieren. 

Der auf dem weitläufigen Gelände nöti­
ge Informationsfluß wurde durch die 
Fernmelder siChergestellt. 

Am Sonntagabend sah man bei der Ein­
satzleitung zufriedene Gesichter: Die 
gesteckten Ziele wurden von den Ein­
heiten ausnahmslos erreicht, die freund­
lichen Sanitäter des Roten Kreuzes nicht 
bemüht, und das Zusammenleben einer 
größeren Gemeinschaft auf beengtem 
Raum warf keine Probleme auf: Im Ge­
genteil, die Kameradschaft zwischen 
150 verschiedenen Charakteren wurde 
gestärkt. W. P. 

Die THW-Hetfer beim 
Bau einer Fähre. 

(Foto; Plete) 

BII auf eine steinerne 
Schrifttafel, die auf der 
rechten Seile noch an­
gebracht wird, Ist der 
Wiederaufbau des Eh· 
renmals abgeschlos-
sen. (Foto: Brühl) 

I Berlin 

Das neue THW·TN·Ehrenmal 
steht 

Berlln. Nur die neue steinerne SchrIft­
platte mit der Legende muß noch fertIg­
gesteIlt und angebracht werden. dann ist 
der bauliche Teil der Umsetzung und 
Neugestaltung des THW-TN-Ehrenmals 
beendet. 

Sowohl die restaurierten als auch die 
neu geschaffenen Elemente am Kopf 
des Ehrenmals fügen sich harmonisch in 
die vorhandene Nische der Eingangshal­
le zu den THW-Bezirksverbänden Char­
lottenburg-Wilmersdorf ein. Der Grab­
stättencharakter wurde beseitigt und die 
Namen der 1922 gefallenen Nothelfer 
auf dem Sockel entfernt. 

Künftig soll dieses Ehrenmal für alle in 
der TN und im THW verunglückten Hel­
fer stehen, was sicherlich bei der Ein­
weihung des neuen Ehrenmals am Vor­
abend des VOlkstrauertages 1985 zum 
Ausdruck gebracht werden wird. B. 

I Hessen ~ I 
Große Freude in HOfgeismar 

Hoigelsmar. Zum 25jährigen Jubiläum 
und zur Unterkunfts-Einweihung hatte 
der THW-OV Hofgeismar eingeladen. 
Bei strahlendem Sonnenschein konnte 
Orts beauftragter Rudolf Malzfeldt rund 
200 Gäste zu einer Feierstunde und 
dem "Tag der offenen Tür" begrüßen. 

Malzfeldt gab einen Einblick in die viel­
fältige Arbeit der Helfer und schilderte 
die wichtigsten Daten und Ereignisse 
des Ortsverbandes: 

November 1959: Gründung des Orts­
verbandes durch Dipl.-Ing. H.-W. Dum­
rath. 

Dezember 1960: Übergabe des ehema­
ligen Krankenstalles der Manteuffelka­
serne an die erslen 20 M tglieder des 
Ortsverbandes. In unzähligen Stunden 
wurde das Gebäude in Selbsthilfe her­
gerichtet. 

September 1962. Erster großerer Ein­
satz: Demontage einer Straßenüberfüh­
rung der Steinbruchbahn an der alten 
Hümmer Straße. 

Februar 1964: Abriß der durch Brand 
zerstörten Mühle ,n Helmarshausen. 

Juli 1965: Zahlreiche Einsätze anläßlich 
der Hochwasserkatastrophe im Kreis 
Hofgeismar. 

Juni 1966: Elektromeister Rudolf Malz­
feldt übernimmt den Ortsverband als 
neuer Ortsbeauftragter. 

1971: Renovierung der alten Unterkunft. 

1972: Der Ortsverband baute für den 

ZS·~AGAZIN 9/85 33 



Freude. trahlend 
nimmt Ort.beauftrag­
ter Rudolf Malzfeldt 
(Blldmttte) den Schlüs­
sel für die neue Unter­
kunft entgegen. Mit 
Ihm freuen .ich: Zug­
führer Kerl-Wilhelm 
Melzfeldt, Geschäfts­
führer Georg Albert, 
Schirmherr MdB Rudi 
Weither und landes­
beauHragter Hans-Al­
bert Loasen. 

Oie neue 1,187 Millio­
nen Merk teure Unter­
kunft. 

Oie in EIgenleistung 
erstellten Flutlichtfahr­
zeuge und Anhänger 
des THW-OV Hofgels­
mar. 
(Fotos: Schwepflnger) 

Landkreis Kassel mehrere Kilometer 
Zaun für Freigehege Im Tierpark Saba­
burg (ca. 5000 Einsatzstunden). 

21./22. August 1976: Hilfeleistung für 
gefährdete Landwirtschaft im Dürrejahr 
1976. Es wurden ca. 20000 Ballen Stroh 
transportiert. 

Juli 1978: Der Ortsverband leistet ca. 
6000 Stunden zur Gestaltung des 
" 18. Hessentages " In Hofgelsmar. 

Juli 1981 : Hilfeleistung zur Beseitigung 
von Hochwasserschäden Im Bundesgar­
tenschaugelande Kassel, ca. 2000 Ein­
satz stunden. 

Mai 1983: Beginn der Baumaßnahmen 
für die neue Unterkunft am KasInoweg. 

September 1984 . Bau einer Behelfs­
brücke In Karlshafen . 

Dezember 1984 : Beginn des Umzuges 
in die neue Unterkunft. 

Schirmherr Bundestagsabgeordneter 
Rudi Walther, der als Vorsitzender des 
Bundestags-Haushaltsausschusses sich 
für die finanZielle Förderung des Unter­
kunftsbaus eingesetzt hatte, betonte, der 
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Ortsverband Hofgeismar gehöre jetzt 
nicht nur mit seinem Engagement, son­
dern auch mit seiner modernen Ausstat­
tung zu den Besten im Lande Hessen. 

Landrat Will i Eiermann und Vertreter der 
umliegenden Gemeinden würdigten die 
jahrelange gute Arbeit des Ortsverban­
des zum Wohle der Gemeinschaft. 

Gratulanten von nah und fern über­
brachten Grüße und Prasente zum Jubi­
läum. 

Die neue Unterkunft des Ortsverbandes 
mit Garagen, Werkstatt und Geräterau­
men umfaßt rund 400 Quadratmeter. Die 
Schlüsselübergabe erfolgte durch Bau­
oberrat Reinhold Grebe vom Staats bau­
amt Kassel, der auch die gute Zusam­
menarbeit während der Bauphase mit 
den Verantwortlichen des Ortsverbandes 
hervorhob. 

Am Nachmittag hatten die Besucher Ge­
legenheit, die neuen Einrichtungen und 
technischen Geräte zu besichtigen so­
wie Bergungsvorführungen und den Ein­
satz der Sauerstofflanze zu verfolgen. 

J. S. 

THW·Bundeswettkampf 
kritisch gesehen 

Viernhelm. In einer Stellungnahme zum 
THW-Bundeswettkampf in München soll 
hervorgehoben werden, daß die Wahl 
des Wettkampfthemas "Bau eines Zelt­
lagers" sowie ein Großteil der EinzeIauf­
gaben als gelungen anzusehen waren. 
Oie spielerische Komponente wurde mit 
berücksichtigt. Bei Wettkampf themen 
der Holzbearbeitung waren die Junghel­
fe r jedoch überfordert, da Detailinforma­
tionen über die Wettkampfaufgaben erst 
einen Tag vor der Veranstaltung mitge­
teilt wurden. Für die Junghelfer bestand 
deshalb keine Übungsmöglichkeit mehr. 

Die hierdurch entstandene Streßsituation 
bei den Junghelfern während der Wett­
kampfphase könnte dadurch abgebaut 
werden, daß bei künftigen Wettkämpfen 
frühzeitig VorInformationen über die für 
die Wettkampfaufgaben erforderlichen 
Grund- und Fachkenntnisse an die Ju­
gendgruppen vermittelt werden. Die 
Wettkampfaufgaben selbst sollten nicht 
bekannt sein. Bei rechtzeitiger Planung 
ist hierdurch auch eine einheitliche Aus­
richtung der Landeswettkämpfe auf den 
Bundeswettkampf möglich. 

Für künftige THW-Landes- und Bundes­
wettkämpfe sollten zwischen den Alters­
stufen 12 bis 14 Jahren und 15 bis 17 
Jahren getrennte Jugendwettkämpfe mit 
unterschiedlichen Schwierigkeitsgraden 
ausgetragen werden. Die spielerische 
Komponente bel den 12- bis 141ährigen 
sollte besonders starke Beachtung fin-
den. H. W. 

Bergrutsch: Kasseler THW· 
Helfer schützten vor den 
Schlammfluten 

Kassel/Lohfelden. Die Regenfluten der 
ersten Sommerwochen forderten auch 
von Kassels Helfern ihren Tribut. Mit 
harter Arbeit in Regen und Schlamm 
konnten sie verhindern, daß im Lohfel­
dener Stadtteil Vollmarshausen (Kreis 
Kassel) zwei Mehrfamilienhäuser und 
ein Einkaufsmarkt durch die abrutschen­
den Erdmassen eines hinter den Gebäu­
den liegenden Hanges gefährdet 
wurden. 

Die Vollmarshauser Freiwillige Feuer­
wehr hatte am Abend des 7. Juni 
schnell erfaßt, daß ihre Kräfte nicht aus­
reichen würden, das immer Wieder mas­
siv nachrutschende Erdreich Im Bereich 
der Wollröderstraße aufzuhalten. Ein­
satzleiter Wolfgang Ullmann gab die Bit­
te um Unterstützung an die LeitfunksteI­
le Hessen-Nord weiter. Von dort wurde 
der THW-OV Kassel um 17.10 Uhr über 
Funkalarmempfänger alarmiert. Glück für 



die Vol lmarshauser: In Kassel land an 
diesem Abend das Stadlfesl statl, eines 
der größlen und lurbulenlesten seiner 
Art in ganz Hessen. Die Kasseler THW­
Helfer sollten ursprünglich dabei Ord­
nungsaufgaben übernehmen. Mitglieder 
des 2. und 3. Bergungszuges belanden 
sich dafür ablahrbereil auf der Dienst· 
stelle, als der Notrul einging. So konnle 
man schnell ausrücken. 

An der Einsalzslelle klang die Einwei· 
sung in die Lage nicht gerade beruhi­
gend. Durch die andauernden, slarken 
Regenfälle waren Teile des Hanges ins 
Rutschen gekommen und übten Druck 
auf die zum Teil recht allen Häuser aus. 
Wann das Mauerwerk und die gesamte 
Stalik Schäden erleiden würden, die 
vielleicht sogar zum Einslurz lühren 
könnlen, war nur eine Frage der Zeil, da 
immer neue Erdmassen nach rutschten. 
Zudem war durch die Schlammassen 
der Ortsdurchgangsverkehr fast lahmge· 
legt. In einer Gasse zwischen zwei Häu­
sern bahnte sich "flüssiges" Erdreich 
seinen Weg auf Vollmarshausens Haupt· 
straBe. 

Systematisch begann das THW, den 
Hang abzustützen. Während die Kame· 
raden von der Wehr einen Teil des be· 
reits abgegangenen Erdreichs fortzu· 
schaufeln begannen, setzten die THW­
Helfer Bohlenwände laschinenartig als 
Barrieren quer zum Hang. Das Einschla· 
gen der Rundhölzer, die die Bohlen ab· 
stützen, war an dem sehr steilen Hang 
kein Zuckerschlecken. Teilweise stan· 
den die Heller bis zum Bauch in dem 
völlig aufgeweichten Erdreich. Fester 
Boden zum Abstützen war kaum zu fin­
den. Ohne die Leinensicherung von der 
festen Oberkante des Hanges wäre an 
ein Arbeiten in der Schräge kaum zu 
denken gewesen. 

Neben den vier üblich befestigten Boh· 
lenwänden mußte eine weitere mit ei· 
nem Greifzug gesichert werden. Für die 
taghelle Ausleuchtung des Einsatzortes 
sorgte die Wehr mit ihrem Gerät. 

Nach harter lünfstündiger Arbeit wurde 
der Einsatz gegen 23.00 Uhr beendet. 
Die Anwohner konnlen der Nacht in Ru­
he entgegensehen. 

Insgesaml hat der Einsatz den recht gu· 
ten Ausbildungsstand der Helfer beider 
Züge bestätigt. Es hat sich gezeigt, daß 
man reibungslos mit anderen Fachdien· 
sten zusammenarbeiten kann. V. W. 

"Bavaria '85", THW·Landes· 
leistungsvergleich der 
Bergungszüge in Hes!len 

Frankfurt. Die hessischen Fahnen wur· 
den beim THW-Bundeswetlkampf am 

m. SIegermannschaft 
d .. THW-QV Bad WII· 
dungen nach ihrem 
.tolzen Ergebnis. 

THW-Sundes- und 
Landesspracher Peter 
Merck, Landesbeauf­
tragt., Hans-Albert 
Los .. n, Ausbildungs­
tett.r Dleter Höhn und 
Oberschiedsrichter 
Hans·Pater Watter 
sind mit dem Landes­
'elltungsverglelch und 
den dabei gezeigten 
leistungen voll zu­
frleeten. 

16. Juni 19B5 in München von den Hel· 
fern des Bergungszuges des THW-OV 
Bad Wildungen und der Jugendgruppe 
des THW·OV Viernheim hochgehalten. 

Bis es jedoch so weit war, lIoß viel 
Schweiß bei den Mannschaften, denn 
bei den vorgeschalteten Regionalverglei­
chen sowie den Landesvergleichen wur· 
de ihr ganzes Können gefordert. 

Mit dem Startschuß des Oberschieds­
richters, Hans-Peter Walter, Darmstadt, 
begann auf dem Übungsgelände in 
Darmstadt-Arheilgen lür die acht Mann­
schalten, die sich bei den Regionalver­
gleichen in Darmstadt, Frankfurt, Wäch-

Bergung von Personen sowie der Transport von 
Geräten über und durch die Wettkampfhinder-
"I ... fordern das ganze Können. 

tersbach und Fritzlar qualiliziert hatten, 
der Wettstreit um den Landessieger. 

Die sieben Aulgaben des 60 m langen 
Parcours waren bis dahin den Mann· 
schalten aus Wolfhagen, Bad Wildun· 
gen, Dillenburg, Hünleld, Neu·lsenburg, 
Weilburg und Seligenstadt nicht be· 
kannt: 

Die Zuglührer erhielten die detaillierten 
Wettkamplunterlagen von den Schieds· 
richtern ausgehändigt und mußten diese 
in einen Auftrag an ihre Einheit um­
setzen. 

Im einzelnen lautete die Aulgabenstel­
lung für den Zugtrupp: 

An der Station "Bergen aus Höhen" müssen die 
Helf.r unter der Alemachutzmaske Ihr. Aufgabe 
bewittlgen. 
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"Besondere Lage: Auf die Gemeinde 
Reinbach erfolgte ein Luftangriff mit kon­
ventioneller Abwurfmunition. Die hierbei 
im Ortsteil Heidhausen entstandenen 
Schäden konnten in Ermangelung eige­
ner Kräfte noch nicht bekämpft werden. 
Vor Ort befindet sich die 2. Technische 
Einsatzleitung (TEL), der Ihr Bergungs­
zug mit sofortiger Wirkung unterstellt 
wurde. 

Es ist jetzt 00.20 Uhr. Sie treffen mit 
Ihrem Zugtrupp und der ersten Ber­
gungsgruppe vorab bei der TEL ein. Ihre 
zweite und dritte Gruppe sind nach ei ­
nem vor zwei Stunden abgeschlossenen 
Einsatz derzeit mit Personal, Kfz und 
Gerät nicht einsatzbereit. Sie stehen in 
vier Stunden wieder zur Verfügung. Die 
erste Gruppe wurde mit Teilgeräten der 
dritten Gruppe verstärkt. 

Auftrag: Melden Sie Sich bei der 2. TEL. 
Sie erhalten dort weitere Weisung. " 

Für die 1. Bergungsgruppe: 
"Besondere Lage: wird durch Zugführer 
bekanntgegeben. 

Im Verlauf des Einsatzes muß mll ABC­
Alarm gerechnet werden. Aufkommende 
Entstehungsbrände sind mit eigenen 
Mitteln zu bekämpfen. 

Auftrag : Gruppenführer veranlaßt den 
Bezug des vorgeschriebenen Stellplat­
zes durch Mannschaftskraftwagen sowie 
die Einrichtung einer Geräteablage und 
Herstellung der Einsatzbereitschaft der 
Gruppe. 

Gruppenführer erkundet und meldet Er­
kundungsergebnis an Zugführer. Gruppe 
dringt gemäß Auftrag zu den bei Station 
sieben eingeschlossenen Personen vor, 
birgt diese und transportiert sie zu einer 
angenommenen Sammelstelle (Standort 
MKW). Dabei sind an den einzelnen 
Stationen die gemäß Einzelauftrag ge­
stellten Aufgaben zu lösen. 

Danach ist sämtliches eingesetzte Gerät 
zur Geräteablage zurückzutransportieren 
und die Gruppe zum MKW zurückzu­
nehmen. 
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Bewegen schwerer La· 
Iten mit Hilfe des 
Greifzugs an einem 
vorher erstellten 
.. Festpunkt", 

Abgabe einer schriftlichen Abschlußmel­
dung an den Zugführer." 

Mit großem Eifer und bester Motivation 
gingen die acht Mannschaften die Auf­
gaben an, winkte doch dem Sieger die 
Teilnahme am THW-Bundeswettkampf in 
München, womit sich die Namensge­
bung " Bavaria '85" erklärt. 

Während der Gruppenführer die Wett­
kampfbahn erkundete, sah die Mann­
schaft wichtige Zeit dahinrinnen, durfte 
sie doch erst absitzen und mit den Vor­
bereitungsarbeiten beginnen, nachdem 
ihr Einsatzfahrzeug mit einer Genauig­
keit von plus-minus zehn Zentimeter in 
einem markierten Feld abgestellt war. 

Und dann war es so weit: Eilends richte­
te man die Gerateablage ein und baute 
die Halogenstrahler auf, denn - die La­
ge ist heilig - war war ja schließlich fin­
stere Nacht, während der Kraftfahrer -
glücklich sein Fahrzeug wohlplaziert zu 
haben - sich erst einmal um einen 
Plattfuß und eine defekte Petromax 
kümmern mußte. 

" Beleuchtung eingerichtet, Notstromer­
zeuger läuft, Scheinwerfer aufgeschal­
tet!" Dies war das Freigabezeichen für 
den weiteren Ablauf. In welcher Reihen­
folge die vorbereiteten Aufgaben durch­
geführt wurden, lag im Ermessen des 
Gruppenführers. Entscheidend war le-

Bild links: THW-Lan­
de_lugendlelter Volker 
Patzwaldt überreicht 
der Jugendmann­
schaft die Fahrkarte 
nach München. 

Bild rechts: Oie sieg­
reiche Jugendmann­
Ichah des THW-OV 
Viernheim. 

diglich, daß die Gesamtaulgabe erst 
dann als gelöst gewertet wurde, nach­
dem alle Einzelaufgaben erfolgreich ab­
geschlossen waren. 

Neben dem Errichten eines Pfahljoches, 
dem sauberen, gerichteten Fällen eines 
"Baumes" (aus dem Boden herausra­
gende Rundhölzer, Durchmesser ca. 35 
cm), dem Herstellen eines Erdankers 
und damit verbunden dem Beiseitezie­
hen einer Last, mußten die Einsatzkräfte 
durch einen Kriechgang, der zunächst 
noch zu raumen war, zu den "Verletz­
ten " vordringen und diese zur ange­
nommenen Sanitätsstation bringen. 

Dies geschah unter den äußerst kriti­
schen Augen von je zwei Bahnen­
schiedsrichtern, die nach bewahrtem 
Verfahren die dabei festgestellten Fehler 
unverzüglich durch Wiederholung, Nach­
besserung bzw. Zeitstrafe ahndeten. 
Daß dabei so manche Strafminute abzu­
sitzen war, ergab sich selbstverständ­
lich; insbesondere aber auch dadurch, 
daß die einzelnen Einlagen biS zuletzt 
geheim gehalten werden konnten. 

Wie wenig bei allem Eifer an eine ande­
re Lage als den friedensmäßigen Ein­
satz gedacht wurde; zeigt die Tatsache, 
daß einige Mannschaften die eigens für 
den Wettkampf zur Verfügung gestellten, 
entschärften Geschoßblindganger wie 



Staatssekretär An­
dreas von Schoeler 
vom Hesslschen In­
nenministerium (BIld­
mitte) nimmt die SIe­
gerehrung Im Rahmen 
des 1. landesJugend­
wettkampfes Hessen 
vor. (Fotos: Zanus) 

Schrott behandelten und sich damit eine 
längere "Ruhepause " in Form einer 
Mannschaftszeitstrafe einhandelten. 

Besonders erschwerend erwies sich die 
Einlage "ABC Alarm", bei der für 30 Mi­
nuten die Arbeiten unter leichtem Atem­
schutz durchgeführt werden mußten. 
Und dies erfolgte gerade zu dem Zeit­
punkt, als bei der Bergung des zweiten 
"Verletzten ", aus einem nur über eine 
Deckenöffnung vom 1. Stock aus zu­
gänglichen Raum, besonders hohe An­
forderungen an die Einsatzkräfte gestellt 
wurden . Alle erforderlichen Kommandos 
konnten dabei nur durch Handzeichen 
weitergegeben werden. 

Trotz dieser Erschwernisse konnte be­
re its nach einer Stunde und 33 Mi­
nuten - max. drei Stunden waren vorge­
sehen - die Mannschaft aus Bad Wil­
dungen die Abschlußmeldung: "Aufträ­
ge im Einsatzstreifen durch eine Gruppe 
ausgeführt, zwei ,Verletzte' geborgen 
und an Sanitätsdienst übergeben. Grup­
pe wieder einsatzbereit", abgeben und 
sich damit den Landessieger und die 
Fahrkarte nach München sichern. 

Eine nahezu totes Rennen lieferten sich 
die Ortsverbände Dillenburg, Groß-Um­
stadt und Weil burg, die knapp 13 Minu­
ten nach der Siegermannschaft mit je­
weils einer Minute Abstand untereinan­
der den 2., 3. und 4. Platz belegten . 

Trotz des schlechten Wetters hatten vie­
le Gäste, unter ihnen Darmstadts Pol i­
zeipräsident Peter C. Bernel. Ministeria l­
rat Willy Käppel, Innenministerium, Jo­
hannes Hinse, Schulleiter KSL Hessen, 
Vertreter benachbarter THW-Landesver­
bände sowie zahlreiche Schlachten­
bummler aus den Ortsverbänden einen 
spannenden Wettkampf verfolgen 
können. 

Nachdem Sieger und Tei lnehmer ihre 
Urkunden und Erinnerungsplakellen 
ausgehändigt bekommen hallen, dankte 
Landesbeauftragter Hans-Albert Lossen 
allen Ehren- und Hauptamtlichen, insbe­
sondere dem Darmstädter Team für ihre 
hervorragenden Arbeiten bei der Vorbe­
re itung zu diesem Leistungsvergleich. 

Zur Erinnerung an " Bavaria '85" erhiel­
ten Ortsbeauftragter Peter Merck sowie 
Oberschiedsrichter Hans-Peter Walter 
ebenfalls eine Plakette überreicht. 

THW-Landes- und Bundessprecher 
Merck lobte den Leistungsstand der be­
teiligten Einheiten, dankte allen für ihren 
fairen Weil kampf und wünschte eine gu­
te Heimfahrt in die Standorte. 

Als Fazit bleibt festzuhalten, daß alle Be­
teiligten einen sehr interessanten Lei­
stungsvergleich erlebt hatten , an dem 
auch durch die vorangeganQenen Regio­
nalausscheidungen alle Bergungszüge 
des Landes Hessen teilgenommen hat­
ten. Einige, die zunächst sehr kritisch 
diesen Veranstaltungen gegenüber stan­
den, haben danach ihre Meinung völlig 
geändert. Gerade die Tatsache, daß es 
hervorragend gelungen war, Einzeiauf­
gaben, wie sie jederzeit im Einsatz auf­
treten können, wohlabgerundet zu einer 
Gesamtaufgabe zusammenzufassen, die 
weder gekünstelt, noch an den Haaren 
herbeigezogen wirkte, und ein für alle 
verständl iches Bewertungssystem, dürf­
ten weitgehend mit dazu beigetragen 
haben. 

Daß am Ende nur eine Mannschaft Lan­
dessieger werden konnte, war allen Be­
teiligten klar. Gewonnen aber haben al­
le nicht zuletzt die Erkenntnis, daß die­
se mit re lativ einfachen Milleln aus den 
verschiedenen Aufgabengebieten des 
Bergungsdienstes zusammengefaßte 
Gesamtaufgabe recht interessante 
Aspekte für die Ausbildung vor Ort er-
gibt. H. A. L. 

Mit Eifer dabei 

Bensheim. Zum ersten Male seit Beste­
hen der THW-Jugend-Organisation in 
Hessen fand am Badesee in Bensheim 
ein Leistungsvergleich statt. Die zwölf­
bis 17jährigen Mädchen und Jungen aus 
den Jugendgruppen der THW-OV Bens­
heim, Biedenkopf, Groß-Umstadt, 
Pfungstadt und Viernheim hallen sieben 

Aufgaben aus dem Bereich des Ber­
gungsdienstes zu erfüllen. Im einzelnen 
mußten von der zehnköpfigen Gruppe 
folgende Stationsaufgaben erfüllt 
werden: 

Station 1: Antreten der Gruppe, Fertig­
meldung durch Jugend-Betreuer. Nach 
Bekanntgabe der Lage und Zeitnahme 
(Beginn) Ankleiden eines Junghelfers, 
danach erfolgt Einsatz der Gruppe. 

Station 2: Einrichten einer Geräteablage, 
Erstellen eines Arbeitstisches aus Rund­
hölzern und Bohlen nach vorhandener 
Skizze. 

Station 3: Bau eines Leitersteges aus 
drei Steckleiterteilen, Bohlenverbindung 
millels Bindeleinen, Festlegung beider 
Landstöße durch je einen Erdnagel. 

Station 4: Einrichtung und Betrieb einer 
Behelfskochstelle. 

Station 5: Bau eines Fahnenmastes mit­
tels der vorhandenen Hölzer nach 
Skizze. 

Station 6: Ausleuchten von zwei Arbeits­
stellen mit Petromax-Leuchte. 

Station 7: Herstellen einer Wasserver­
sorgung über 25 m mit C-Schläuchen, 
Anschluß an eine vorhandene Wasser­
leitung, Füllen eines 100 Liter Wasser­
fasses an der Kochstelle bis zur ange­
gebenen Markierung. Mit Aufrichten des 
Fahnenmastes und Setzen der THW­
Fahne sowie anschließendem Antreten 
am Fahrzeug ist die Wellkampfaufgabe 
erledigt. 

Schiedsrichter überwachten diese hand­
werklichen Arbeiten. 

Mit großem Eifer starteten um 13.00 Uhr 
die fünf Gruppen. Keiner der Organisa­
toren rechnete damit, daß schon nach 
35 Minuten die Viernheimer, zwei Minu­
ten später die Groß-Umstädter und nach 
einer Stunde acht Minuten die Bieden­
kopfer das Wettkampfziel erreichten. 
Den vierten Platz belegten die Benshei­
mer, und die Pfungstädter wurden 
Fünfte. 

Rund 150 Besucher verfolgten die Ar­
beiten der Jugendgruppen und feuerten 
sie mit Schlachtrufen immer wieder an. 
Dies hatte zur Folge, daß einige der Ju­
gendlichen sich nur noch im Laufschritt 
über den Parcours bewegten und ihre 
Mitstreiter zur Eile antrieben. 

Es war eine Freude mitzuerleben, wie 
diese THW-Jugendlichen um den Sieg 
und die damit verbundene Teilnahme 
am THW-Bundeswettkampf in München 
kämpften. 

Staatssekretär Andreas von Schoeler 
und THW-Landesbeauftragter Hans-Al­
bert Lossen hoben in ihren Ansprachen 
das besondere Engagement und die 
große Einsatzfreude der jüngsten THW­
Angehörigen hervor. 
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Mit einer Urkunde und einer Benshei­
mer-Motivkachel im Gepäck traten die 
Jugendgruppen gut gelaunt und voll 
Freude über die erbrachten Leistungen 
die Heimfahrt an. H. A. L. 

I Saarland 

Empfang im Landtag für Teil­
nehmer am THW-Bundeswett­
kampf 

Saarbrücken. Zu einem Empfang hatte 
Saarlands Landtagspräsident Albrecht 
Herold Abordnungen der erfolg re ehen 
Wettkampfmannschaftten der THW-Ju­
gend Freisen und des Bergungszuges 
St. Wendel, der an diesem Tag durch 
einen Einsatz verhindert war, in den 
Landtag eingeladen. 

Neben Worten des Dankes für den 
großartigen Erfolg in München, würdigte 
Herold den hohen Leistungs- und Aus­
bildungsstand der saarländischen THW­
Ortsverbände, der das Ergebnis stetiger 
Aus- und Weiterbildung über Jahre hin ­
aus sei. Gerade das Halten des techni­
schen Standards, die Orientierung an 
der Weiterentwicklung moderner Tech­
nik erfordere Aufmerksamkeit, Lernbe­
reitschaft und Einsatzfreude. Die THW­
Helfer stünden am richtigen Platz. Dies 
gelte auch für die vom Wehrdienst frei­
gestellten Helfer, die keinesfalls Drücke­
berger seien, sondern Dienst für die All­
gemeinheit im Sinne der Humanilät lei­
sten, betonte Herold. 

Als kleine Anerkennung für die ausge­
zeichnete Leistung, die auch die Ein­
satzbereitschaft der THW-Helfer im 
kleinsten Flächenstaat der Bundesrepu­
blik Deutschland widerspiegele, über­
reichte der Landtagspräsident den Eh­
renteller des Landtages an Jugendbe­
treuer Klaus-Werner Becker, Freisen, 
und Ortsbeauftragten Leo Kuhn. St. 
Wendel. E. M. 

Betonmischer geborgen 

SI. Wendel. Von einem Feldweg abge­
rutscht und in den Wald gekippt war ein 
Betonmischer. Da wegen der schmalen 
Zufahrts- und fehlenden Steilmöglichkei­
ten kein Kran zur Bergung des Fahrzeu­
ges eingesetzt werden konnte, bat man 
den THW-OV St. Wendel um Hi lfe. Die 
Helfer rückten mit einem Kombi , einem 
Lkw und dem Gerätekraftwagen aus. 
Durch Regenschauern behindert steil­
ten sie mit Hilfe von vier Greifzügen, an 
Bäumen verankert, das Fahrzeug wieder 
auf die Räder. E. M. 
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Baumpflanzaktion an der 
Mosel 

Obermosel. Ganz in den Dienst des 
Naturschutzes stellte sich der THW-OV 
Obermosel, als er kürzlich mit seiner 
Junghelfergruppe eine Baumpflanzaktion 
durchführte. 

Unter der Gesamtleitung des Ortsbeauf­
tragten, Hans Braun, wurden auf dem 
fast 9000 Quadratmeter großen THW­
Übungsgelände an der Mosel zwischen 
Besch und Perl über 100 schnellwüchsi­
ge italienische Schwarzpapp~ln ange­
pflanzt. Mit dieser Anpflanzaktion ist das 
THW weit über die von der Naturschutz­
behörde geforderten Auflagen zur Be­
grünung des Geländes hinausgegangen. 

Die Pappeln wurden dem THW-Ortsver­
band von einem Unternehmen zur Ver-
fügung gestellt. P. G. 

Eine gelungene GroBübung 

Wallerfangen. "Im Labor des St. Niko­
laus-Hospitals in Wallerfangen kam es 
durch Überhitzung zu einer schweren 
Explosion. Ein Teil des Krankenhausge­
bäudes steht in Flammen. Zahlreichen 
Patienten und Bediensteten ist der 
Fluchtweg versperrt. " 

Dies war die Ausgangslage einer ge­
meinsamen Rettungsübung des THW­
OV Dillingen, der Freiwilligen Feuerwehr 
Wallerfangen, der DRK-Bereitschaft 8 
und der Luftlandesanitätskompanie 260. 

Nach Auslösung des Alarms waren die 
Einsatzkräfte unter der Leitung von 
Wehrführer Albert Berg, Löschbezirks­
führer Heinz Minor, THW-Einheitsführer 
Rolf Zech, DRK-Bereitschaftsführer Win­
fried Caspar und Hauptmann Klaus Mül­
ler in kürzester Zeit am Schadensort. 
Die Feuerwehr übernahm die Brandbe­
kämpfung und die Abschirmung des Ge­
bäudes. Unterdessen bargen die THW­
Helfer" Verletzte" aus Höhen. Hierzu 
errichtete die Gerätegruppe eine Perso­
nen-Seilbahn von einem Balkon des 
Krankenhauses aus. Zur gleichen Zeit 
bemühten sich THW-Helfer um die Ber­
gung von" Verletzten", die unter einer 
umgestürzten Betonwand lagen. 

Die DRK-Bereitschaft übernahm die 
"Verletzten" und brachte sie zum Not­
verbandplatz. Von hier wurden sie mit 
Krankenwagen der Luftlandesanitäts­
kompanie in die Grund- und Hauptschu ­
le Wallerfangen, in der ein komplettes 
Hilfskrankenhaus eingerichtet war, trans­
portiert. Dort betreuten die Sanitäter der 
Bundeswehr die "Verletzten" weiter. 

Den Übungsverlauf verfolgten mit großer 
Aufmerksamkeit Bürgermeister Walter 
Hettinger, der Kommandeur der Briga-

deeinheiten, Oberst Jobs!, THW-Ge­
schäftsführer Rudolf Werth, THW-Haupt­
sachgebietsleiter Jochum, THW-Kreis­
beauftragter Peter Serwe, und THW­
Ortsbeauftragter Heinz Kurt Lavouvie. 

Die gelungene Großübung fand im Rah­
men der 1. Patenschaftswoche statt, die 
die Kontakte zwischen der Patenkompa­
nie (Luftlandesanitätskompanie 260) und 
der Bevölkerung Wallerfangens auffri-
schen und vertiefen soll. S. M. 

I Baden-Württemberg ;J I 
Trinkwasser­
Transportausstattung 
für THW-OV pforzheim 

Pforzheim. Der raschen Trinkwasser­
Notversorgung ist in Katastrophenfällen 
und anderen Notlagen stets eine beson­
dere Bedeutung tieizumessen. Entspre­
chende Schadensfälle bestätigten erst 
kürzlich wieder diesen Grundsatz. 

Eine Möglichkeit, bei solchen Engpäs­
sen Abhilfe zu schaffen, ist das Zufüh­
ren von Trinkwasser durch Einsatz von 
Fahrzeugen mit verlasteten Transportbe­
hältern . Für diese Einsatzaufgaben eig­
nen sich besonders gut geschlossene, 
zusammenlegbare, seit Jahrzehnten von 
der Industrie angebotene Trinkwasser­
Transportbehälter. 

Zwei Faltbehälter auf einen Lkw verzurrt. 
(Foto: Krüger) 

Dem THW-OV Pforzheim wurden kürz­
lich fü r seinen Instandsetzungszug zehn 
Faltbehälter (Fassungsvermögen je 
10001) überlassen. Dazu gehören auch 
Verzurrgeschirre und einfache Wasser­
Abgabevorrichtungen. Die Ausstattung 



wurde inzwischen auf ihre Funktionsfä­
higkeit geprüft. 

Der Instandsetzungsdienst des Ortsver­
bandes ist nun in der Lage, eine seiner 
Aufgaben, die Mitwirkung bei der Trink­
wasser-Notversorgung , in verbesserter 
Form zu erfüllen. G. K. 

THW·Auszeichnung für 
Hans·JÜrgen Kuhn 

Stuttgart. Hans-Jürgen Kuhn, stv. 
Schulleiter der Katastrophenschutzschu­
le Baden-Württemberg, wurde mit dem 
THW-Helferzeichen in Gold ausge­
zeichnet. 

Anläßlich des kürzlich an der Schule 
durchgeführten 6. Einweisungslehrgan­
ges für THW-Führungskräfte überreichte 
THW-Landesbeauftragter Dirk Göbel in 
Anwesenheit des Lehrpersonals Kuhn 
die Ehrung. Mit dieser Auszeichnung 
wurde Kuhn Dank für die Förderung des 
THW ausgesprochen und zugleich Aner­
kennung für sein langjähriges Wirken 
gezollt. Sein bisheriges Engagement für 
den Katastrophenschutz und das THW 
sei weit über das dienstlich notwendige 
Maß hinausgegangen, betonte GÖbel. 

3000 Besucher staunten 

Aalen. Der Sanitätszug Aalen, der Fern­
meldezug Ostalb und der THW-OV Aa­
len zeigten der Bevölkerung Ausschnitte 
aus ihrer Ausbildung und demonstrierten 
ihre vielseitigen Einsatzmöglichkeiten. 

Höhepunkt war die .Explosion in einer 
chemischen Fabrik". Hier konnten sich 
die Besucher von dem reibungslosen 
Zusammenspiel der verschiedenen 
Fachdienste überzeugen, die im Kata­
strophenschutzzentrum Aalen gemein­
sam untergebracht sind. 

"RM 

Am .. Tag der offenen 
Tür" präsentieren die 
THW-Hetfer ihre Fahr­
zeuge und Ausrü-
stung. (Foto: Ritter) 

Ein Schaukelsteg und eine Seilbahn bo­
ten den kleinen Besuchern viel Kurz­
weil, und ganz Mutige konnten sich, auf 
eine Krankentrage geschnürt, abseilen 
lassen. 

Aber auch auf einer Atemschutzübungs­
strecke, in einem Rohrgraben sowie 
beim Brennschneiden und Funken wur­
de bewiesen, was man in der Ausbil-
dung alles gelernt hatte. R. R. 

Fahrzeuge nach 
Giftstoffunfall geborgen 

Müllhelm. Über den Umfang und die 
Bekämpfung des schweren GIftstoffun­
fal ls am 3. April 1985 auf der RheintaIau­
tobahn bei Neuenburg südlich Freiburg 
wurde bereits im ZS-Magazin 4/85 be­
richtet . 

Der THW-OV Müllheim wirkte bei der 
Fahrzeugbergung im Zuge der Folgen­
beseitigung mit. Mit dem THW-Kranwa­
gen wurden die ausgebrannten Unfall­
fahrzeuge auf Flachanhänger verladen 
und zu einer Entsorgungsfirma gebracht. 

G. K. 

Mit dem THW-Kranwa­
gen wird das ausge­
brannte Unfalltahrzeug 
verladen. 

(Foto: Ha.berle) 

Nachbarschaftshilfe über die 
Grenze 

Laufenburg. Anläßlich der Aufführung 
eines Ton- und Lichtspiels (San et Lu­
miere) über die Geschichte der Stadt 
Laufenburg/Schweiz, richtete diese ei­
nen Hilferuf an den THW-OV Laufen­
burg. 

Der Ortsverband erklärte sich bereit, ei­
ne Naturtribüne zu errichten sowie meh­
rere Absperrungen für die Zuschauer 
aus nah und fern, die dieses Ereignis 
von der deutschen Seite aus verfolgen 
wollten, aufzustellen. 

Außerdem mußten die Zuschauerplätze 
vor und nach dem Ereignis ausgeleuch­
tet werden, da im ganzen Stadtgebiet 
die Straßenbeleuchtung abgeschaltet 
worden war. 

Die Hilfeleistung des THW fand sehr 
großen Anklang sowohl auf schweizer 
wie auch auf deutscher Seite. B. D. 

I Bayern 

Nachruf 

Die Helfer des THW-OV Starnberg trau­
ern um ihren Kameraden 

Walter Ebner 

der am 29. Juni 1985 bei einem tragi­
schen Verkehrsunfall tödlich verun­
glückte. 

Der Ortsverband dankt für seine Treue 
und sein Engagement im Dienste des 
THW und wird ihn in guter Erinnerung 
behalten. 

Der Ortsbeauftragte und die Helferschaft 
des Ortsverbandes Starnberg 
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Warndienst 
BZS·Präsident Dr. Kolb 
verabschiedete sich 
von Mitarbeitern 
des Warnamts IX 

, 
Zweifellos gehört ein Besuch des Prasi­
denten des Bundesamtes fur Zivilschutz 
zu den herausragenden Ereignissen ei­
nes Warnamts. Nur selten hat gerade 
der nachgeordnete Bereich die Gele­
genheit, Sorgen und Probleme an höhe­
rer Stelle vorzutragen oder auf kritische 
und drängende Fragen kompetente Ant­
worten zu erhalten. 

Nicht zuletzt deshalb sahen die Be­
diensteten des Warnamtes der Ankunft 
des Präsidenten des Bundesamtes für 
Zivilschutz, Dr. Paul Wilhelm Kolb, am 
Nachmittag des 18. Juni mit großen In­
teresse entgegen. 

Dr. Kolb traf um 16.30 Uhr im Warnamt 
ein. Zuvor hatte er dem Bayerischen In­
nenmlnister, Dr. Karl Hillermeler, einen 
Besuch abgestattet. 

Nach der Begrüßung durch den Warn­
amtsleiter, ORR Robert Carn!, im großen 
Schulungsraum des Warnamts, bedank­
te sich Dr. Kolb für den freundlichen 
Empfang. Rückblickend gab er elOen 
Abriß über die Entwicklung des Warn­
dienstes während seiner nun auslaufen­
den Amtszeit. Zusammenfassend stellte 
er fest, daß trotz vieler bekannter 
Schwierigkeiten beachtliche Fortschritte 
beim Aufbau und der Entwicklung des 
Warndienstes erzielt worden seien. 

Für die Zukunft müsse man weiterhin 
große Anstrengungen unternehmen, da­
mit der Warndienst den ihm gestellten 
Anforderungen gerecht werden könne. 
Leider werde der Arbeit des Warndien­
stes von der Öffentlichkeit, aber auch 
von den verantwortlichen Politikern, 
nicht Immer die nötige Aufmerksamkeit 
geschenkt. 

Es werde zu den vordringlichsten Aufga­
ben seines Nachfolgers gehören, den 
Stellenwert und die Effektivität des 
Warndienstes zu erhöhen. 

Bei der anschließenden Aussprache 
wurden anstehende Probleme und Fra­
gen diskutiert. Im wesentlichen kamen 
dabei folgende Themen und Wünsche 
zur Sprache: 

- Die künftige Entwicklung des Warn­
dienstes. 

- Auswirkungen von neuen Konzeptio­
nen des Warndienstes auf den personel­
len Sektor. 

- Verbesserung der Zusammenarbeit 
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Oberreglerungsral 
earre überreicht Or. 
Kolb eine ErInne­
rungsurkunde. 

und des Informationsflusses zwischen 
BZS und den Warnämtern. 

- Umweltschutz und -pflegemaßnah­
men auf dem Gelände des Warnamts. 

Der Präsident bezog zu diesen Fragen 
ausführlich Stellung und führte aus, daß 
es auch in Zukunft elOen Warndienst ge­
ben müsse. Diese Einrichtung sei aus 
dem Katalog der humanitären Institutio­
nen nicht wegzudenken. 

Der Warndienst müsse aber bestrebt 
sein, mit der technischen Weiterentwick­
lung Schritt zu halten und sich auch der 
modernen Technik zu bedienen. Neue­
rungen seien insbesondere im Bereich 
der Fernmeldetechnik zu erwarten. Ge­
rade hier würden künftig erhöhte Anfor­
derungen an Flexibilität und Qualifikation 
gestellt, allerdings sei es Sache der Po­
litiker, die entsprechenden haushaltsmä­
ßigen Voraussetzungen zu schaffen . 

Den AktiVitäten der Bediensteten für den 
Umweltschutz brachte Dr. Kolb sehr viel 
Verständnis und Zustimmung entgegen. 
Insbesondere der geplanten Anlage ei­
nes Feuchtbiotopes im Warnamtsgelän-

Gruppenbild mit dem Präsidenten des BZS. 

de galt sein besonderes Interesse; be­
merkenswert fand der Präsident, daß die 
Durchführung dieses Projektes vom 
Bund Naturschutz finanZiert wird, so daß 
für den Bund keine Kosten entstehen 
werden. 

Im Anschluß an die sehr offen und ver­
trauensvoll geführte Aussprache nutzte 
der Präsident die Gelegenheit des per­
sönlichen Gesprächs mit den Bedienste­
ten. Der Leiter des Warnamts stellte Dr. 
Kolb die einzelnen Mitarbeiter der 
Dienststelle vor. 

Höhepunkt und Ausklang der Veranstal­
tung war die Überreichung einer Erinne­
rungsurkunde, versehen mit den Unter­
schriften sämtlicher Bediensteter des 
Warnamts an den scheidenden Präsi­
denten. Warnamtsleiter Carn! verband 
mit der Überreichung die besten Wün­
sche für den kommenden Ruhestand 
und gab der Hoffnung Ausdruck, daß 
der Präsident nicht nur das Warnamt IX, 
sondern den Beitrag des Warndienstes 
zum Zivilschutz insgesamt in guter Erin­
nerung behalten möge. W. W. 

(Fotos: Würkner) 



Deutsches Rotes Kreuz 11111 I 

Pressefahrt der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 1985. 
Das Thema: 

,,zivildienstleistende 
und Freie 

Fünf verschiedene Einrichtungen vorgestellt - Journalisten waren beeindruckt 

Mehr als 35 Journalisten nahmen an der 
diesjährigen Pressefahrt der Bundesar­
beitsgemeinschaft der Freien Wohl­
fahrtspflege (BAGFW) teil, die alljährlich 
veranstaltet wird. Sie wurde im Raum 
Köln durchgeführt und hatte zum Thema 
"Zivildienstleistende und Freie Wohl­
fahrtspflege". Während dreier Tage 
(25. bis 27. Juni 1985) stellten die Ver­
bände fünf verschiedene Einrichtungen 
vor, die in ihrer Unterschiedlichkeit das 
Spektrum des Einsatzes von Zivildienst­
leistenden in der Freien Wohlfahrtspfle­
ge anschaulich verdeutlichten. 

So wurde eine Altentagesstätte des 
DPWV besucht, in der vier Zivildienstlei­
stende arbeiten. Das reichhaltige Pro­
grammangebot wird teilweise von den 
alten Menschen mitgestaltet oder initi­
iert. Die Zivildienstleistenden sind hier 
weitgehend im Mobilen Sozialen Hilfs­
dienst tätig und leisten Hilfe im Haus­
halt, kaufen ein, erledigen Ämtergänge 
etc. In den Gesprächen klang durch, 
daß sie in zahlreichen Fällen zu Bezugs­
personen geworden sind, deren Besu­
che von den älteren Menschen erwartet 
werden, insbesondere von Alleinste­
henden. 

Innerhalb Ihres Projektstudiums an der 
Fachhochschu le für Sozialarbeit (Köln) 
beteiligten sich ferner fünfzehn Studen­
ten an der Arbeit innerhalb der Tages­
stätte wie auch im "Außendienst". 

Das Amt für Diakonie des Ev. Stadtkir­
chenverbandes Köln ist Träger eines 
Mobilen Hilfsdienstes. Er stellt ein er-

weitertes Hilfsangebot im Bereich der 
ambulanten Pflegedienste dar und leistet 
einen Beitrag, älteren und behinderten 
Bürgern die Möglichkeit zu schaffen, so­
lange wie vertretbar in ihrer eigenen 
Wohnung zu verbleiben. Der Mobile 
Hilfsdienst soll kein Ersatz für stationäre 
und teilstationäre Hilfen sein. 

Das Amt verfügt über 20 genehmigte 
Stellen im Rahmen des Mobilen Hilfs­
dienstes; z. Z. sind 14 Stellen besetzt. 

Die Zivildienstleistenden werden im Ein­
zugsbereich der Ev. Sozialstationen ein­
gesetzt. Den Einsatz und die Arbeit ver­
antworten die in den Sozialstationen täti­
gen leitenden· Fachkräfte. 

Der Aufgabenkatalog umfaßt Hilfen zur 
Erhaltung und Erweiterung von Kontak­
ten zur Umwelt; wie z. B. Schriftverkehr, 
Besorgungen (Behördengänge, Buch­
und Zeitschriftenausleihe etc.) Begleiten 
bei Besuchen, Veranstaltungen, Ausflü­
gen, Fahrten, Feiern, Spaziergängen, 
Friedhofsbesuchen, sportlichen Veran­
staltungen und Hilfen bei aktiver Sport­
ausübung. 

Pflegerische Hilfen: 

Pflegerische Hilfen kann der Zivildienst­
leistende nur nach besonderer Anleitung 
und mit Zustimmung durch die Fachkraft 
der Träger des Mobilen Sozialen Hilfs­
dienstes übernehmen. 

Träger der Werkstätten für Behinderte 
"Gut Fronhof " ist der Caritasverband für 
die Stadt Köln. Hier soll geistig, körper-

lieh oder mehrfach behinderten Jugend­
lichen und Erwachsenen, die gar nicht, 
noch nicht oder noch nicht wieder In die 
freie Wirtschaft eingegliedert werden 
können, eine weitgehende Förderung, 
Arbeitsanleitung und einen vorüberge­
henden oder ständigen Arbeitsplatz gebo­
ten werden. Die Behinderten sollen so 
weit wie möglich in einem ihrer Fähigkeit 
und ih rem Interesse entspreChenden Ar­
beitsprozeß in die allgemeine Gesellschaft 
eingegliedert werden. Sie können nach 
Absolvierung der zehnjährigen Schul­
pfl icht Aufnahmen finden und haben die 
Möglichkeit, ohne Setzung einer Alters­
grenze in der Werkstatt zu verbleiben. 

Der Behinderte soll durch Freude am 
selbst Geschaffenen Sicherheit, Selbst­
vertrauen, Ausgeglichenheit und Zufrie­
denheit finden. 

Arbeitsangebote : 

Montagearbeiten und Teilfertigung für 
die Industrie, Beleuchtungskörperbau, 
Verpackungsarbeiten verschiedenster 
Art, Metall- und Kunststoffverarbeitung, 
Druck- und Papierverarbeitung , Haus­
pflege und Hauswirtschaft, Lehrküche 
sowie Eigenproduktion in Holz und Tex­
til, Spielzeug, Geschenkartikel, Kinder­
oberbekleidung, Flickenteppiche, Webar­
tikel. 

Neben 47 hauptamtlichen Mitarbeitern 
und drei Praktikanten leisten hier acht 
junge Menschen ihren Zivildienst mit 
beachtlichem Engagement. 
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Die Arbeitsfelder der Zivildienstleisten­
den beim Deutschen Roten Kreuz in 
Köln sind als äußerst vielseitig anzuse­
hen. Mit 32 Zivildienstplätzen (alle be­
setzt) steht der Behindertentransport als 
Einsatzmöglichkeit an erster Stelle. Etwa 
239 Behinderte werden Tag für Tag von 
zu Hause abgeholt, in die Gemeinnützi­
gen Werkstatten Köln gefahren und 
abends wieder zurückgebracht. Neben 
diesem Tätigkeitsfe ld führen die Zivil­
dienstleistenden des Behindertentrans­
portes jedoch noch zahlreiche Sonder­
fahrten durch, unter anderem : 
Zu den Freizeiten der Behinderten, 
Ausflugsfahrten für Behinderte, 
zur StadtranderhOlung der Senioren, 
zu Kurmaßnahmen von Mehrfachbehin­
derten, Altkleider- und Altpapiersamm­
lungen, Hilfe bei Haushaltsauflösungen 
sowie Hilfsgütertransporte zur Vorberei­
tung der Auslandshilfe des Kreisver­
bandes. 

Im medizinischen Transportdienst sind 
acht Zivildienstleistende tätig. Hier wer­
den alle Arten von medizinischen Hilfs­
gütern und Blutkonserven transportiert. 

Ein weiterer besonderer Einsatzbereich 
ist der Krankentransport. Neben den 
hauptamtlichen, entsprechend qualifi­
zierten Rettungssanitätern werden Zivil­
dienstleistende eingesetzt, nachdem sie 
die spezielle Ausbildung zum Sanitäts­
heifer absolviert haben. Von den acht Zi­
vildienstplätzen sind zur Zeit sechs be­
setzt. 

Im Mahlzeitendienst fahren täglich zwei 
Zivildienstleistende von Tür zu Tür, um 
Älteren und Behinderten sowohl warme 
Mahlzeiten als auch Tiefkühlkost zu 
bringen. 

16 Zivildienstleistende unterstützen im 
Mobilen Hilfsdienst ältere, gebrechliche 
Mitbürger, Behinderte und andere Be­
dürftige, die ihren Haushalt nicht mehr 
selbständig führen können. 

Die individuelle Betreuung Schwerstbe­
hinderter wird durch acht Zivildienstlei­
stende, die für diese Aufgabe eine be­
sondere Ausbildung erhielten, gewähr­
leistet. Die Hilfe ermöglicht den betreu­
ten Behinderten eine eigenständige 
Lebensführung und macht einen Heim­
aufenthalt überflüssig. 

In den beiden zuletzt genannten Aufga­
ben stehen die Zivildienstleistenden un­
ter der fachlichen Anleitung der haupt­
amtlichen Mitarbeiter in der Sozialsta­
tion. 

Des weiteren sind in der Werkstatt drei 
und in der Telefonzentrale zwei Zivil­
dienstleistende eingesetzt. 

Zur Zeit sind von 85 Zivildienstplätzen 
77 (über 90 %) besetzt. 

Träger des Marie-Juchacz-Altenzen­
trums ist die Arbeiterwohlfahrt Bezirks-
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verband Mittelrhein. Es liegt im Norden 
Kölns in einem Neubaugebiet mit direk­
tem Verkehrsanschluß an die Innenstadt, 
wurde 1977 eingeweiht und hat insge­
samt 270 Betten, unterteilt in 1- und 2-
Bett-Zimmer bzw. Appartements. 

Die Appartements bestehen aus: Wohn­
schlafraum, Vorraum, Badezimmmer mit 
Dusche und Toilette, Balkon. Sie sind 
komplett ausgestattet, trotzdem bleibt 
Platz, um eigene Möbel aufzustellen. 
Radio- und Fernsehanschluß sowie 
Notrufsystem sind vorhanden. 

Die Pflegestationen haben vorwiegend 
Doppelzimmer, jedoch sind auch einige 
Einzelzimmer vorhanden. 

Zur gemeinsamen Benutzung stehen 
Speiseraum, Cafeteria, Bastel- und 
Werk raum, Friseurzimmer, Fußpfiege­
raum , Therapie-Einrichtungen, Arztzim­
mer, Gymnastikraum, Bücherei und 
Schwimmbad zur Verfügung. 
Zwei Kegelbahnen, Fernseher und Ste­
reoanlagen, Schallplatten, Bücher, Spie­
le, Sportgeräte runden das Angebot die­
ses vorbildlichen Altenzentrums ab. 

Ein abwechslungsreiches Ausflugspro­
gramm des Hauses vermittelt den Teil­
nehmern reichhaltige Eindrücke von 
Landschaften und Sehenswürdigkeiten. 
Auch für körperlich Behinderte, die auf 
den Rollstuhl angewiesen sind, werden 
regelmäßig Fahrten angeboten. Auf 
Wunsch steht den Bewohnern für eine 
kleine Ausflugsfahrt der hauseigene 
Kleinbus zur Verfügung. 

Eine besondere Attraktion des Marie-Ju­
chacz-Altenzentrums ist sein hauseige­
nes Fernsehprogramm. Regelmäßige In­
formations- und Unterhaltungssendun­
gen können von jedem im Haus ange­
schlossenen Fernseher auf einem ge­
sonderten Kanal empfangen werden. 

Fünf junge Menschen leisten hier ihren 
Zivildienst mit großem persönlichen En­
gagement ab. 

Die teilnehmenden Journalisten waren 
außerordentlich beeindruckt von dem 
persönlichen Einsatz, den sie in Gesprä­
chen und Diskussionen mit Zivildienst­
leistenden erfahren konnten . "Ich bin 
mit Armut konfrontiert worden, die ich 
vorher nie gekannt habe" - "Ich bin 
reifer und toleranter geworden" - "Die 
Arbeit macht mir Spaß, sie ist allerdings 
auch eine starke seelische Belastung". 
Das sind drei typische Äußerungen, die 
sich durchgehend wiederholten. 

Mancher Zivildienstleistende bleibt in 
diesem Aufgabenbereich, jedoch is~ dies 
eher die Ausnahme. Die meisten wollen 
nach Ableistung des Dienstes studieren, 
der Anteil der Abiturienten liegt bei rund 
70%. 

"Den Nutzen des Zivildienstes haben 
nicht nur die Wohlfahrtsverbände und 

durch sie die Alten, Kranken und Behin­
derten. Auch die jungen Menschen ler­
nen. Sie kommen mit einer Welt in Be­
rührung , die sie vorher kaum kannten. 
Das kann ihr Menschenbild verändern", 
war der Schlußkommentar eines be­
kannten Bonner Journalisten. 

Weitere 
HiHe 
für 
Afrika 

Das Internationale Komitee vom Roten 
Kreuz legte einen Bericht über den Um­
fang jener Hilfsmaßnahmen vor, die im 
ersten Halbjahr 1985 in zwölf Krisenge­
bieten Afrikas durchgeführt wurden . 

Danach sind im Einsatz: 

13 Delegationen und fünf Unterdelega­
tionen mit 230 Delegierten und rund 
2000 einheimischen Rotkreuzhelfern. 
181 Lastwagen, 83 Anhänger und 215 
weitere Fahrzeuge stehen ihnen zur 
Verfügung. Zur Versorgung unzugängli­
cher Gebiete wurden zudem Transport­
flugzeuge verschiedener nationaler Lufl­
waffen eingesetzt. 

1,3 Millionen Menschen, di.e von Kon­
flikten und inneren Unruhen betroffen 
sind, wurde geholfen - mit Nahrungs­
mittel- und Entwicklungshilfe. medizini­
scher Versorgung und Suchdienstaktivi­
täten. Mehr als 200 Millionen DM muß­
ten dafür aufgebracht werden. 

19 nationale Rotkreuzgesellschaflen, 15 
Regierungen und die Europäische Ge­
meinschafl beteiligten sich finanziell und 
mit Hilfsgüterlieferungen am Afrika-Hilfs­
programm des internationalen Komitees 
vom Roten Kreuz (IKRK). Weitere rund 
280 Millionen DM werden jedoch noch 
benötigt, um das Programm im vorgese­
henen Rahmen weiterzuführen. 

Das Deutsche Rote Kreuz wird die Ar­
beit des IKRK in Afrika auch in Zukunfl 
mit Hilfsgüterlieferungen und Mitarbeit 
von Delegierten, Ärzten und Fachleuten 
unterstützen. 



Arbeiter-Samariter-Bund 

Neue Fahrzeuge für den ASB 
Hannover-Land 

Ein Novum beim Arbeiter-Samariter­
Bund Hannover-Land in Barsinghausen: 
Der ASB erweiterte seinen Fuhrpark um 
zwei neue Krankentransporter für den 
Katastrophenschutz, und das Land Nie­
dersachsen bewilligte dazu erstmals ei­
nen Zuschuß von 40000 Mark. Ein­
schließlich Normausstattung bezahlte 
der ASB für die neuen Vier-Trage-Wa­
gen rund 200000 Mark. Die beiden 
Krankentransporter für den 20. Sanitäts­
zug wurden am 27 . Juni in Barsinghau­
sen vorgestellt. 

"Die Mittel für das vierte und letzte 
Fahrzeug , das im 20. Sanitätszug nach 
den Richtl inien des Bundesamtes für Zi­
vilschutz noch fehlt, hat das Land leider 
abgelehnt ", erklärte der Geschäftsführer 
des ASB-Kreisverbandes Hannover­
Land , Jürgen Mackensen, vor der Pres­
se. Trotzdem ist Mackensen mit der vor­
handenen Ausstattung des ASB zufrie­
den: Seine Organisat ion sei im Laufe 
der vergangenen Jahre optimal ausgerü­
stet worden , nicht zuletzt dank der Mit­
gliedsbeiträge und Spenden. 

Den Einsatz der neuen Vier-Trage-Wa­
gen will der ASS nicht allein dem Kata­
strophenschutz oder größeren Scha­
densfällen vorbehalten : Die Fahrzeuge 
werden auch im Sanitätsdienst bei Ver­
anstaltungen und für verbandsinterne 
Ausbildungszwecke verwendet. 

Früher setzte der ASS für den Katastro­
phenSChutz auch größere Lkw ein, in 
denen bis zu acht Verletzte unterge-

bracht und versorgt werden können. 
Diese Großraum-Krankenwagen, so 
Mackensen, hätten sich in der Praxis al­
lerdings nicht sonderl ich bewährt: Acht 
Patienten seien während der Fahrt kaum 
zu betreuen gewesen. Außerdem könn­
ten die neuen, kleineren Fahrzeuge er­
fahrungsgemäß flexibler eingesetzt 
werden. 

Überdies fördere das Innenministerium 
die Vier-Trage-Wagen im Rahmen eines 
Sonderprogrammes mit öffentlichen Mit­
teln. 

Auf die großen Krankenwagen greift der 
ASS natürlich im Notfall zurück - so 
beispielsweise der 21 . Sanitätszug bei 
einem Katastrophenschutz-Einsatz. 
Nach STAN, dem Stärke- und Ausrü­
stungsnachweis, muß jeder Sanitätszug 
16 Verletzte liegend transportieren 
können . 

Die beiden neuen Vier-Trage-Wagen, 
darauf wies Mackensen ausdrücklich 
hin, gehören zum ASS-eigenen Fahr­
zeugbestand. 

Der 20. und 21 . Sanitätszug des ASS 
Hannover-Land in Sarsinghausen unter­
stehen dem Landkreis Hannover als un­
tere Katastrophenschutzbehörde. Seide 
Züge verfügen über jeweils zehn Fahr­
zeuge, ein Meldekrad sowie 50 Helfer. 
Es sind überwiegend ehrenamtliche 
ASS-Mitglieder oder junge Männer, die 
- als Ersatz für den Wehrdienst - zehn 
Jahre lang im Katastrophenschutz mitar­
beiten. 

-

"Tag der offenen T&r" 
in Heiligenhafen 

Erstmals in seiner 17jährigen Geschich­
te bot der ASS-Stützpunkt in Heiligen­
hafen, nördlich von Lübeck an der Ost­
seeküste, einen " Tag der offenen Tür" . 
Hunderte von interessierten Sesuchern 
nutzten am 22. Juni die Gelegenheit, 
sich über Ausrüstung und Aufgaben des 
ASS-Rettungsdienstes und des Kata­
strophenschutzes zu informieren . Neben 
der Fahrzeug- und Geräteschau mit 
über 20 ASS-Wagen demonstrierten die 
Samariter in Heiligenhafen während ei­
ner sorgfältig vorbereiteten Rettungs­
übung ihr Können. 

Der Aettung.hubsc:hrauber "Chrlstoph 12" war 
ein besonderer Anziehungspunkt für die 
Besucher. 

Pünktlich um 15.00 Uhr landete der Ret­
tungshubschrauber "Christoph 12 ", der 
zwischen zwei Ernstfall-Einsätzen an der 
Rettungsübung te ilnahm. Gemeinsam 
mit der Heiligenhafener Feuerwehr zeig­
ten die ASB-Sanitäter, wie beide Orga­
nisationen im Einsatzfall schnelle Hilfe 
leisten. Der ASS inszinierte dazu einen 
filmre ifen Verkehrsunfall : 

Mit einer hydraulischen Schere gelang 
es der Feuerwehr, in Minuten das Dach 
des Unfallwagens abzuschneiden und 
gleichzeitig auslaufendes Senzin un­
schädlich zu machen. Unter Leitung des 
Notarztes von "Christoph 12" wurden 
die "Verletzten " versorgt und anschl ie­
ßend in Krankenhäuser gebracht. 

Der ASS-Stützpunkt Heiligenhafen be­
steht seit 1968. Drei Jahre später steil­
ten die Samariter ihren ersten Kranken­
wagen in Dienst. Seit Januar 1977 ist 
der ASS vol l in den Rettungsdienst des 
Kreises Ostholstein integriert. Mit haupt­
amtlichen Rettungssanitätern, Zivil ­
dienstleistenden und ehrenamtl ichen 
Helfern betreibt die karitative HilfsorganI­
sation eine Rettungswache in Heiligen­
hafen und die Nebenstelle in Surg auf 
der Ostseeinsel Fehmarn. 

ZS· ... AGAZIN 9/85 43 



Zehn Jahre ReHungszweck­
verband München 

Zehn Jahre besteht er nun schon, der 
Rettungszweckverband München: Am 
7. Juli 1975 hatten sich die Stadt Mün­
chen und der Landkreis nach dem Auf­
trag des bayerischen Rettungsdienstge­
setzes zu diesem Verband zusammen­
geschlossen. Vielen Fachleuten gilt der 
Zweckverband inzwischen als beispiel­
haft, einige Aktivitäten haben Modellcha­
rakter und waren Vorbild für ähnliche 
Initiativen im übrigen Bundesgebiet. 

Gemeinsam mit den Hilfsorganisationen, 
darunter der Arbeiter-Samariter-Bund, 
der Berufsfeuerwehr München und den 
Notärzten hat der Rettungszweckver­
band einen leistungsfähigen Rettungs­
dienst innerhalb und außerhalb der 
bayerischen Landeshauptstadt aufge­
baut. Dafür sprechen auch die Zahlen: 
Jahr für Jahr werden in der Rettungsleit­
stelle des Roten Kreuzes rund 100000 
Einsätze organisiert, ob für den Notarzt­
dienst, den Krankentransport oder die 
Hu bschrauberrettung. 

Zudem leistete der Verband wichtige 
Schrittmacherdienste, beispielsweise 
1978, als der Neugeborenen-Notarzt­
dienst gegründet wurde. 

Das zehnjährige Jubiläum ist Grund ge­
nug, den Rettungszweckverband Mün­
chen einmal aus der Sicht des dortigen 
Arbeiter-Samariter-Bundes darzustellen: 

Als im Juli 1975 der Rettungszweckver­
band München gegründet wurde, gab es 
im ASB München Kräfte, die die Not­
wendigkeit eines solchen einheitlichen 
Systems klar erkannten. Die mit dem 
Beitritt des ASB verbundenen Ein­
schränkungen sahen sie jedoch als Ein­
griff in eine, für sich allein gesehen, gut 
funktionierende Hilfsorganisation an. Die 
Zahl der Einsatzfahrzeuge wurde nach 
Vorverhandlungen von 15 auf nunmehr 
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elf innerhalb des gesamten Fahrzeug­
pools verringert. 

Diese Vorbemerkung ist notwendig, um 
das klare Bekenntnis, das der ASB 
München heute zum Rettungszweckver­
band (RZV) abgibt, vor dem richtigen 
Hinterg rund zu sehen. Ohne den RZV 
und die Zusammenarbeit der beteiligten 
Organisationen und Behörden wäre heu­
te eine qualitativ derart hochwertige Not­
fa llversorgung der Bevölkerung nicht 
denkbar. Auch die Organisationen selbst 
haben von dem zehn Jahre alten Sy­
stem profitiert. Einheitliche Notrufnum­
mer, Standardisierung der Fahrzeugaus­
rüstung und die Verteilung der Wachen 
auf einsatztaktisch günstige Standorte 
im Stadtgebiet - dies sind Punkte. die 
den Münchenern zugute kommen. 

Auch die Einbindung von Personal in die 
Notfallversorgung hat das Engagement 
vieler Rettungssanitäter und ehrenamtli­
cher Helfer deutlich erhöht. 

Steigen in einem Jahr die Transporte im 
Rettungsdienst an, so kann man dies 
angesichts des dahinter steckenden 
menschlichen Leids wohl kaum als Er­
folg bezeichnen. Die Tatsache jedoch, 
daß der ASB München innerhalb der 
RZV über Jahre hinweg steigende Ein­
satzzahlen zu verzeichnen hatte, zeigt, 
daß die Samariter dem Gesamtsystem 
ein leistungsfähiges Angebot an Perso­
nal und Fahrzeugen zur Verfügung stei­
len können. 

Knapp 14600 Einsatzfahrten wickelte 
der ASB München im Gründungsjahr 
des RZV - 1975 - ab, im vergangenen 
Jahr waren es annähernd 17000. Dabei 
darf man nicht außer acht lassen, daß 
die Zahl der nicht verrechnungsfähigen 
Transporte von jährlich knapp 1000 auf 
nunmehr über 2500 gestiegen ist. Auch 

Seit nunmehr zehn 
Jahren sind die Helfer 
des ASe Im Rettungs­
zweckverband 
München tätig. 

dies trägt dazu bei, daß der ASB Mün­
chen erhebliche Eigenmittel für den Ret­
tungsdienst aufwenden und trotz der an­
geblichen Kostenerstattung zuschießen 
muß. 

Die Stellung der Münchener Hilfsorgani­
sationen ist durch die Gründung des 
RZV erhebl ich gestärkt worden. Die 
Möglichkeit, anstehende Probleme in­
nerhalb eines institutionalisierten und 
sachkundigen Forums zu diskutieren, 
hat sicherlich dazu beigetragen, daß aus 
Konkurrenten im Rettungsdienst Partner 
geworden sind. Die Interessen einzelner 
Organisationen treten gegenüber den 
gemeinsamen Anliegen in den Hinter­
grund. 

Zur Bewältigung der RZV-Aufgaben 
stellt der ASB München der Rettungs­
leitsteile täglich elf Rettungs- und Kran­
kentransportfahrzeuge zur Verfügung. 
Sind in Zeiten mit Spitzenbelastungen 
Fernfahrten abzuwickeln, kann zusätzlich 
aur organisationseigene Wagen zurück­
gegriffen werden. 

Im vereinbarten Turnus stellen die Ar­
beiter-Samariter in München auch den 
Einsatzleiter "Rettungsdienst". Die stän­
dige Erreichbarkeit des Personals durch 
Funkmelder macht es möglich, daß auch 
außerhalb der Geschäftszeiten Fahrzeu­
ge zum Transport von Blutkonserven, 
Medikamenten und Transplantaten ange­
fordert werden können. 

Um alle diese Dienste kontinuierlich be­
setzen zu können , verfügt der ASB 
München über ein Stammpersonal von 
16 hauptamtlichen Rettungssanitätern, 
die durch Zivildienstle istende und 250 
ehrenamtl iche Sanitäter unterstützt 
werden. 

Aus dem Kreis der Katastrophenschutz­
helfer und der Hauptamtlichen kommen 
auch die Einsatzkräfte für den Sofortein­
satzzug, der seit 1984 alarmbereit ist. 
Diese in München einmalige Einrichtung 
soll der Rettungsleitstelle helfen, bei 
"Großlagen" innerhalb der Ausrückzeit 
von 30 Minuten ein zusätzliches Poten­
tial an Sanitätern und Fahrzeugen ein­
setzen zu können, ohne gleich um die 
Auslösung von Katastrophenalarm bitten 
zu müssen. 

Die ungeheure Expansion, die der ASB 
in München in den letzten Jahren erfah­
ren hat, muß sicherlich auch mit dem 
Rettungszweckverband und dem funk­
tionierenden System der Notlallversor­
gung gesehen werden. 1979 hatte der 
ASB München 5000 Mitglieder, heute 
sind es etwa 70000. Eine solche Ent­
wicklung wäre wohl kaum möglich ge­
wesen, wenn der ASB in der bayeri­
schen Landeshauptstadt und im Land­
kreis München nicht einen Namen als 
leistungsfähige Organisation hätte. 



Johanniter-Unfall-Hilfe 

JUH-Bundesjugendausbildungslager 1985 in Rhaunen 

Umfangreiches Ausbildungs- und Freizeitprogramm - Eigeninitiative war gefragt 

Ausbildung - Ausflüge - Ausgelassen­
heit, unter dieses Motto läßt sich das 
Bundesjugendausbildungslager 1985 der 
JUH stellen. Die Tradition siebenjähriger 
erfolgreicher Ausbildung im Sanitätsaus­
bildungszentrum in Friedrichshafen am 
Bodensee wurde in diesem Jahr vom 
27. Juli bis 3. August in der Idarwald-Ka­
serne in Rhaunen zum dritten Male fort­
gesetzt. 

Den ersten erfolgreichen Ausflug in die­
ses Ausbildungszentrum unternahm die 
JUH im August 1968 unter der Leitung 
des Bundesarztes. Die ausgezeichneten 
Übungsmöglichkeiten dieser Einrichtung 
waren schon damals bekannt und wur­
den für die Durchführung einer Katastro­
phenschutzübung genutzt. Rhaunen 
wurde zum "Notstandsgebiet " erklärt, 
die Bevölkerung teilweise evakuiert, das 
Ausbildungszentrum als Notkrankenhaus 
in Betrieb genommen. Mitwirkende die­
ser Übung waren Katastrophenschutz­
helfer, Schwesternhelferinnen, Kranken­
schwestern und Ärzte der JUH Köln, 
Düsseldorf und Bonn. 

17 Jahre danach stand wieder ein um­
fangreiches, den Einzelnen forderndes 

Programm auf der Tagesordnung; aller­
dings mit anderen Vorzeichen und in an­
deren Bereichen. 

Gezielte Ausbildung, Ausflüge in die nä­
here und weitere Umgebung sowie 
abendliches gemütliches Beisammen­
sein bildeten die Schwerpunkte dieser 
abgerundeten Veranstaltung. Die Ein­
drücke und Erfahrungen, die die Ju­
gendlichen während dieser zwei Wo­
chen sammeln konnten, umfaßten daher 
sowohl den fachlich-sachlichen Bereich 
als auch die Erlebnisse im Privatbereich. 

Ein weiterer Unterschied zu 1968 ist der 
Liste der beteiligten Kreis- und Ortsver­
bände zu entnehmen. Der regionale 
Charakter ist dem der bundesweiten 
Ausstrahlung gewichen. Eine Vielzahl 
von Teilnehmern aus allen Bundeslän­
dern hatte sich eingefunden, um einem 
wesentlichen Ziel des Bundesjugend­
ausbildungslagers - den Gemein­
schaffsgeist der Johanniter zu fördern -
möglichst nahezu kommen. 

Neben dieser Zielsetzung bleibt die er­
folgreiche Unterstützung der ersten 
Ausbildungserfahrungen der Jugendli-

Der Itv. Bundes­
geschäftsführer der 
JUH, Volgt, bedankt 
sich beim Vertreter 
des Kommandeur., 
Leutnant 80th., fOr 
die Unterstützung. 

ehen der vorrangige Schwerpunkt des 
Ausbildungslagers. Hier bietet sich all­
jährl ich eine gute Möglichkeit, der For­
derung nach größerer Ausbildungsinitia­
tive gerecht zu werden. 

Erstmalig wurden im diesjährigen Bun­
desjugendausbildungslager sogenannte 
Ausbildungspakete angeboten. Jedes 
Ausbildungpaket bot dem Teilnehmer ei­
nen hohen qualitativen Standard und ei­
ne zeitlich effektive Ausbildungskonzep­
tion. So wurden die Teilnehmer in der 
Ersten-Hilfe für Fortgeschrittene, Sani­
tätshelfer-Ausbildung und der Sonder­
ausbildung Herz-Lungen-Wiederbele­
bung unterwiesen. 

Erfahrene Helfer der JUH mit entspre­
chendem Nachweis von Assistenzen in 
Erste-Hilfe-Ausbildungen hatten die Ge­
legenheit, ein Ausbilder-Seminar der 
Stufe I - Erste-Hilfe - und Häusliche 
Krankenpflege zu besuchen . Den Teil­
nehmern wurde auch ermöglicht, über 
die Aufgaben der Ersten Hilfe hinaus ein 
Ausbildungsangebot, bestehend aus 
Funk- und Fernmeldeausbildung sowie 
Grundlehrgang ABC-Abwehr, wahrzu­
nehmen. 

Eine Einweisung in die ABC-Abwehr er­
hielten ebenfalls die Teilnehmer, die den 
Abschluß als Gruppenführer anstrebten. 

Auch ein Intensivkurs für die Einweisung 
von Kraftfahrern der JUH, gedacht als 
sicherheitsbewußter Einstieg für Helfer 
im Krankentransport und Rettungsdienst, 
stand auf dem Programm. 

Ein bei vielen Jugendlichen beliebtes 
Angebot stellte die realistische Unfall­
darstellung, d. h. die Unterweisung in 
Mim- und Schminktechniken, dar. 

Für die erfahrenen Jugendlichen war ei­
ne Ausbildung zum Jugendgruppenlei ter 
vorgesehen, die sie befähigt, in den 
Orts- und Kreisverbänden die vielfälti­
gen Aufgaben gemäß Jugendordnung in 
der JUH wahrzunehmen. 
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Neben dem umfangreichen Ausbil­
dungsprogramm kamen aber auch die 
Freizeitaktivitäten zu ihrem Recht. In Ei­
geninitiative veranstaltete musische und 
kreative Abende fanden regen Zuspruch 
bei den Teilnehmern. 

Das nahegelegene Schwimmbad konnte 
bedauerl icherweise nur kurzfristig und 
nach dem Badebesuch wiederum nur 
mit "langem Hemd" wahrgenommen 
werden, weil die DurChschnittstempera­
turen oft nicht die 20 Grad-Marke über­
schritten. 

Bei der Besichtigung einer Schiefergru­
be in Herrenberg und dem Besuch von 
Idar-Oberstein konnten sich alle Lehr­
gangsteilnehmer mit der Geologie (Leh­
re vom Aufbau und von der Entwicklung 
der Erde) vertraut machen. , 
Der pOlitische Höhepunkt des Bundesju­
gendausbildungslagers im Hunsrück 
wurde durch einen Besuch im europäi­
schen Parlament in Luxemburg gesetzt. 
Die Teilnehmer zeigten sich beeindruckt 
von der großzügigen Bauweise und dem 
repräsentativen Erscheinungsbild des 
wichtigen Europaparlamentes. 

Bedauerlicherweise wurde 1985 erst ei­
ne Tagungswoche in Luxemburg durch­
geführt. Aufgrund von Umbaumaßnah­
men beim Parlament in Straßburg wird 
noch eine zweite Tagungswoche in Lu­
xemburg stattfinden. 

Die großzügigen Räumlichkeiten werden 
im Augenblick insbesondere für Tagun­
gen und von Verwaltungsstellen euro­
päischer Einrichtungen aus Straßburg 
und Brüssel genutzt. 

Die Teilnehmer erhielten eine umfang­
reiche Information über die Aufgaben 
und Ziele des Europäischen Parlamen­
tes. Dabei erfuhren sie auch, daß das 
Fehlen einer einheitlichen europäischen 
Sprache (Amtssprache häufig franzö­
sisch) die Kommunikation der Parla­
mentsmitglieder erschwere. 

Verschiedene Diskussionen mit Mitglie­
dern des Europaparlamentes brachten 
den Jugendlichen der JUH wertvolle po­
litische Erkenntnisse und werden sicher 
als nachhaltige Erinnerung haften 
bleiben . 

Der anschließende Besuch der Stadt 
Luxemburg mit seinem malerischen Er­
scheinungsbild, seinen gemütlichen 
Straßencafes und dem internationalen 
Publikum rundeten den Ausflugstag ab. 

Der Abschlußabend, der wie in jedem 
Jahr in eigener Regie vorzüglich vorbe­
re itet worden war, dokumentierte das 
Zusammengehörigkeitsgefühl der Lager­
te ilnehmer und wird Ansporn sein, die 
gewonnenen Erfahrungen in die Orts­
und Kreisverbände zu Iragen. 

J. Lindig 
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Neue Höchsbnarke gesetzt 

Vom 11. bis 14. Juli 1985 fand auf dem 
Motodrom Hockenheim das" 1 OOO-Kilo­
meter-Rennen von Hockenheim" , ein 
Lauf zur FIA-Langstrecken-Weltmeister­
schaft statt. 

Die Betreuung dieses Rennens bedeu­
tete für die JUH Mannheim hinsichtlich 
der zu stellenden Fahrzeuge, Helfer und 
Ärzte den größten Einsatz in Hocken­
heim seit Übernahme der Rennsportbe­
treuung im Jahre 1970. Doch auch, was 
die Einsatztage betraf, wurde eine neue 
Höchstmarke gesetzt, denn dieser 
Dienst auf dem "Ring" war mit vier Ta­
gen (Donnerstag bis Sonntag) der bis­
her längste Dienst dieser Art. 

Um im Ernstfall optimal helfen zu kön­
nen, mußte die JUH jeden Tag sieben 
Rettungswagen , vier Krankenwagen mit 
acht Ärzten und 30 Rettungssanitätern 
stellen, ein Medical-Center komplett ein­
richten und eine Funkzentrale aufbauen. 
Die Belastung der eingesetzten Helfer 
war mit zwölf Stunden Motorenlärm um 
den Ohren und ständiger aufmerksamer 
Einsatzbereitschaft sehr groß. 

Hinzu kam, daß auch das Wetter allen 
mächtig zusetzte, denn bei Temperatu­
ren um 30 Grad Celsius wurden in den 
stehenden Fahrzeugen teilweise um die 
60 Grad Celsius erreicht. 

Summiert ergaben sich an diesen vier 
Tagen 1320 Dienststunden. Im Medical­
Center waren 38 Einsatzversorgungen 
zu bewältigen und die JUH-Helfer muß­
ten 14 Transporte in die umliegenden 
Krankenhäuser Hockenheim, Schwetzin­
gen und Heidelberg durchführen. Der 
folgenschwerste Zwischenfall ereignete 
sich an den Boxen, als beim Nachtan­
ken eines Fahrzeugs sich Benzin ent-

I -

zündete und der daneben stehende 
Chefingenieur schwere Verbrennungen 
erlitt. Er wurde von einem an allen vier 
Tagen bereitstehenden Rettungshub­
schrauber in die Spezialklinik für Brand­
verletzte, die Berufsgenossenschaftl iche 
Unfallklinik Ludwigshafen-Oggersheim, 
geflogen. 

Nach Aussagen des leitenden Rennarz­
tes und des Rennleiters verlief dieser 
viertägige Großeinsatz hervorragend. 
Auch der ADAC-Württemberg als aus­
richtender Veranstalter bedankte sich für 
das disziplinierte Verhalten und die Ein­
satzbereitschaft der JUH-Helfer. Die Hil­
feleistungen der JUH für verunglückte 
Fahrer und die bis zur Einlieferung in ei­
ne geeignete Klinik organisierte Ret­
tungskette beeindruckten den Veranstal­
ter so sehr, daß die JUH schon jetzt für 
die Rennveransta ltungen des Jahres 
1986 verpflichtet wurde. 

Zum Abschluß noch zwei Begebenhei­
ten am Rande : Bei diesem Rennen war 
Frau Dr. Riedel zum ersten Mal als Ärz­
tin für die JUH tätig. Da ihr Vater Kanti­
nenpächter bei der Hockenheim-Ring 
GmbH ist, hatte das für die JUH "kulina­
rische Folgen ". 

Einsatzleiter Peter Ziegler sorgte für 
Aufregung besonderer Art. Als er sich 
nämlich von Frau Dr. Riedel verabschie­
den wollte, tat er dies wohl etwas zu 
heftig, denn er erlitt dabei eine Kreis­
laufschwäche. Die anschließend notwen­
dige Erstversorgung erfuhr er nicht etwa 
durch Helfer der JUH, sondern von den 
Kollegen des DRK, die die Zuschauer­
betreuung übernommen hatten. Zum 
abendlichen Umtrunk war " Pit " wieder 
fit. 

Die JUH-Einsatzfahrzeuge auf dem Motodrom Hockenhelm. 



Malteser-Hilfsdienst 

Eine erste Bilanz der Aktion "Aufbruch '85" der Malleser-Jugend 

Atter. und Behinderten­
betre-...!JI1g liegen vom 
Viele MögliChkeiten genulzt - Jugendliche bereit zum sinnvollen Einsalz 
ihrer Kräfte 

Die Malteser-Jugend kann eine erste Bi­
lanz ihrer diesjährigen Aktion "Aulbruch 
'85" ziehen. Ende August hatten 145 
Gruppen aus dem gesamten Bundesge­
biet ihre Teilnahme offiziell bestätigt. 
Weitere Anmeldungen werden erwartet. 

In der Zeit zwischen Aktionsstart am 
Pfingstmontag und Abschluß am 6. De­
zember widmen sich die Malteser-Ju­
gendlichen in verstärktem Maße Men­
schen, die, aus welchen Gründen auch 
immer, der Hilfe bedürfen. Ihre Aktions­
palette ist so vielseitig, daß sie alle zu 
nennen viele Seiten füllen würde. 

Die MJ-Gruppen haben es verstanden, 
entsprechend ihrer Möglichkeiten die 
gemeinsame Freizeit sinnvoll zu nutzen. 
Da die Malteser-Jugendlichen im Nor­
malfall keine Sanitätseinsätze bestreiten, 
konzentriert sich ihre Arbeit auf den so­
zialen Bereich. Junge wie alte, kleine 
wie große Gruppen werden aufmerksam 
für das, was sich um sie herum tut, für 
das stumme Leid derer, die im Schatten 
unserer Gesellschaft leben. Soziale 
Randgruppen stellen daher einen we­
sentlichen Teil der Aktionspartner dar. 

F 
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A .. Altcnarben 
B .. BdllOdcnC'natbclt 
C .. AktJvlerunl deI MJ 
o .. OffcntucbkcltsafbcltlMic,hcdc""clbung 
E .. Sammd- und Vcrkaufsulloncn 
F .. Umwduchuu 
G .. Soruugc jOl1aJc Dienste 

Innen- und Außenwirkung 

Was die bisher verzeichneten 251 Ak­
tionsbeteiligungen betrifft (die meisten 
Gruppen haben mehrere Hilfeprojekte 
übernommen), so lassen sie sich in 
überschaubare Zielbereiche gliedern: 

t. Den größten Teil nimmt die Hilfe und 
Betreuung alter Menschen in Anspruch. 
Rund ein Viertel aller Aktionen möchte 
zur Verbesserung ihrer Lebensumstände 
beitragen. 

2. Auch behinderte Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene sowie kranke Men­
schen stehen im Zentrum des Aktionsin­
teresses. 

3. Ein Ziel der Aktion ist es, die Malte­
ser-Jugend zu aktivieren und die bun­
desweite Gemeinschaft zu festigen. Mit 
vielen gemeinsamen und zum Teil orts­
übergreifenden Unternehmungen möch­
te man dem Wunsch aller Jugendlichen 
nach mehr Gemeinschaft und Zusam­
menhalt gerecht werden. 

4. Viele Gruppen wollen sich in der Öf­
fent lichkeit vorstellen und mit Info-Stän­
den und Demonstrationen ihres Tuns 
zum Anschluß an die Jugendgemein­
schaft ermutigen. 

5. Mit Verkaufs- und Sammelaktionen 
sollen Mittel erwirtschaftet werden, die 
der Dritten Welt, speziell dem Leprapro­
jekt im brasilianischen do Prata, zugute 
kommen. 

6. Ein weiterer Schwerpunkt wird im En­
gagement vieler MJ-Gruppen für den 
Umweltschutz deutlich. Altglas- und Alt­
papiersammlungen gehören ebenso 
hierzu wie die Reinigung verschmutzter 
Waldstücke und ganzer Stadtteile. 

In die Freizeitaktivitäten der Malteser-Ju­
gend werden Kinder und Jugendliche 
einbezogen, die nicht der Hilfsorganisa­
tion angehören: Einige Gruppen koope­
rieren beispielsweise mit den Bewoh-

nern von Kinderheimen, helfen ausländi­
schen Schülern und Spätaussiedlern bei 
den Hausaufgaben oder bereiten Got­
tesdienste für die ortsansässige Jugend 
vor. 

"Aufbruch '85" macht es sogar möglich, 
daß Jugendliche sich zu Diensten bereit 
erklären, die ihnen unter "alltäglichen" 
Bedingungen verständlicherweise zuwi­
der sind: Sie bieten Nachbarn ihre Hilfe 
in Haus und Garten an, betätigen sich 
als Babysitter zur Hauptgottesdienstzeit, 
übernehmen Einkäufe für geplagte 
Hausfrauen u. a. m. 

Ende nlch! In Sich! 

Diese Beispiele sprechen für sich. Seit 
Beginn der Aktion gibt es zahllose Zei­
chen dafür, daß Jugendliche durchaus 
zum sinnvollen Einsatz ihrer Kräfte be­
reit sind, zumal wenn sie sich in Ihren 
Jugendgruppen geborgen fühlen. Ge­
wiß: Einige mögen auf den alten Spruch 
verweisen: "Du sollst den Tag nicht vor 
dem Abend loben!" Aber die Vergan­
genheit hat gezeigt, daß die Malteser­
Jugend nicht mit leeren Worten operiert. 
Wäre "Aufbruch '85" für sie nur eine 
Phrase, so hätten die meisten MJ-Grup­
pen sicherlich ihre Teilnahme inzwi­
schen wieder zurückgezogen. Und die 
mehrfach zu hörenden Bekundungen 
der Freude beweisen das Gegenteil: 
der Aufbruch kommt an. 

Bleibt abzuwarten, welches Resultat 
zum Jahresende aufzuweisen ist. Eines 
steht bereits fest: Aus der Freude an 
gemeinsamer Hilfe und gezieltem Enga­
gement werden viele Kontakte, vielleicht 
sogar Freundschaften zu den Menschen 
entstehen, denen sich die Malteser-Ju­
gendgruppen zuwenden. Das dürfte be­
deuten, daß ein Ende des Aufbruchs 
nicht abzusehen ist. Gibt es eine ermuti­
gendere Perspektive? 

Michael Lülsdorff 
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Das 
Aachener 
Hilfsprojekt 

Beim MHD in der Stadt Aachen gibt es 
ein solches" kleineres" Projekt. Seit 
Monaten arbeiten auch Aachener Malte­
ser im Verbund mit anderen Helfern in 
einem kleinen Hospital-Zeltlazarett im 
äthiopischen Makale (Provinz Tigre). 

Initiiert wurde das Aachener Projekt 
durch den Bundestagsabgeordneten Dr. 
Hans Stercken in Zusammenarbeit mit 
dem Diözesangeschäftsführer Bernd Fe­
gers. Ihr Ziel ist die unmittelbare finan­
zielle Unterstützung der vor Ort tätigen 
Malteser. 

Eine Vielzahl von Spenden zwischen 
10,- und 2000,- DM ergaben in den 
letzten beiden Monaten seit Beginn des 
Projektes eine Summe von insgesamt 
32500,- DM. Man hofft, demnächst die 
40000,- DM Grenze zu überschreiten. 

Die Spenden werden möglichst umge­
hend zum Ankauf wichtiger Hilfsmittel 
ausgegeben. Durch großzügige und 
spontane Hilfsangebote von Ärzten 
konnten u. a. preisgünstig Medikamente 
in Krankenhausapotheken erworben 
werden. Zur Zeit ist man bemüht, die 
Beschaffung eines Op.-Zeltes finanziell 
zu unterstützen bzw. die Gesamtfinan­
zierung sicherzustellen. 

Ein wesentlicher Unterschied zu den 
meisten anderen Projekten ist die Auf­
hebung der Anonymität ; so garantieren 
sowohl Dr. Stercken als auch Bernd Fe­
gers, daß die eingegangenen Spenden 
zweckentsprechend ohne Abzug irgend­
weicher Verwaltungskosten verwendet 
werden. Die entsprechenden Einnahmen 
und Ausgaben werden mit Beendigung 
des Projekts veröffentlicht, jeder Spen­
der erhält unverzüglich eine entspre­
chende Spendenbescheinigung. 

Die Zusammenarbeit mit der Presse 
wurde bei diesem Projekt durch eine 
"Exklusivabsprache" mit einer Aachener 
Tageszeitung geregelt, die bisher eine 
ausführliche Dokumentation und trans­
parente Aufklärung der Öffentlichkeit si­
cherstellte und darüber hinaus regelmä­
ßig über Entwicklungen und Tendenzen 
berichtet. 

Mit dieser Offenheit erhofft sich der Mal­
teser-Hilfsdienst, das Vertrauen der Öf-
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fentlichkeit in die Arbeit seines Projektes 
erhalten zu können, und das gelingt -
wenn man bis zu seinem österlichen 
Beginn zurückblickt - bisher mit Erfolg. 

Ausbildung 
von 
Rettungs.. 
sanitätem 
beim 
Malteser­
Hilfsdienst 

Die Forderung nach einem bundesein­
heitlichen Berufsbild "Rettungssanitäter " 
hat die jahrelangen Bestrebungen um 
eine fach lich bestmögliche Qualifikation 
des im Rettungsdienst und Kranken­
transport eingesetzten Personals neu 
belebt. Die in Abstimmung mit den Hilfs­
organisationen vom Bund-Länder-Aus­
schuß "Rettungswesen " am 26. April 
1977 festgelegten Grundsätze zur Aus­
bildung der Personals im Rettungsdienst 
regeln nach wie vor die Anforderungen 
an eine Mindestausbildung von Ret­
tungssanitätern. Diese Grundsätze wur­
den seinerzeit von allen Bundesländern 
befürwortet, um bundesweit eine ein­
heitliche Ausbildung im Rettungsdienst 
sicherzustellen. Dennoch werden sie 
nicht überall angewandt. 

Auch der noch so gut ausgebildete ReHungs­
sanitäter kann keine ärztliche Tätigkeit über­
nehmen. 

Dieses Ausbi ldungskonzept, das im 
MHD strikt praktiziert wird, umfaßt im 
einzelnen 

.160 Stunden: 
Theoretische Ausbildung 

Fächer wie Anatomie und Physiologie 
gehören hier ebenso zum Lehrpro­
gramm wie die Prüfung der Vitalfunktio­
nen, Symptome und mögliche Maßnah­
men bei chirurgischen Erkrankungen, 
Maßnahmen bei Verletzungen , Notfälle 
im Kindesalter und Geburtshilfe. Des 
weiteren werden in diesem Lehrgangs­
teil die Rechtsgrundlagen und die Orga­
nisation des Rettungsdienstes, die Taktik 
eines Rettungseinsatzes und mögliche 
Gefahren an der Einsatzstelle behandelt. 

.160 Stunden: 
Klinische Ausbildung 

Diese erfolgt speziell im OP-Bereich: In 
der Ambulanz und Intensivpflege wer­
den praktische Fertigkeiten in den wich­
tigsten medizinischen Grundtätigkeiten 
bei Notfallpatienten erworben. 

• 160 Stunden: 
Ausbildung in der Rettungswachel 
EInsatzpraktikum 

Mit dem Praktikum in einer Rettungswa­
che verbunden mit Einsätzen auf Kran­
kentransport-, Rettungs- und Notarztwa­
gen soll das in der theoretischen Ausbil­
dung und im Klin ikpraktikum erworbene 
Wissen und Können gefestigt werden . 
Der" Rettungssanitäter" soll lernen, sei­
ne Fähigkeiten im Ernstfall anzuwenden. 

• 40 Stunden: 
Abschlußlehrgang und Prüfung 

Die Ausbildung wird abschnittsweise 
durchgeführt, muß jedoch innerhalb von 
drei Jahren abgeschlossen sein. In ei­
nem zusammenfassenden Abschlußlehr­
gang wird den angehenden Rettungssa­
nitätern vor der Prüfung Gelegenheit zur 
Wiederholung gegeben. 

Im Hinblick darauf, daß es möglicherwei­
se zu einem gesetzlich anerkannten Be­
rufsbild" Rettungssanitäter" kommen 
wird, ist es für den MHD eine vorrangige 
Frage, wie künftig mit der Ausbildung 
und dem Einsatz von ehrenamtlichem 
Personal im Rettungsdienst und Kran­
kentransport verfahren wird . Zumal ein­
deutig festgestellt werden kann, daß 
sich die 520-Stunden-Ausbildung voll 
und ganz bewährt hat. 

So werden in den meisten Diözesen 
jährlich Rettungssanitäter-Lehrgänge, die 
sich meist über ein bis zwei, in Ausnah­
mefällen über drei Jahre erstrecken, 
durchgeführt. Die große Nachfrage be­
legt, daß nicht zuletzt ehrenamtliche 
Helfer ein großes Interesse an diesen 
Lehrgängen haben. 



Deutscher Feuerwehrverband 

Hauptamtliche der 
weiterhin zum Grundwehrdienst 

Bundestag lehnt Gesetzesänderung der Bundesländer ab 
DFV bedauert diese Entscheidung 

Wie bereits an dieser Stelle der Ausgabe 6/85 kurz 
berichtet, hat der Deutsche Bundestag am 13. Juni 
1985 aufgrund der Beschlußempfehlung und des Be­
richts des Verteidigungsausschusses (Drucksache 
10/3088) den vom Bundesrat eingebrachten "Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtge­
setzes und des ZivIldienstgesetzes" (Drucksache 
1 0/1727) abgelehnt. Seit vieien Jahren hat sich der 
Deutsche Feuerwehrverband mit den Bundesländern 
darum bemüht, daß die Hauptamtlichen der öffentli­
chen Feuerwehren vom Wehr- und Zivildienst befreit 
werden, wie es schon die gesetzliche Regelung u_ a. 
für PolIzeibeamte vorsieht. Der Deutsche Feuerwehr­
verband bedauert die ablehnende Mehrheitsentschei­
dung des Deutschen Bundestages. 

Da der breiten Öffentlichkeit die Begründung des 
Bundesrates zur beantragten Gesetzesänderung, die 
Stellungnahme der Bundesregierung, die Beschluß­
empfehlung des Verteidigungsausschusses des Bun­
destages und die Debatte in der zweiten und dritten 
Lesung des Gesetzes im Bundestag nicht bekannt 
sind, veröffentlichen wir nachstehend die vorliegen­
den offiziellen Texte des Deutschen Bundestages_ 
Sehr unterschiedliche Begründungen und Argumen­
tationen kommen hierin zum Ausdruck. Insbesondere 
die Debatte im Bundestag (Stenografischer Bericht) 
beinhaltet sehr interessante Argumente, auf die wir 
die Feuerwehren aufmerksam machen. 

Nachstehend die zuvor genannten Drucksachen: 

Gesetzesentwurf 
des Bundestages 

"Entwurf eines Gesetzes zur Ände­
rung des WehrpflIchtgesetzes und 
des Zlvlldlenslgesetzes" 

Rechtszustandes. der - ebenso wie 
auch die unterschiedliche Praxis der 
Einzelunabkömmlichstellung durch die 
Wehrersatzbehörden - die besonderen 
Aufgaben und Belange der öffentlichen 
Feuerwehren nicht ausreichend berück­
sichtigt. 

Satz 1 sowie der Absätze 2 und 3 fin­
den auf Wehrpflichtige. die dem Einsatz­
dienst einer öffentlichen Feuerwehr als 
hauptamtliches Personal angehören oder 
für diesen durch schriftlichen Bescheid 
angenommen sind. sinngemäß Anwen­
dung. " 

A. Zielsetzung 
Uneingeschränkte Freistellung des 
hauptamtlichen Einsatzpersonals der öf­
fentlichen Feuerwehren vom Wehr- und 
Zivildienst. 

B. Lösung 
Erweiterung des Anwendungsbereichs 
des §42 Wehrpflichtgesetz und §15 Zi­
vildienstgesetz. 

C. Alternativen 
Beibehaltung des gegenwärtigen 

D. Kosten 
keine 

Artikel 1: 
Änderung des Wehrpfllchlgesetzes 

§ 42 des Wehrpflichtgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
6. Mai 1983 (BGBI. I. S. 529) wird wie 
fo lgt geändert : 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

.(4) Die Vorschriften des Absatzes 1 

Artikel 2: 
Änderung des Zlvlldlenslgesetzes 

§ 15 des Zivildienstgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 
29. September 1983 (BGBI. I. S. 1221 ) 
wird wie folgt geändert: 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt : 

.(4) Die Vorschriften des Absatzes 1 
Satz 1 sowie der Absätze 2 und 3 fin­
den auf anerkannte Kriegsdienstverwei-
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gerer, die dem Einsatzdienst einer öf­
fentlichen Feuerwehr als hauptamtliches 
Personal angehören oder für diesen 
durch schriftlichen Bescheid angenom­
men sind, sinngemäß Anwendung." 

Begründung des Bundesrates 

A. Allgemeiner Tell 

Mit den vorgeschlagenen Gesetzesän­
derungen soll den Aufgaben und beson­
deren personellen Erfordernissen der öf­
fentlichen Feuerwehren Rechnung ge­
tragen werden; sie dienen insbesondere 
der SichersteIlung der uneingeschränk­
ten Einsatzbereitschaft und Funktionsfä­
higkeit der öffentlichen Feuerwehren so­
wohl im Frieden als auch im Span­
nungs- und Verteidigungsfall. 

Der Schwerpunkt der Einsätze der öf­
fentlichen Feuerwehren liegt im Bereich 
der Abwehr von Gefahren bzw. der Be­
seitigung von Störungen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung. Wenn schon 
die öffentlichen Feuerwehren im tägli­
chen Leben ,n Dauerpräsenz die Aufga­
be haben, Gefahren für Leib und Leben, 
Hab und Gut abzuwehren und einzu­
dämmen, die durch Brände, Explosio­
nen, Überschwemmungen und andere 
Katastrophen- und Unglücksfälle entste­
hen, so stellt sich ihnen dieser Auftrag 
insbesondere im Spannungs- oder Ver­
teidigungsfall. Zur Erfüllung dieser Auf­
gabe bedarf es eines vollständigen, qua­
lifizierten Personal bestandes bei den öf­
fentlichen Feuerwehren. 

Im Rahmen der Neufassung des § 13a 
WPflG durch das Dritte Gesetz zur Än­
derung des Gesetzes über den zivilen 
Einsatzdienst vom 25. Juni 1973 (BGBI. 
I. S. 669) ist die bis dahin bestehende 
generelle Wehrdienstausnahme für das 
hauptamtliche Personal des Zivil- und 
Katastrophenschutzes einschließlich der 
Angehörigen der Berufsfeuerwehren 
entfallen. Die Wehrdienstausnahmen In 

§ 13a WPflG und § 8 Abs. 2 KatSG gei­
ten seitdem nur noch für Wehrpflichtige, 
die als freiwillige Helfer ehrenamtlich 
und neben ihrem Beruf im Zivil- und Ka­
tastrophenschutz mitwirken. 

Nach gegenwärtigem Recht ist die Frei­
stellung von hauptamtlichen Feuerwehr­
kräften daher lediglich über das soge­
nannte Unabkömmlichkeitsverfahren 
möglich, das den Belangen der Feuer­
wehr - auch durch unterschiedliche 
Handhabung - nicht gerecht Wird. Über 
die Unabkömmlich stellung entscheidet 
die Wehrersatzbehörde auf Vorschlag 
der zuständigen Verwaltungsbehörde. 
Weder der Dienstherr oder Arbeitgeber 
des hauptamtlichen Personals der öf­
fentlichen Feuerwehren noch der einzel­
ne Bedienstete selbst hat indessen ein 
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Vorschlagsrecht, geschweige denn ein 
Recht oder ein rechtlich geSChütztes In­
teresse darauf, daß eine Unabkömmlich­
steIlung ausgesprochen wird. Bei der 
Entscheidung über die Unabkömmlich­
steIlung sind von den Wehrersatzbehör­
den nämlich ausschließlich öffentliche 
Belange und Interessen gegeneinander 
abzuwägen. Die Rechtsprechung hat 
deshalb ständig (vgl. zuletzt das Bun­
desverwaltungsgericht in BVerwGE 58, 
244) weder dem Wehrpflichtigen selbst 
noch seinem Arbeitgeber bei Ablehnung 
der Unabkömmlichstellung durch die 
Wehrersatzbehörde eine Klagebefugnis 
zugebilligt. 

Bei dieser Sach- und Rechtslage muß 
damit gerechnet werden, daß im Span­
nungs- bzw. Verteidigungsfall das haupt­
amtliche Feuerwehrpersonal in einem 
nicht unerheblichen Umfang zum Wehr­
dienst einberufen wird. 

Die öffentlichen Feuerwehren sind aber 
nicht nur im Rahmen des friedensmäßi­
gen Katastrophenschutzes, sondern ins­
besondere in einem Spannungs- und 
Verteidigungsfall unentbehrlich. Auf­
grund ihrer leistungsstarken Organisa­
tion sowie qualifizierten Ausstattung und 
Ausbildung ihres Personals sind nur die 
öffentlichen Feuerwehren in der Lage, 
den weitaus größten Teil des Brandge­
schehens in der Bundesrepublik 
Deutschland abzudecken. Sie bilden mit 
ihrem hauptamtlichen Einsatzpersonal im 
Verhältnis zu den freiwilligen und ehren­
amtlichen Helfern das Rückgrat bei der 
Bekämpfung der mit einer Katastrophe 
bzw. einem Spannungs- oder Verteidi­
gungsfall einhergehenden Gefahren. 
Wegen der Bedeutung der öffentlichen 
Feuerwehren für den Katastrophen­
schutz und den Zivilschutz überwiegt 
generell das öffentliche Interesse am 
Verbleiben ihres hauptamtlichen Perso­
nals in seinen Funktionen gegenüber 
dem öffentlichen Interesse an der Ablei­
stung des Wehrdienstes. Die Aufgaben­
steilung der öffentlichen Feuerwehren 
unterscheidet sich insoweit nicht von 
den Funktionen des pOlizeilichen Voll­
zugsdienstes, deren Angehörige schon 
jetzt im Rahmen des § 42 Wehrpflichtge­
setz vom Wehrdienst freigestellt sind. 

Es ist nicht länger vertretbar, daß im er­
weiterten Katastrophenschutz zwar die 
freiwilligen und ehrenamtlichen Helfer im 
Frieden sowie im Spannungs- und Ver­
teidigungsfall nicht zum Wehrdienst ein­
berufen werden und ihren Einheiten voll 
zu Verfügung stehen, während die 
hauptamtlichen Feuerwehren durch Her­
anziehungen zum Wehrdienst ge­
schwächt werden, soweit ihre Angehöri­
gen nicht in aufwendigen EinzeIverfah­
ren unabkömmlich gestellt worden sind. 

Gerade in Spannungszeiten und erst 
recht im Verteidigungsfall besteht die 

unabweisbare Notwendigkeit, das im 
Hinblick auf seine Aufgabensteilung in 
der Zivilverteidigung ohnehin schon sehr 
knapp bemessene hauptamtliche Ein­
satzpersonal der Feuerwehren (ca. 
24000 Kräfte im Bundesgebiet) vollstän­
dig vorzuhalten. Jegliche Verdünnung 
dieses Potentials zugunsten der militäri­
schen Verteidigung muß zu schweren 
Beeinträchtigungen der AufgabensteI­
lung der Zivilverteidigung führen. Erwä­
gungen, das von der militärischen Ver­
teidigung beanspruchte hauptamtliche 
Feuerwehrpersonal im Verteidigungsfall 
durch weniger ausgebildete oder sogar 
unausgebildete Kräfte zu ersetzen, wür­
den in jedem Fall im Gegensatz zu den 
Anforderungen stehen, die die Zivilver­
teidigung an die Feuerwehren stellt. Oh­
ne die vorgeschlagenen Gesetzesände­
rungen werden ab ca. 1988 etwa 1000 
hauptberufliche Kräfte der öffentlichen 
Feuerwehren ständig Grundwehrdienst 
leisten. Das Sind ca. 4 % aller hauptamt­
lichen Einsatzkräfle der Feuerwehren. 
Nach eigenen Erhebungen des Bundes­
verteidigungsministeriums (vgl. Seite 9 
der Niederschrift über die Sitzung des 
Bundesratsausschusses für Verteidigung 
am 20. Januar 1983) befinden sich von 
dem gesamten hauptamtlichen Personal 
der öffentlichen Feuerwehren lediglich 
948 Kräfte in der Wehrüberwachung. 
Dies sind nur ca. 0,04 % der in der 
Wehrüberwachung befindlichen Bundes­
bürger. Auch hiernach ist der Verzicht 
auf die Heranziehung dieser Wehrpflich­
tigen zum Grundwehrdienst, zu Wehrü­
bungen und zum unbeschränkten Wehr­
dienst in einem Verteidigungsfall ver­
tretbar. 

Für den Zivildienst gelten die vorstehen­
den Ausführungen entsprechend. 

Der Bundesrat hatte bereits in seiner 
Stellungnahme zum Entwurf des Geset­
zes zur Änderung des Wehrrechts und 
des Zivildienstrechts vom 27. November 
1981 (BR-Drucksache 397/81) die Ein­
beziehung der dem Einsatzdienst einer 
öffentlichen Feuerwehr angehörenden 
Beamten in die Wehrdienstausnahme 
des § 42 Wehrpflichtgesetz und die Zivil­
dienstausnahme des § 15 Zivildienstge­
setz empfohlen. Die Bundesregierung 
hatte in ihrer Gegenäußerung diesem 
Vorschlag des Bundesrates zugestimmt 
(BT-Drucksache 9/1897, Seite 28). Der 
mitberatende BT-lnnenausschuß hatte 
dem Vorschlag des Bundesrates sogar 
mit der Maßgabe zugestimmt, daß die 
Wehrdienst- bzw. Zivildienstausnahme 
sich nicht nur auf Beamte, sondern auf 
das gesamte hauptamtliche Personal der 
öffentlichen Feuerwehren erstrecken soll 
(BT-Drucksache 9/2279, Seite 20). 

Die übereinstimmenden Vorschläge des 
Bundesrates, der Bundesregierung und 
des Innenausschusses des Deutschen 



Bundestages hat der Bundestag auf 
Empfehlung seines Verteidigungsaus­
schusses bei der Beschlußfassung über 
das Gesetz nicht berücksichtigt. Im 
Rücklauf hat der Bundesrat dem Gesetz, 
dessen Inkrafnreten dringend war, zuge­
stimmt und gleichzeit ig folgende Ent­
schließung gefaßt (BR-Drucksache 
2/83) : 

" Dem Bundesrat ist nicht veständlich, 
daß der Deutsche Bundestag das Ge­
setz ohne Einbeziehung des hauptamtli­
chen Personals der öffentl ichen Feuer­
wehren in die Wehrdienstausnahmen 
des §42 WPflG und § 15 ZOG beschlos­
sen hat ,.obwohl die Bundesregierung 
dem entsprechenden Änderungsvor­
schlag des Bundesrates (BR-Drucksa­
ehe 397/81) in ihrer Stellungnahme (BT­
Drucksache 9/ 1897) zugestimmt hat und 
auch eine diesbezügliche Empfehlung 
des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages in etwas abgeänderter 
Form vorl iegt (BT-Drucksache 9/2279) . 

Nach Auffassung des Bundesrates be­
darf der Zustand , daß der betreffende 
Personen kreis bei der Freistel lung vom 
WehrdiensVZivildienst auf die unter­
schiedliche Praxis der Einzeiunabkömm­
lichsteIlung angewiesen ist, nach wie vor 
dringend einer Änderung . 

Der Bundesrat wird daher in der neuen 
Legislaturperiode des Deutschen Bun­
destages unverzüglich einen Gesetzent­
wurf einbringen, der dem genannten An­
liegen Rechnung trägt. " 

B. Besonderer Tell 

Zu Artikel 1 (Änderung des Wehrpfl icht­
gesetzes 

Die Änderung erweitert den Anwen­
dungsbereich des § 42 Wehrpflichtge­
setz. Zu dem von dieser Wehrdienstaus­
nahme erfaßten Personenkreis gehört 
hierdurch auch das dem Einsatzdienst 
einer öffentlichen Feuerwehr angehören­
de hauptamtliche Personal. Es ist bei Er­
füllung der näheren Voraussetzungen 
des neuen Absatzes 4 von § 42 Wehr­
pflichtgesetz kraft Gesetzes vom Wehr­
dienst freigestellt und kann zu keiner Art 
des Wehrdienstes (§4 Abs. 1 Wehr­
pflichtgesetz) herangezogen werden, 
auch nicht im Verteidigungsfal l. 

Unter die Neuregelung fallen nur haupt­
amtliche Kräfte öffentlicher Feuerweh­
ren, die dem "Einsatzdienst" angehö­
ren. Der Begriff " Einsatzdienst " umfaßt 
nicht ausschließlich den Dienst an der 
Einsatzstelle, er ist vielmehr im weiteren 
Sinne zu verstehen. Zum "Einsatz­
dienst" zählt auch der Leitungs- und In­
standsetzungsdienst. Dagegen erstreckt 
sich dieser Begriff nicht auf Verwal­
tungstätigkeiten innerhalb einer öffentli­
chen Feuerwehr. Das Verwaltungsperso-

nal der öffentlichen Feuerwehren gehört 
nicht zu dem begünstigten Personen­
kreis. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Zivildienst­
gesetzes) 
Die Ausführungen zu Artikel 1 gelten 
sinngemäß. 

Zu Artikel 3 (Inkrafnreten) 
Das Änderungsgesetz soll so bald wie 
möglich in Kraft treten . 

c. Kosten 

Die Änderungen des Wehrpflichtgeset­
zes und des Zivildienstgesetzes verur­
sachen keine Mehrkosten. 

Stellungnahme 
der Bundesregierung 

Die Bundesregierung vermag dem Ge­
setzentwurf aus fo lgenden Gründen 
nicht zuzustimmen : 

1. Der Entwurf zielt darauf ab, das 
hauptamtliche Einsatzpersonal der öf­
fentlichen Feuerwehren kraft Gesetzes 
vom Wehr- und Zivildienst fre izustellen 
und damit den Kreis der Wehr- und Zi­
vi ldienstausnahmen zu erweitern. Er 
wird damit begründet, die genannten 
Wehrpfl ichtigen seien für ihre Tätigkeit 
im Feuerwehrdienst unentbehrlich ; ihre 
generelle Freistellung vom Wehrdienst 
liege daher im überwiegenden öffentl i­
chen Interesse. 

2. Für Fäl le widerstreitender öffentlicher 
Interessen gibt es bereits eine gesetzli­
che Regelung, die UnabkömmlichsteI­
lung nach § 13 des Wehrpflichtgesetzes 
bzw. § 16 des Zivildienstgesetzes. Sie 
ermöglicht eine Prüfung im Einzelfall 
und gewährleistet dadurch, daß eine 
Freistellung vom Wehr- oder Zivi ldienst 
erfolgt, wo sie geboten ist, jedoch unter­
bleibt, wo sie nicht erforderlich ist. Ge­
gen ablehnende Entscheidungen der 
Wehrersatzbehörde kann ein unabhängi­
ger Ausschuß angerufen werden, in 
dem die Wehrersatzbehörde nur eine 
von drei Stimmen hat. 

Die geltende Regelung ist geeignet, die 
Einsatzbereitschaft und Funktionsfähig­
keit der öffentlichen Feuerwehren im 
Frieden und im Verteidigungsfall zu ge­
währleisten. 

Die Bundesregierung anerkennt die be­
sondere Bedeutung der zivilen Verteidi­
gung im Rahmen der Gesamtverteidi­
gung. Sie ist sich der Notwendigkeit der 
Mitwirkung der zivilen Verteidigung bei 
den Vorbereitungen zur Herstellung der 
militärischen Verteidigungsfähigkeit im 
Frieden sowie bei der Aufrechterhaltung 
der Operationsfähigkeit und -freiheit der 
Streitkräfte im Verteidigungsfall bewußt. 

Sie wird daher den besonderen Bedürf­
nissen der ziv ilen Verteidigung wie bis­
her auch in Zukunft Rechnung tragen. 
Dies gi lt für die Gewährleistung der 
Funktionsfähigkeit der öffentlichen Feu­
erwehren im Frieden wie auch im Vertei­
digungsfall. 

3. Die große Mehrheit des betroffenen 
Personenkreises wird heute schon nicht 
zum Wehrdienst im Verteidigungsfall 
einberufen. Von den rund 24000 haupt­
beruflichen Einsatzkräften der öffentli­
chen Feuerwehren unterl iegen - alters­
bedingt - z.Z. nur 2645 der Wehrüber­
wachung. Hiervon sind 236 mobilma­
chungsbeordert und müssen mit Wehrü­
bungen und dem Wehrdienst im Vertei­
digungsfall rechnen; 27 leisten Grund­
wehrdienst. Für die Annahme, ab ca. 
1988 würden etwa tausend hauptberufli­
che Einsatzkräfte der Feuerwehren stän­
dig Grundwehrdienst leisten, besteht 
kein Anlaß. 

4.Befürchtungen, im Spannungs- und 
Verteidigungsfall würde das hauptamtli­
che Feuerwehrpersonal in nicht uner­
heblichem Umfang zum Wehrdienst ein­
berufen, sind grundlos. Die Bundesre­
gierung ist wegen des großen Potentials 
ausgebildeter Reservisten in der Lage 
und bereit, auf die Mobilmachungsbeor­
derung der hauptamtlichen Einsatzkräfte 
der öffentlichen Feuerwehren weitestge­
hend zu verzichten. Hierdurch kann 
auch ohne Gesetzesänderung die Her­
anziehung dieses Personenkreises zu 
Wehrübungen und zum unbefristeten 
Wehrdienst im Verteidigungsfall weitge­
hend ausgeschlossen werden. Bei der 
Heranziehung zum Grundwehrdienst ist 
ebenfalls keine Verschärfung der Praxis 
der Unabkömmlichstellung beabsichtigt. 

5. Die Bezugnahme auf die Wehr- und 
Zivildienstausnahme für Polizeivollzugs­
beamte (§ 42 des Wehrpflichtgesetzes, 
§ 15 des Zivildienstgesetzes) trägt die 
Begründung für eine weitere Wehr­
dienstausnahme nicht. Ehemalige Poli­
zeivollzugsbeamte können, z. B. wenn 
sie vorzeitig ausgeschieden sind, auch 
ohne Grundwehrdienst geleistet zu ha­
ben, in einem Verteidigungsfall herange­
zogen werden; ihre polizeiliche Ausbi l­
dung befähigt sie auch zu einer mil itäri­
schen Verwendung. Dies ist bei Feuer­
wehrleuten nicht der Fal l. 

6. Auf Grund der demografischen Ent­
wicklung werden die Streitkräfte noch in 
der zweiten Hälfte der achtziger Jahre 
vor schwerwiegende Probleme zur Auf­
rechterhaltung der Friedenspräsens ge­
steilt werden . Die Überlegungen, wie 
der Personalbedarf der Streitkräfte künf­
tig gedeckt werden kann, sind noch 
nicht abgeschlossen. Angesichts der 
künftigen drängenden Personalprobleme 
können jedoch die Wehrdienstausnah-
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men nicht ausgeweitet werden. Hier­
durch könnte auch ein Anreiz für Bemü­
hungen um die Freistellung weiterer 
Personenkreise vom Wehrdienst ge­
schaffen werden. 

7. Die generelle Befreiung der haupt­
amtlichen Einsatzkräffe der öffentlichen 
Feuerwehren würde auch den Grund­
satz der Wehrgerechtigkeit berühren. 
Wehrgerechtigkeit bedeutet insbesonde­
re, daß möglichst alle tauglichen Wehr­
pflichtigen Wehr- oder Zivildienst zu lei­
sten haben. Wie die Praxis zeigt, sind -
wenn auch nur in geringem Umfang -
nicht alle hauptamtlichen Feuerwehrkräf­
te an ihrem Arbeitsplatz auf Dauer un­
entbehrlich. Die Einführung der neuen 
Wehrdienstausnahme wäre in diesen 
Fällen nicht zu rechtfertigen. 

8. Die Freistellung der ehrenamtlichen 
Helfer der freiwilligen Feuerwehren, die 
bei einer Verpflichtung für die Dauer von 
mindestens zehn Jahren unter bestimm­
ten Voraussetzungen erfolgt (§ 13 ades 
Wehrpflichtgesetzes, § 14 des ZIvil­
dienstgesetzes), beruht darauf, daß die­
se Wehrpflichtigen - neben ihrem Beruf 
- einen ehrenamtlichen Dienst für die 
Allgemeinheit leisten. Dieser ist wegen 
der Dauer der Verpflichtungszeit mit 
dem Wehrdienst vergleichbar. 

Beschlußempfehlung 
und Bericht des 
Verteidigungsausschusses 

A. Problem 
Der Gesetzentwurf des Bundesrates 
sieht eine uneingeschränkte Freistellung 
des hauptamtlichen Einsatzpersonals der 
öffentlichen Feuerwehren vom Wehr­
und Zivildienst vor. 

B. Lösung 
Ablehnung des Gesetzentwurfs. Der ge­
genwärtige Rechtszustand soll beibehal­
ten werden, weil er die besonderen Auf­
gaben und Belange der öffentlichen 
Feuerwehren ausreichend berücksich­
tigt. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Altemativen 
Eine Minderheit wünscht Annahme des 
Gesetzentwurfs 

D. Kosten 
keine 

Bericht der Abgeordneten 
Hauser (Esslingen) und 
Steiner 

Der Gesetzentwurf wurde in der 91. Sit-
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zung des Deutschen Bundestages am 
18. Oktober 1984 an den Verteidigungs­
ausschuß überwiesen. Der Verteidi­
gungsausschuß hat über ihn in seiner 
57. Sitzung am 5. Dezember 1984 bera­
ten und ihn mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, das haupt­
amtliche Einsatzpersonal der öffentlichen 
Feuerwehren vom Wehr- und Zivildienst 
uneingeschränkt freizustellen. Zu die­
sem Zweck sollen der Anwendungsbe­
reich des § 42 Wehrpflichtgesetz und 
der des § 15 des Zivildienstgesetzes er­
weitert werden. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDUI 
CSU und FDP lehnten den Gesetzent­
wurf des Bundesrates ab. 

Sie erklärten, die bisherigen Regelungen 
der UK-Stellung von hauptamtlichen 
Feuerwehrkräften reichten nach den 
langjährigen Erfahrungen vollkommen 
aus. Es sei festzustellen, daß von den 
24000 hauptberuflichen Einsatzkräffen 
der Feuerwehren zur Zeit nur 2645 der 
Wehrüberwachung unterlägen. Nur 236 
Wehrpflichtige dieses Personenkreises 
seien mobilmachungsbeordert: 27 lei­
steten Grundwehrdienst. Bei dieser 
Sachlage könne festgestellt werden, daß 
die Berufsfeuerwehren im Fall einer Mo­
bilmachung voll einsatzfähig bleiben 
würden. Zwischen der Bundesregierung 
und den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP bestehe Übereinstimmung darin, 
daß die bisher angewandte Verfahrens­
weise beibehalten und nicht verschärft 
werden solle. Das Bestreben des Bun­
desrates, eine Gleichstellung von Be­
rufsfeuerwehren und freiwillig verpflich­
teten Helfern des Katastrophenschutzes 
zu erreichen, nannten die Sprecher der 
Fraktionen der CDutCSU und FDP nicht 
notwendig. Schließlich sei die Funk­
tionsfähigkeit der Berufsfeuerwehren 
durch die UK-Regelung (§ 16 ZOG und 
§ 13 WPflG) sichergestellt. 

Eine Erweiterung der Wehrdienstaus­
nahme sei aus grundsätzlichen Erwä­
gungen abzulehnen. Die Bemühungen, 
zu mehr Wehrgerechtigkeit zu gelangen, 
würden durch die weitere Wehrdienst­
ausnahme erschwert. Es sei notwendig, 
nach langen Jahren der Anwendung des 
WPfIG die Berechtigung der Wehrdienst­
ausnahmen in der heutigen Zeit kritisch 
zu überprüfen. Viele der Gründe für die 
Einführung verschiedener Wehrdienst­
ausnahmen, z. B. die Befreiungsrege­
lung für die Polizei- und BGS-Beamten 
sowie für den Katastrophenschutz und 
den Entwicklungsdienst, lägen heute 
nicht mehr vor bzw. besäßen nicht mehr 
die Bedeutung, die früher zur Einfühung 
dieser Wehrdienstausnahmen führten. 
Es wäre inkonsequent, wenn nun wäh­
rend dieser Überprüfung eine neue 
Wehrdienstausnahme eingeführt würde. 

Wehrgerechtigkeit bedeute in unserer 
Zeit, daß möglichst alle wehrdienstfähi­
gen Bürger unseres Landes Wehr- oder 
Ersatzdienst leisteten. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDut 
CSU und FDP verwiesen bei der Beur­
teilung des Sachverhalts auf die Über­
einstimmung mit der Stellungnahme der 
Bundesregierung. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD 
stimmten dem Gesetzentwurf des Bun­
desrates zu. Zur Begründung nahmen 
sie auf die Begründung des Gesetzent­
wurfs, A. Allgemeiner Teil, in der Druck­
sache 10/1727 Bezug. Darüber hinaus 
wiesen sie auf eine Stellungnahme der 
Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände hin, die sich in einer 
Eingabe an alle Ministerpräsidenten hin­
ter den vom Land Hamburg eingebrach­
ten Gesetzesantrag gestellt habe. Die 
Stellungnahme der Bundesregierung zu 
dem Gesetzentwurf sei in sich wider­
sprüchlich. 

Sie gebe einerseits vor, die besondere 
Bedeutung der zivilen Verteidigung im 
Rahmen der Gesamtverteidigung anzu­
erkennen, andererseits berufe sie sich 
auf die demografische Entwicklung und 
die daraus folgenden schwerwiegenden 
Probleme, die erforderliche Friedensprä­
senz der Bundeswehr aufrechtzuer­
halten. 

Befürchtungen, Im Spannungs- und Ver­
teidigungsfall würde das hauptamtliche 
Feuerwehrpersonal in nicht unerhebli­
chem Umfang zum Wehrdienst einberu­
fen, weise die Bundesregierung als 
grundlos ab. Sie gehe davon aus, daß 
wegen des großen Potentials an ausge­
bildeten Reservisten auf die Mobilma­
chungsbeorderung der hauptamtlichen 
Einsatzkräffe der öffentlichen Feuerweh­
ren weitgehend verzichtet werden kön­
ne. Auch eine Verschärfung der Praxis 
der UnabkömmlichsteIlung bei der Her­
anziehung zum Grundwehrdienst sei 
nicht beabsichtigt. Andererseits könnten 
nach der Auffassung der Bundesregie­
rung die Wehrdienstausnahmen nicht er­
weitert werden. 

Wenn die Bundesregierung beteuere, 
die hauptamtlichen Feuerwehrleute nur 
in einem unerheblichen Maße zum 
Grundwehrdienst heranziehen und we­
der im Spannungs- noch im Verteidi­
gungsfalle auf sie zurückgreifen zu wol­
len, dann sähe man keinen Hinderungs­
grund, die hauptamtlichen Feuerwehr­
leute in die Wehrdienstausnahmen bzw. 
in die Ausnahmen für den Zivilersatz­
dienst mit einzubeziehen. 

Der Innenausschuß und der Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit ha­
ben mit Mehrheit empfohlen, den Ge­
setzentwurf abzulehnen. 



Deutscher Bundestag 
(Stenographischer Bericht) 

VIzepräsident Westphal: Ich rufe nunmehr Punkt 6 
der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes­
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes und 
des Zivildienstgesetzes 
- Drucksache 10/1127 -

Beschlußempfehlung und Bericht des Vertei­
digungsausschusses (12. Ausschuß) 
- Drucksache 10/3088 -

Berichterstatter: 
Abgeordnete Hauser (Esslingen) 
Steiner 
(Erste Beratung 91. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache ein Beitrag bis zu fünf Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. - Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos­
sen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? -
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Hauser (Esslingen). 

Hauser (Esslingen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Meine Fraktion lehnt 
den Gesetzentwurf des Bundesrates ab. Der Bun­
desrat will mit diesem Gesetz sicherstellen, daß das 
hauptamtliche Einsatzpersonal der öffentlichen 
Feuerwehren vom Wehrdienst freigestellt wird. Den 
Wunsch des Bundesrates, im Spannungs- und Kon­
f1iktfall die Funktionsfähigkeit der öffentlichen 
Feuerwehren zu garantieren, teilen auch wir. Un­
sere Wege trennen sich jedoch bei den Mitteln, mit 
denen dieses Ziel erreicht werden soll. 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Wir halten die bisherige Regelung, in jedem ein­
zelnen Fall zu prüfen, ob eine Unabkömmlichstel­
lung eines hauptamtlichen Feuerwehrmannes ge­
rechtfertigt ist, für angemessen und wirkungsvoll. 
Von den 24000 hauptamtlichen Feuerwehrleuten, 
die wir in der Bundesrepublik haben, unterliegen 
zur Zeit 2645 der Wehrüberwachung; nur 236 sind 
jedoch mobilmachungsbeordert. 

Vlzepriloldent Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. - Ich 
möchte den - hoffentlich erfolgreichen - Versuch 
unternehmen, die Ruhe im Hause wiederherzustel­
len. Ich möchte die Kollegen bitten, doch in die 
Lobby zu gehen, wenn sie sich unterhalten wollen, 
oder aber Platz zu nehmen und zuzuhören. - Einen 
Moment noch, Herr Abgeordneter. Ich möchte noch 
einen Moment warten, bis die mir notwendig er-

scheinende Ruhe hergestellt ist. - Sie können fort­
fahren, Herr Abgeordneter. 

Hauser (Esslingen) (CDU/CSU): Ich bedanke 
mich, Herr Präsident. Ganze 27 hauptamtlich tätige 
Feuerwehrleute leisten Wehrdienst. Wir können 
also feststellen - hier herrscht ohne Zweifel Über­
einstimmung mit dem Bundesrat -, daß die über­
große Mehrheit des betroffenen Personenkreises 
auch heute schon nicht für die Dienstleistung im 
Verteidigungsfall vorgesehen ist. Dies wird auch so 
bleiben, da die Bundeswehr über ein so großes Po­
tential von Reservisten verfügt, daß man nicht auf 
die hauptamtlichen Feuerwehrkräfte zurückgreifen 
muß. 

Die Begründung des Bundesrates, in den kom­
menden Jahren werde wegen des Absinkens der 
Jahrgangsslärken wehrdienstfähiger junger Män­
ner die Einberufungspraxis der Wehrersatzbehör­
den verschärft, und es bestehe die Gefahr, daß nach 
1988 auch hauptberufliche Feuerwehrleute dienen 
müßten, ist ebenso nicht stichhaltig. Wir wissen 
doch, daß auch unter dem Eindruck sinkender Jahr­
gangszahlen keine Veränderung des Uk-Verfahrens 
zu erwarten ist. Der Modus der Uk-Stellung, wie er 
bisher geregelt war und wie er in Zukunft vorgese­
hen ist, hat im übrigen - entgegen der Behauptung 
in der Gesetzesbegründung durch den Bundesrat­
einwandfrei funktionierl 

(Hansen (Hamburg] (SPD] : Überhaupt 
nicht!) 

Es handelt sich nicht um willkürliche oder zu bean­
standende Verfahrensweisen. 

Meine Damen und Herren, der Wunsch des Bun­
desrates, die hauptamtlichen Feuerwehrkräfte 
grundsätzlich vom Wehrdienst freizustellen, würde 
bedeuten, daß in den § 42 des Wehrpflichtgesetzes 
und in den § 15 des Zivildienstgesetzes eine zusätz­
liche Wehrdienstausnahme einzufügen wäre. Wir 
wenden uns sehr deutlich gegen jede weitere Aus­
nahme von der allgemeinen Norm. Eine solche 
Handlungsweise würde mehr Wehrungerechtigkeit 
schaffen. Wir sind jedoch 1983 auch mit der Absicht 
angetreten, mehr Wehrgerechtigkeit zu erreichen. 
Wir halten an dem Grundsatz fest, daß es Pflicht 
eines jeden wehrdienstfähigen Bürgers unseres 
Staates sein muß, den Wehrdienst oder im Falle der 
Anerkennung als Wehrdienstverweigerer den zivi­
len Ersatzdien~t zu leisten. Ausnahmen von dieser 
Pflicht können nur wirkliche Härte· und Ausnah­
mefälle betreffen. 

Im Laufe der Jahrzehnte hat sich in unserem 
Wehrpflichtgesetz eine stattliche Zahl von Wehr­
dienstausnahmen angesammelt, die sicherlich zu 
der Zeit, als sie beschlossen wurden, berechtigt wa­
ren. Einige dieser Wehrdienstausnahmen und Son-
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derregelungen halte ich heute für nicht mehr rich­
tig_ 

(Lambinus [SPD): Technisches Hilfswerk 
und so!) 

Wir bemühen uns daher zur Zeit um eine Überprü­
fung, inwieweit diese Regelungen überhaupt noch 
der Wirklichkeit entsprechen. 

(Lambinus [SPD): Wie ist es mit THW?) 

Es wäre daher nicht konsequent, während dieser 
Überprüfung eine neue Wehrdienstausnahme ein­
zuführen. 

Meine Damen und Herren, Wehrgerechtigkeit be­
deutet für mich, daß möglichst alle wehrdienstfähi­
gen Bürger unseres Landes Wehr- oder Ersatz­
dienst leisten müssen. 

(Hansen [Hamburg) [SPD): Dann müssen 
Sie das machen!) 

Frieden in Freiheit wollen alle. Deshalb muß auch 
jeder dafür eintreten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP -
Lambinus [SPD[: Jeder auf seine Art!) 

VIzepräsident eronenberg: Das Wort hat der Abge­
ordnete Steiner. 

Stelner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die SPD-Fraktion wird diesem Gesetzent­
wurf des Bundesrates ihre Zustimmung geben. Mit 
den vom Bundesrat eingebrachten Gesetzesände­
rungen soll den Aufgaben und besonderen personel­
len Bedürfnissen der öffentlichen Feuerwehren 
Rechnung getragen werden. Sie dienen insbeson­
dere der SichersteIlung der uneingeschränkten 
Einsatzbereitschaft und Funktionsfähigkeit der öf­
fentlichen Feuerwehren sowohl im Frieden als 
auch im Spannungs- und Verteidigungsfall. 

(Beifall des Abg. Hansen [Hamburg) 
[SPDJ) 

Der Schwerpunkt der Einsätze der öffentlichen 
Feuerwehren liegt im Bereich der Abwehr von Ge­
fahren bzw. der Beseitigung von Störungen der öf­
fentlichen Sicherheit und Ordnung. Wenn die öf­
fentlichen Feuerwehren schon im täglichen Leben 
in Dauerpräsenz die Aufgabe haben, Gefahren für 
Leib und Leben, Hab und Gut abzuwenden und ein­
zudämmen, die durch Brände, Explosionen, Über­
schwemmungen und andere Katastrophen und Un­
glücksfälle entstehen, so stellt sich ihnen dieser 
Auftrag insbesondere im Spannungs- oder im Ver­
teidigungsfall. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zur Erfüllung dieser Aufgabe bedarf es eines voll­
ständigen qualifizierten Personal bestandes bei al­
len öffentlichen Feuerwehren. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Diese Auffassung wird übrigens auch vom Deut­
schen Städtetag voll geteilt. 
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Obwohl die Bundesregierung vorgibt, die beson­
dere Bedeutung der zivilen Verteidigung im Rah­
men der Gesamtverteidigung anzuerkennen, 

(Lambinus [SPD): In Sonntagsreden!) 

lehnt sie dennoch die von den Ländern zu Recht 
geforderte Änderung des Wehrpflichtgesetzes und 
des Zivildienstgesetzes ab. Die Bundesregierung be­
müht für ihre Begründung mal wieder die Wehrge­
rechtigkeit - der Kollege Hauser hat das auch ge­
tan -, die neuerdings als Deckmantel für viele 
merkwürdige Personalentscheidungen herhalten 
muß 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

und die je nach Bedarf hin- und hergewendet wird. 

Die berechtigten Besorgnisse des Deutschen Feu­
erwehrverbandes, im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall würde auf Grund der derzeit gültigen 
Rechtslage das hauptamtliche Feuerwehrpersonal 
in nicht unerheblichem Maße zum Wehrdienst ein­
berufen, weist die Bundesregierung als grundlos zu­
rück. 

(Lambinus [SPD): Aber auf Feuerwehrfe-
sten schwingen sie große Reden!) 

Sie versucht die Befürchtung der öffentlichen Feu­
erwehren mit dem Hinweis zu entkräften, daß we­
gen des großen Potentials an ausgebildeten Reser­
visten auf die Mobilmachungsbeorderung der 
hauptamtlichen" Kräfte der öffentlichen Feuerweh­
ren weitgehend verzichtet werden könne. Ferner 
würde auch die Unabkömmlichkeitsstellung von 
Feuerwehrmännern bei der Heranziehung zum 
Grundwehrdienst weiterhin großzügig gehandhabt. 
Für die Annahme der Feuerwehren, ab 1988 würden 
etwa tausend hauptberufliche Einsatzkräfte ständig 
Grundwehrdienst leisten, besteht nach Meinung 
der Bundesregierung kein Anlaß. 

Wenn die Bundesregierung in diesem Fall wirk­
lich mal das meint, was sie sagt, dann müßte sie 
eigentlich dem begründeten Anliegen der Länder 
ihre Zustimmung geben. 

(Beifall des Abg. Lambinus [SPDJ) 

Denn 1984 waren von den rund 24 000 hauptberufli­
chen Feuerwehrmänner nur ganze 236 mobilma­
chungsbeordert, also knapp 1 %. Nur 27 leisteten 
Grundwehrdiensl Herr Kollege Hauser, wenn nun 
aber 27 Wehrpflichtige und 236 Reservisten jährlich 
der Bundeswehr nicht mehr zur Verfügung stünden 
- mehr könnten es gar nicht werden, weder nach 
den Aussagen der Bundesregierung noch nach Ih­
ren Aussagen, wenn man ihnen Glauben schenken 
will-, 

(Hauser [Esslingen) [CDU/CSU): Mir kann 
man immer glauben!) 

dann hätte dies keine spürbaren Auswirkungen, 
weder auf die Wehrgerechtigkeit noch auf die Ein­
satzbereitschaft der Truppe. Mit dem vom Bundes­
rat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Än­
derung des Wehrpflichtgesetzes und des Zivil­
dienstgesetzes wäre aber die Einsatzbereitschaft 



der öffentlichen Feuerwehren ohne Wenn und Aber 
in jeder Lage sichergestellt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vlzepriisldenl Cronenberg: Das Wort hat der Abge­
ordnete Ronneburger. 

(Zurufe von der SPD: Oh, zum vierten 
Mal!) 

Ronneburger (FDP): Nein, das dritte Mal, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. - Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Es ist keineswegs 
ein Mangel an Respekt vor der Aufgabe und Lei­
stung der Feuerwehren, wenn die FDP-Fraktion in 
diesem Falle den Gesetzesantrag des Bundesrates 
ablehnt, sondern es ist ein Ausfluß grundsätzllcher 
Überlegungen, ob es eigentlich vernünftig sein 
kann, zu einem Zeitpunkt, zu dem wir aus demo­
graphischen Entwicklungen und aus der Notwen­
digkeit heraus, einen bestimmten Friedensbestand 
der Bundeswehr zu halten, darangehen, Wehr­
dienstausnahmen einzuschränken; zwangsläufig 
werden wir dazu übergehen müssen. Es ist doch 
wohl eine Frage, ob es zu diesem Zeitpunkt eigent­
lich vernünftig und angebracht ist, den bisherigen 
Wehrdienstausnahmen eine weitere hinzuzufügen. 

Ich will den Zahlen, die der Abgeordnete Hauser 
genannt hat, nur einige wenige hinzufügen. Von 
24000 hauptberuflichen Feuerwehrleuten unterlie­
gen zur Zeit der Wehrüberwachung 2645; aber nur 
236 von diesen 2645 sind tatsächlich mobbeordert, 
und 27 leisten zur Zeit ihren Grundwehrdienst ab. 
Wenn es eines Beweises bedürfte, daß der gegen­
wärtige Rechtszustand durchaus in die Lage ver­
setzt, den Aufgaben und Notwendigkeiten der Feu­
erwehr und des Katastrophenschutzes Rechnung 
zu tragen, ist er in diesen Zahlen einwandfrei er­
bracht. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich sage noch einmal, der Dienst der Feuerwehr 
ist zweifellos von großer Bedeutung für die Gemein­
schaft, und ich bin gerne bereit, an dieser Stelle ein­
mal ausdrücklich zu sagen, daß de.n Feuerwehrleu­
ten für ihre oft auch lebensgefährliche Tätigkeit 
Dank geschuldet wird. 

Vlzepriisldent Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge­
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hansen? 

Ronneburger (FDP): Ja, ich gestatte sie. 

Hansen (Harn burg) (SPD): Herr Ronneburger, Sie 
kennen sich ja in Norddeutschland gut aus. Wissen 
Sie beispielsweise - weil Sie so gut die Zahlen ken­
nen -, wie sich diese Sache konkret bei der Ham­
burger Berufsfeuerwehr auswirken würde? 

Ronneburger (FDP): Ich habe hier die Zahlen für 
das Bundesgebiet genannt. Ich bitte um Ihr Ver­
ständnis dafür, daß mir für einzelne Bundesländer, 
so auch für die Freie und Hanse~tadt Hamburg, 
diese Zahlen nicht im Detail vorliegen. 

Die Frage muß doch wohl erlaubt sein, meine Da­
men und Herren: Wo findet eine Ausweitung von 
Weh~?ienstausnahmen ihre vernünftige Grenze? 
Bei Arzten, bei Pflegepersonal, bei Rettungsdien­
sten? Hier, glaube ich, wird sehr schnell sichtbar, 
daß wir in jedem Einzelfall sehr sorgfältig überle­
gen müssen - dies wird offenbar auch getan -, ob 
der einzelne mobbeordert wird oder nicht; aber hier 
eine grundsätzliche zusätzliche Wehrdienstaus­
nahme einzuführen scheint uns in der gegenwärti­
gen Situation nicht angebracht zu sein. Es geht hier 
auch um grundsätzliche Erwägungen der Wehrge­
rechtigkeit, die durchzuhalten und zu sichern in 
einer auf uns zukommenden schwierigen Zeit ohne­
hin eine nicht leicht zu lösende Aufgabe sein wird. 
Darüber hinaus sage ich . Ihnen, meine Damen und 
Herren: Nicht nur wegen der geringen Zahl der 
wehrdienstleistenden Feuerwehrleute, sondern 
auch weil im Mobilmachungsfalle genügend Reser­
visten zur Verfügung stünden, ist nicht zu befürch­
ten, daß die Funktionsfähigkeit des Katastrophen­
schutzes im Verteidigungsfallleidet. 

Also nicht als Abwertung der Feuerwehr oder des 
Katastrophenschutzes, sondern aus grundsätzli­
chen Erwägungen lehnt meine Fraktion diesen Ge­
setzentwurf ab. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vlzepräsldenl Cronenberg: Das Wort hat der Abge­
ordnete Lange. 

lange (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der GRÜNEN stimmt 
dem Gesetzentwurf des Bundesrates zu. Dieser Ent­
wurf sieht vor, daß eine Berufsgruppe, nämlich 
hauptamtliche Feuerwehrleute, den bislang im 
Wehrpflichtgesetz und Zivildienstgesetz den Poli­
zeivollzugsbeamten zugestandenen Vorzug, näm­
lich uneingeschränkt vom Wehr- und Zivildienst 
freigestellt zu werden, ebenfalls erhält 

Die Position der Bundesregierung und der sie tra­
genden Regierungsparteien läuft dagegen im we­
sentlichen darauf hinaus, daß dort Gefahr gewittert 
wird, Gefahr für die geplante personelle Aufblä­
hung, Gefahr für die materielle Aufrüstung und Ge­
fahr für die strategische Offensivausrichtung der 
Bundeswehr, Gefahr also, um dies einmal sehr 
sanft zu formulieren, für ein aggressives Kriegsvor­
bereitungsbündnis NATO, das eben Menschenma­
terial braucht und von dieser Seite des Hauses als 
Wertegemeinschaft gefeiert und als unverzichtba­
res Verteidigungsinstrument mißverstanden wird. 

(Wimmer [Neuss[ [CDU/CSU[: In welcher 
Welt leben Sie eigentlich?) 

- Herr Kollege, ich lebe in einer Welt, in der immer 
mehr Menschen Angst haben, Angst vor dieser Re­
gierung und ihrer Rüstungspolitik. 

Ich darf aus der Stellungnahme der Bundesregie-
rung zu diesem Entwurf zitieren: 

Angesichts der ... drängenden Personalpro­
bleme können jedoch die Wehrdienstausnah­
men nicht ausgeweitet werden, 

heißt es dort, und weiter: 
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Hierdurch könnte auch ein Anreiz für Bemü­
hungen um die FreisteIlung weiterer Personen­
kreise vom Wehrdienst geschaffen werden. 

Ich halte dies für einen interessanten Aspekt, auf 
den ich gleich noch einmal zurückkommen werde. 

Um diese Problemstellung geht es heute. Die 
Fraktion der GRÜNEN im Bundestag kommt inso­
fern zwangsläufig zu folgenden Feststellungen. 

Erstens. Die Arbeit der Feuerwehren ist risiko­
reich, beschwerlich und für die Öffentlichkeit von 
großem Nutzen. Ihre Tätigkeit darf nicht länger er­
schwert werden, indem z. B. immer mehr Unab­
kömmlichkeitsanträge negativ beschieden werden. 
Im Gegenteil: Eine generelle Freistellung vom 
Wehr- und vom Zivildienst beseitigt bereits beste­
hende Mängel im Feuerwehrbereich und gibt die­
sen Beamten das Gefühl, nicht weiter verunsichert 
und in der Ausübung ihrer Arbeit behindert zu wer­
den. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Man muß sich das einmal vorstellen. Herr Ronne­
burger, ich nenne Ihnen die Zahlen aus Hamburg: 
In Hamburg etwa sind 95 Feuerwehrbeamte nur 
befristet uk-gestellt und müssen mit einer Einberu­
fung zum Wehrdienst rechnen. Die Kreiswehr­
ersatzämter haben zu erkennen gegeben, daß mit 
einer weiteren Uk-Stellung nicht gerechnet werden 
kann. 

Das alles muß vor dem Hintergrund gesehen wer­
den, daß die Löschzüge in Hamburg im Durch­
schnitt nur mit zwölf Feuerwehrbeamten besetzt 
sind anstatt mit 16, wie es die Sollstärke vor­
schreibt. 

(Ronneburger (FDP]: Das liegt aber nicht 
an der Bundesregierung!) 

Klar ist, daß die Funktionsfähigkeit der Löschzüge 
reduziert und damit eben Menschenleben gefährdet 
werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was hat das mit 
der Bundeswehr zu tun? - Warum stellen 

sie nicht mehr Leute ein'?) 

Diese Prioritäten müssen wir eben einfach sehen. 
Wir sehen sie anders als Sie. 

(Zurufe von der CDU/CSUj 

Zweitens. In den Einwänden der Bundesregie­
rung und der Mehrheit des Verteidigungsausschus­
ses dominiert engstirniges Rekrutierungsdenken 
aus einem militaristisch gefärbten Blickwinkel her­
aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr. Müller 
(Bremen] (GRÜNE]: Das kann man wohl 

sagen!) 

Diese Einwände sind nicht sachgerecht, weil sie das 
öffentliche Interesse an einer leistungsfähigen Feu­
erwehr geringschätzen, das Interesse an Men­
schenmaterial für die Kriegsorganisation Bundes­
wehr dagegen nur allzu deutlich werden lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alte Platte! -
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
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- Ich weiß, meine Herren, das tut Ihnen weh. Aber 
Sie müssen sich auch einmal daran gewöhnen, daß 
die Bundeswehr insgesamt in Frage gestellt wird 
und wir als Parlament kein Bundeswehrunterstüt­
zungsorgan sind. 

(Dr. Müller (Bremen] (GRÜNE]: Sehr 
richtig!) 

Drittens. Die Fraktion der GRÜNEN tritt dafür 
ein und fordert geradezu, daß viele weitere Berufs­
gruppen dem Anliegen der hauptamtlichen Feuer­
wehrleute folgen und die Herausnahme vom Wehr­
bzw. Zivildienst beantragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist konkrete Abrüstungspolitik in kleinen 
Schritten und trägt dazu bei, daß so etwas wie ein 
Spannungs- und Verteidigungsfall gar nicht erst 
entsteht. 

Lassen wir die Ausnahmeregelung auch für die 
Feuerwehr zu und sorgen wir dafür, daß solche Aus­
nahmen zur Regel ohne Ausnahme werden! 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vlzeprälldenl Cronenberg: Ich schließe die Aus­
sprache, da mir weitere Wortmeldungen nicht vor­
liegen. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim­
mung. Der Ausschuß empfiehlt, diesen Gesetzent­
wurf abzulehnen. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung 
und Überschrift auI. Wer diesen Vorschrilten zuzu­
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei­
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen?­
Damit ist das Gesetz abgelehnt. 

Anlegen zum Stenogrephlschen Bericht 

Anlage 2 

Erklärung des Abg. Dr. Schierholz (GRUNE) 
nach § 31 GO zur Abstimmung über den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Wehrpßichtgeset­

zes und des Zivildienstgesetzes 
Ich lehne den Gesetzentwurf zur Änderung des 

Wehrpflicht- und des Zivildienstgesetzes (Druck­
sache 10/1727) ab, weil für mich die gegenwärtige 
Regelung (und Praxis) von § 13 Wehrpflichtgesetz 
grundsätzlich problematisch ist und der Überprü­
fung bedarf. Nicht nur Feuerwehrleute leisten eine 
wichtige Aufgabe für die Gesellschaft, so daß ihre 
FreisteIlung von Wehr- und Zivildienst nach meiner 
Auffassung nicht gerechtfertigt ist. Dem Deutschen 
Bundestag steht zudem noch in der 10. Legislatur­
periode eine breite Debatte zur Verlängerung des 
Grundwehrdienstes, die Dauer des Zivildienstes so­
wie die "Sicherstellung des Personalbedarfs der 
Streitkräfte" in den achtziger und neunziger Jahren 
bevor, bei der auch die gültigen Freistellungsrege­
lungen von Wehr- und Zivildienst einbezogen wer­
den. Ich bin der Auffassung, daß eine Beschlußfas­
sung über den Gesetzentwurf daher zum gegenwär­
tigen Zeitpunkt verfrüht ist, so daß ich ihm auch 
aus diesem Grunde meine Zustimmung nicht ertei­
len kann. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

Kampf um Meter 
und Sekunden wurde belohnt 
Siegerehrung im Sport- und Rettungsschwimmabzeichen-Wettbewerb für Ausbildungseinheiten 

Gerade von Pol izeivollzugsbeamten wird 
erwartet, daß sie körperlich fit sind und 
überdurchschnittlich schwimmen kön­
nen. So gehört seit Jahren auch das Ab­
legen des Sport- und Rettungs­
schwimmabzeichens zum Ausbildungs­
plan der BGS-Beamten. Um eine zu­
sätzliche Motivation beim Erwerb der 
Abzeichen zu schaffen, veranstaltet das 
Bundesministerium des Innern seit 1981 
alljährlich einen Wettbewerb unter den 
Ausbildungseinheiten der Grenzschutz­
kommandos. Teilnahmeberechtigt sind 
Beamte im 1. Ausbildungsjahr, die Be­
wertung erfolgt nach einem einheitlichen 
Punktesystem. 

Die Siegerehrung für das Wertungsjahr 
1984 wurde im Rahmen der Abschluß­
veranstaltung der BGS-Leichtathletik­
meisterschaften in Coburg durch den 
Polizeisportbeauftragten des Bundesmi­
nisteriums des Innern, LtdPD Müller, 
und den Vizepräsidenten der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft, Jochen 
Barthold, vorgenommen. 

OlRG-Vlzepräsldent Jochen Bartholdt bei seiner 
Ansprache Im Rahmen der SIegerehrung. 

Mit Freude nahmen 
die SIegereinheiten Ur­
kunden und Geschen­
ke entgegen. 

Es belegten: 

im Sportabzeichenwettbewerb 

1. Platz: 3.!GSA Nord 3 
1. Platz: 2.!GSA A Süd 1 
3. Platz : 2.!GSA AMitte 1 

im Rettungsschwimmabzeichenwettbe­
werb 

1. Platz: 2.!GSA A Süd 1 

2. Platz : 2.!GSA Nord 2 
3. Platz: 2.!GSA A Süd 1. 

Der Kommandeur des Grenzschutzkom­
mandos Süd, Kdr i. BGS Alwin Strecker, 
gratulierte den siegreichen Einheiten 
und wertete die hervorragenden Lei­
stungen als einen weiteren Beweis des 
hohen Ausbildungsstandards im BGS. 

Schilke 

Seenotrettwlg: G~meinsames Konzept 

Die tragischen Unfälle der vergangenen 
Zeit haben die Rettungsorganisationen 
am Bodensee veranlaßt, bei der Suche 
und Rettung von Wasserverunfallten ein 
gemeinsames Konzept zu erarbeiten. 

Anläßlich des Langenargener Uferfestes 
wurde dies praxisnah und eindrucksvoll 
demonstriert. 

Die technische Leitung des Bezirkes hat 
eine Übung ausgearbeitet, bei der ange­
nommen wurde, daß Personen einer ge­
kenterten Jolle in Seenot gerieten. Die 
Rettungsleitstelle Bodenseekreis, die 
den Notruf empfing , hat gleichzeitig 
Wasserschutzp.olizei, DLRG sowie den 
Rettungshubschrauber alarmiert. Wäh­
rend die Boote zur Unglücksstelle aus-

liefen, nahm der Hubschrauber im 
DLRG-Heim Langenargen zwei Ret­
tungsschwimmer auf. 

Fluggeschwindigkeit und gute Sicht er­
möglichten ein schnelles Auffinden der 
gekenterten Jolle, deren Position sofort 
an die Suchboote weitergegeben wurde. 

Aus zirka fünf Metern wurden die Ret­
tungsschwimmer abgesetzt. Zusätzlich 
wurde ein Schlauchboot, das sich bei 
Wasser kontakt selbständig öffnet, zur 
Bergung der Erschöpften abgeworfen. 
Danach warteten Retter und Verunfallte 
auf die Ankunft der Rettungsboote. 

Mit diesen wurden sie sodann auf dem 
kürzesten Weg zur ärztlichen Versor-
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gung und Weitertransport ins Kranken­
haus an Land gebracht. 

Das Konzept wurde von der Besatzung 
des am Städtischen Krankenhaus in 
Friedrichshafen stationierten Rettungs­
hubschraubers sowie von DLRG-Mitar­
beitern ausgearbeitet und erprobt. 

(hu/al) 

Zum 20. Male DLRG· 
Reltungsvergleichskämpfe 
bei den Wiltener Ruhrinseln 

Mehr als 200 aktive Wettkampfteilneh­
mer konnte Bürgermeister Friedhelm 
Trepper bei herrlichem Wetter auf dem 
Gelände des Rudervereins Bochum be­
grüßen. In seiner Ansprache würdigte er 
die Tätigkeit der DLRG für die Mitbürger 
bei der Bewachung der Wassersportver­
anstaltungen und der Badeplätze im Wit­
tener Bereich. 

Ausgerüstet mit Schwimmflossen, Tau­
cherbrille und Schnorchel lieferten sich 
die Teilnehmer spannende Kämpfe. Rund 
1 000 Meter waren von den Erwachse­
nen zu schwimmen, 500 Meter betrug 
die Strecke für die Jugendlichen. Die 
Ergebnisse bewiesen einen recht guten 
Leistungsstand, wie er bei Rettungs­
schwimmern für den Ernstfall erforder­
lich ist. Schnelligkeit, Ausdauer und 
Streckentauchen wurden verlangt und 
nach Zeiten bewertet. Die Mannschaften 
der männlichen Teilnehmer bestanden 
aus sechs Schwimmern, die der weibli­
chen Teilnehmer aus vier Schwimmerin­
nen. Daneben wurden aber auch die 
schnellsten Einzelschwimmerinnen und 
Schwimmer ermittelt. 

Unter 17 Herrenmannschaften erreichte 
die Bezirksmannschaft aus Witten den 
zweiten Platz. Claudia Werner aus Wit­
ten lag in der Einzelwertung bei der 
weiblichen Jugend auf Platz eins. Die 
recht starken auswärtigen Mannschaften 
nahmen in diesem Jahr alle Wander­
pokale und Ehrenpreise mit nach Hause. 
So errangen den Rammel-Pokal die Alten 
Herren aus Dortmund. Ebenfalls nach 
Dortmund ging der Pokal von Bürger­
meister Trepper für die beste Damen­
mannschaft. Mit ins nordostwestfälische 
Rahden gingen der Pokal und der Eh­
renpre is des NRW-Kultusministers 
Schwier für die ertolgreichsten Herren 
und Mädchen, während der Pokal des 
früheren OB von Witten und jetzigen 
Bundestagsabgeordneten Klaus Loh­
mann von der besten Jungenmannschaft 
nach Holzwickede entführt wurde. 

(H.-W. B) 
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Bürgermeister Frled­
helm Trapper dankte 
den Aettungsschwlm­
mern der OlRG für Ihr 
ehrenamtliches Enga­
gement. 

Eine Teilnehmermann­
schaft "sm Start". 

(Fotos: Gotthardt) 

330000 DM Zuschuß und 2500 freiwillig geleistete Arbeitsstunden 

Neue DLRG-Rettungswachstation 
im Bezirk. Unterer Neckar eingeweiht 

Von "einer Odyssee, die nun zu Ende 
gehe", sprach Heilbronns Oberbürger­
meister Dr. Manfred Wein mann bei der 
Einweihung der neuen Rettungswach­
station Heilbronn, welche seit Mitte die­
ses Jahres der OG Heilbronn genauso 
zur Verfügung steht wie dem 24 OG 
umfassenden Bezirk Unterer Neckar. 

Bis zur Fertigstellung des neuen "Ernst­
Freyer-Hauses" war es ein langer Weg. 
Mit der Grundstücksbeschaffung hatte 
dabei die Stadt Heilbronn genauso ge­
holfen wie mit einem Zuschuß von 
110000 Mark. Der Landesverband steu­
erte 50000 Mark bei, der Bezirk 100000 
Mark, und 70000 Mark wurden von der 
Ortsgruppe Heilbronn für die Renovie­
rung aufgebracht. Darin nicht eingerech­
net runde 2500 Arbeitsstunden, welche 
von DLRG-Mitgliedern unentgeltlich ab­
geleistet wurden. 

Vorsitzender Peter Bartseh, dessen viel­
seitigen Initiativen dieser Bau überhaupt 
zu verdanken ist, würdigte die Wachsta­
tion als einen weiteren Meilenstein in 
der Geschichte der DLRG. Hier solle 
neben der Abhaltung von Tagungen, 

Lehrgängen und sonstigen Versammlun­
gen in erster Linie die Kameradschaft 
gepflegt werden. Landesverbands-Präsi­
dent Wolfgang Oelmaier wies darauf hin, 
daß man in Heilbronn ein großes Werk 
geschaffen habe, welches der Allge­
meinheit weit über Heilbronn hinaus 
diene. 

Jubel gab es beim Bezirk Unterer Nek­
kar auch schon Tage vorher bei der 
Taufe des neuen Rettungsbootes "Karl 
Kleindienst", einem mit Jet-Antrieb aus­
gerüsteten sechs Meter langen und 
120 PS starken Boot, we ches allen An­
forderungen genügt, die man an ein Ein­
satzboot auf dem Neckar stellt. 

Rettungswachstation wie auch Boot fan­
den großen Anklang beim" Tag der offe­
nen Tür", welchen man mit einer Info­
Show verband. Neben al erle i Rettungs­
geräten wurde auch umfassend und in­
formativ über Aufgaben und Ziele der 
DLRG informiert. Bei mehreren Veran­
staltungen schon zeigte sich, daß die 
Station für viele Kameraden ein neues 
Heim ist. Ein neues Zuhause für die Zeit 
der Freizeit. 



NRW·Kultusminister Hans 
Schwier taufte neues DLRG· 
Rettungsboot 

Seit nunmehr zwei Jahren gibt es im 
DLRG-Landesverband Westfalen den 
Bezirk "Kreis Gütersloh". Dieser Bezirk 
hatte vor kurzem hohen Besuch. Nord­
rhein-Westfalens Kultusminister Hans 
Schwier war eingeladen worden, das 
neue Rettungsboot zu taufen. Anwesend 
waren auch Steinhagens Bürgermeister 
Consbruch. Vorstandsmitglieder des 
DLRG-Landesverbandes mit ihrem Prä­
sidenten Prof. Dr. Konrad Gelzer und 
DLRG-Angehörige des Bezirks Kreis 
Gütersloh mit Bezirksleiter Wilfried Wie­
neke. 

landesverbands-Präsident Prof. Dr. K. Gelzer 
"heftet" Kultusminister Hans Schwler das 
OLRG-Emblem auf die Sakkotasche. 

Vor der Taufe nutzten DLRG-Aktive die 
Gelegenheit, technische Ausrüstungen 
des Bezirkes zu zeigen. Mit Interesse 
folgte Minister Schwier den technischen 
Erläuterungen zum neuen Bezirks-Boot, 
zum Rettungsboot aus Gütersloh und zu 
den Ausrüstungen der Rettungstaucher 
aus Rheda-Wiedenbrück, Gütersloh und 
Verl. Gerade rechtzeitig zur Bootstaufe 
war auch der neue Einsatzbully der 
Ortsgruppe Rheda-Wiedenbrück fertig 
geworden. Besonders beeindruckt zeig­
te sich der Minister von dem starken 
Engagement der DLRG-Aktiven, die die 
gesamten Ausrüstungen in ihrer Freizeit 
aufgebaut hatten. 

Bei dem neuen Rettungsboot handelt es 
sich um den Typen Buster-R., ein 
Alu-Boot einer finnischen Firma. Die 
Wahl des Grundmaterials Aluminium, 
statt eines Schlauchbootes oder eines 
aus Polyester, fiel aufgrund der örtlichen 
Gegebenheiten im Bezirk "Kreis Gü­
tersloh". Die Ems ist ein Fluß mit kurzen 
und steilen Ufern aus Gras und Stein. 
Weiterhin gibt es Steinbruchseen mit 

Kuttusmlnister Hans 
Schwler (Bildmitte) 
zeigt sich Interessiert 
an den technischen 
Details des neuen Mo­
torrettungsbootes. 

(Fotos: Gotthardt) 

Steilufern und Baggerseen mit unzu­
gänglichen Ufern. 

Das Rettungsboot kann mit einem Ge­
samtgewicht von ca. 200 kg bequem 
von vier oder sechs Personen getragen 
werden. Bei einer Größe von 4, t 5 x 
1,70 m sind sechs Personen zugelas­
sen. Mit einem 25-PS-Motor werden 
Geschwindigkeiten von 55 km/h er­
reicht. Somit entspricht das Boot den 
Anforderungen des Kreises Gütersloh 

und wird auch nicht beschädigt, wenn 
es über Steine oder Eis geschoben 
wird. 

Nach dem Informationsrundgang nahm 
Kultusminister Hans Schwier die Taufe 
des neuen Bootes vor. Er taufte es mit 
der obligatorischen Flasche Sekt auf den 
Namen" Emsfloh " und wünschte ihm 
"allzeit gute Fahrt und immer eine 
Handbreit Wasser unter dem Kiel". 

DLRG NonIlOtTI ,,rettet" Autoinsassen 

Im Rahmen der Feiern zum 100jährigen 
Bestehen der Freiwilligen Feuerwehr 
Nordhorn war vom Landkreis Grafschaft 
Bentheim eine breit angelegte Ausstel­
lung der im Kreis ansässigen Hilfsorga­
nisationen des Katastrophenschutzes 
zusammengestellt worden. 

Neben der Feuerwehr, dem DRK, MHD, 
THW und dem Bundesverband für den 
Selbstschutz beteiligte sich auch die 
DLRG Nordhorn an der gelungenen Prä­
sentation. 

Eingebaut in diese Informationsveran­
staltung waren auch Vorführungen der 
Organisationen, in deren Verlauf die 
DLRG demonstrierte, wie Autoinsassen, 
die mit ihrem Wagen in ein Gewässer 
gestürzt sind, geholfen werden kann. 

Dazu war eigens ein Modellauto der 
"Apeldoornse Vrijwillige Reddings Briga­
de" (der niederländischen Schwester­
organisation der DLRG) nach Nordhorn 
gebracht worden, in dem zwei Wasser­
retter" Opfer" spielten und in die etwa 
2 m tiefe Vechte gerollt wurden. 

Über Funk wurde die Wachstation der 
DLRG am Vechtesee alarmiert, die so­
fort zwei Bootsführer und drei Rettungs­
taucher mit den Booten der DLRG Nord­
horn in Marsch setzte. 

Beide .. Verunglückten" wurden von den 
Rettungstauchern nach nur fünf Minuten 
unter Wasser geborgen, hatten sie doch 
in einer Luftblase im Heck des Fahrgast­
raumes relativ undramatisch auf das Ein­
treffen der Retter warten können. Mit 
diesem Einsatz wollte die DLRG den 

OLRG-Rettungstau­
cher "bergen" AutoIn­
sassen aus der 
Vechte. 

ZS-MAGAZIN 9/85 59 



zahlreichen Zuschauern demonstrieren, 
daß im Ernstfall durch ruhiges und über­
legtes Handeln das Schlimmste vermie­
den werden kann. 

Neuer Wasser· 
Rettungszug für die 
DLRG·Ortsgruppe 
Durlach 

In einer Feierstunde wurde bei der OG 
Durlach durch Frau Sozialministerin 
Barbara Schäfer ein neuer Wasser-Ret­
tungszug in Dienst gestellt und das Mo­
tor-Rettungsboot von ihr auf den Namen 
"Turmbergadler" getauft. 

Der neue Wasser-Rettungszug besteht 
aus einem "Ford-Transit-Bus" und 
einem "Dory 13" im Gesamtwert von 
52000 DM. Ca. 80% der Anschaffungs­
kosten wurde aus Mitteln des Rettungs­
dienstgesetzes Baden-Württemberg ge­
tragen. Der Rest wurde aus den Spen­
den und Eigenleistungen der Ortsgruppe 
finanziert. 

Ortsgruppenleiter Karl Dierksmeyer wür­
digte in seiner Ansprache die finanzielle 
Unterstützung aus dem Sozialministe­
rium, durch die ein lang gehegter 
Wunsch der Ortsgruppe in Erfüllung ge­
hen konnte. Frau Sozialministerin Schä­
fer rechtfertigte die hohen Ausgaben da­
mit, daß die Arbeit der DLRG notwendig 
sei, um das höchste Gut - das 
menschliche Leben - zu erhalten. 

Sozialmlniaterln Barbar. Schäfer tauft das neue 
Rettungsboot der DLRG..Qrtsgruppe Durlach. 

Der Wasser-Rettungszug wird vorläufig 
von der Ortsgruppe Durlach am Bagger­
see in Linkenheim eingesetzt, wo die 
Ortsgruppe seit einigen Jahren Ret­
tungswachdienst versieht. Ein Einsatz 
am näher gelegenen Baggersee in Gröt­
zingen ist vorläufig nicht möglich, da 
dort Badeverbot besteht, was aber von 
den Erholungsuchenden nicht beachtet 
wird. Aus Gründen des bestehenden 
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Badeverbots sind von der Stadt Karlsru­
he die notwendigen Genehmigungen -
Durchfahrt an den Baggersee und Be­
fahren des Sees mit dem Motorboot -
(noch) nicht zu erhalten. (T. R.) 

Westfälische DLRG· 
Rettungsschwimmer 
auf Ausbildungsfahrt 
auf der Donau 

Ausbildungsveranstaltungen in Gewäs­
sern außerhalb der LV-Grenzen gehören 
zum jährlichen Programm der westfäli­
schen DLRG. Die zweite Veranstaltung 
in diesem Jahr war die Donaufahrt, die 
sicher einen besonderen Platz in der 
LV-Geschichte einnehmen wird. 

Die Idee, einmal eine Fahrt die Donau 
hinunter durchzuführen, kam von LV­
Arzt Dr. Günter Jancik, der in jungen 
Jahren ähnliches erlebt hatte. LV-TL 
Gerdt Neumann nahm die Idee auf, ver­
handelte monatelang mit unseren Freun­
den in der bayerischen DLRG und der 
Österreichischen Wasser-Rettung, be­
sorgte Quartiere, sorgte für behördliche 
Genehmigungen, kümmerte sich um 
Marschverpflegung und fand letztendlich 
auch einen Zeitpunkt, der sowohl den 
Reisenden als den Gastgebern recht 
war. Dr. Günter Jancik bemühte sich um 
eine Reiseapotheke in entsprechender 
Größe und animierte die Teilnehmer, 
sich Zeckenschutzimpfungen zu unter­
ziehen, da die Wälder entlang der 00-
nau von Regensburg bis Wien mit Zek­
ken verseucht sind. 

Dann ging es schließlich los, zirka 600 
Kilometer auf dem Landweg von West­
falen nach Neustadt a. d. Donau. Vier 
Wasserrettungszüge mit jeweils zwei 
Booten, ein Küchenzug, Sonderfahrzeu­
ge und insgesamt 52 Teilnehmer aus 
sechs DLRG-Bezirken waren beteiligt. 
Die Neustädter Kameraden mit Werner 
Gitschel, Vors. des DLRG-Bezirks Nie­
derbayern , sorgten dafür, daß sich die 
Westfalen zunächst mit den Verhältnis­
sen auf und neben der Donau bekannt­
machten. In privater Runde wurden Er­
fahrungen ausgetauscht, offiziell wurde 
ein Wettkampf durchgeführt (die Westfa­
len machten einen guten zweiten Platz) , 
daneben wurden aber auch Bekannt­
schaften mit Mückenschwärmen ge­
schlossen (der Orts-Apotheker hatte 
einen sagenhaften Umsatz in Mücken­
schutzmitteln). 

Zwei Tage später begann die eigentliche 
Tour die Donau hinunter, zunächst bis 
Regensburg . Ein Boot der Neustädter 
Kameraden sorgte dafür, daß der 00-

FormatIonsfahren In Krems. 
(FotoS: Gotthardt) 

nau-Durchbruch bei Kelheim ohne 
Schwierigkeiten passiert werden konnte. 

Höflein bei Wien, das Endziel der Reise, 
kam in Sicht. Die ÖWR hatte beim 
österreichischen Pfadfinderbund ein 
Quartier besorgt. Von hier aus wurden 
noch zwei Übungsfahrten auf der Donau 
unternommen. 

Mit Lagerfeuer und Gesang wurde am 
Ende einiger Tage Abschied von Öster­
reich genommen. Eine Feier, nämlich 
der Abschied von der Donau überhaupt, 
stand noch aus. Dieser Abschied wurde 
bei den Kameradinnen und Kameraden 
der Ortsgruppe Regensburg genommen. 

Hermann Gotthardt 



sen Leistung als dienstältester Staatsse- setzung für ein Funktionieren der Hilfs-
kretär der Bundesregierung u. a. mit maßnahmen hat. Wer da behauptet, daß 
Hinweisen auf die erfolgreiche Befrei- doch alles sinnlos sei, weil nur ein 
ungsaktion der GSG 9 in Mogadischu, Atomkrieg denkbar sei, irrt gründlich. 
deren Auf- und Ausbau von Dr. Fröhlich Was sollte es dem potentiellen Angreifer 

Pte55.schau 
entscheidend geprägt wurde. "Der heu- aus dem Osten schon nützen, atomver-
tige Stand der Inneren Sicherheit kann seuchtes und entsprechend verwüstetes 
Ihnen, Herr Staatssekretär Dr. Fröhlich, Gebiet zu erobern? 

desinlands als besonderes Verdienst zugeschrieben Da die NATO ein reines Verteidigungs-
werden. " 

bündnis ist, das niemals angreifen wird, 

(Aus: Informationen ·des Bundesmini- kann die Bedrohung nur vom Warschau-

sters des Innern) er Pakt mit seinen aggressiven Zielset-
zungen ausgehen. Sie sind für jeder-
mann erkennbar. Seine Rakentenrü-
stung und die Stärke seiner in Mittel-
deutschlanc stationierten Truppen spre-
chen für sich. 

Wechsel im Amt Das Aufgabengebiet der medizinischen 

des Staatssekretärs Zivilschutz und Vorsorge auch für den Katastrophen-

im Innenministerium Katastrophenmedizin und Verteidigungsfall bleibt also eine 
rein defensive Handlung, die mit Kriegs-

In der Nachfolge des in den Ruhestand Da gibt es nicht nur in der Bundesrepu- vorbereitung nichts zu tun hat. Es gilt, 

getretenen Staatssekretärs im Bundes- blik Deutschland doch tatsächlich Ärzte, alles zu tun, um einen Angriff gegen un-

ministerium des Innern Dr. Siegfried die jede Art der Fort- und Weiterbildung sere Bundesrepublik so risikoreich zu 

Fröhlich hat Dr. Hans Neusei diese im Bereich der Katastrophenmedizin als machen, daß er unterbleibt. Das ist die 

Funktion am 1. August 1985 über- "Kriegsvorbereitung " ansehen und sie beste Friedenssicherung im Rahmen 

nammen. daher ablehnen . Ihrer Meinung nach ge- des westlichen Bündnisses. Der Arzt er-

hört auch die Einrichtung von Schutz- füllt dabei lebenserhaltende Funktionen, 
Geb.: 10. 9. 1927 in Dortmund, verhei- räumen in den weiten Bereich aktiver wenn er mithilft, Vorsorgemaßnahmen 
ratet, 1 Kind; Kriegsvorbereitungen, so daß man tun- zu treffen. Er ist daher zur Teilnahme an 

Schulbesuch in Dortmund; liehst darauf verzichten sollte, um den medizinischen Weiterbildungskursen 

potentiellen Gegner nicht zu provo- verpflichtet, will er den ethischen Ver-

1943-1945 Luftwaffenhelfer, Arbeits- zieren. pflichtungen entsprechen, die Ihm seine 

dienst, Soldat, Kriegsgefangenschaft; Eine groteske Einstellung bar jeder Ver-
Berufung auferlegt. 

1946-1949 Mitarbeit im elterlichen Be- nunft und Sachkenntnis, die im beson- (Aus: Gefahrenabwehr, Bonn) 

trieb in Dortmund; deren Maße neutrale Beobachter ver-
wundern dürfte. Schweden, die Schweiz 

1947 Abitur; und Österreich haben in ihren langjähri-

1948 Sprachenschule - Dolmetscher- gen Programmen für eine umfassende 

examen für die eng I. Sprache; Landesverteidigung sowohl den Schutz-
raumbau als auch die Sichersteilung der Kardinal HöHner: Wehrdienst 

1949-1953 Studium der Recht- und medizinischen Versorgung zu Hauptfor- nicht unmoralisch 
Staatswissenschaften, Volkswirtschaft an derungen erhoben, die äußerst konse-
der Universität Münster; quent erfüllt werden . Aus der Sicht der Der Vorsitzende der Deutschen Bi-

1953-1957 Rechtsreferendar; 
negierenden Ärzte handelt es sich also schofskonferenz, Kardinal HÖffner, hat 

um typische Kriegsvorbereitungen, die der Auffassung widersprochen, ein 

1958-1959 Tätigkeit in der Montan-In- bald einen Gegner auf den Plan rufen Christ sei moralisch zur Verweigerung 

dustrie; müßten, um ihn zum Einsatz nuklearer des Wehrdienstes und jeder Mitwirkung 

Kampfmittel zu veranlassen ... in Katastrophenschutz, Zivildienst sowie 
1959-1963 Bundesministerium für Wirt-

Ärzte sind Helfer der Menschheit - so 
Rüstungsbetrieben verpflichtet. Er be-

schaft (1961 Deutsche Nato-Vertretung tonte in einem Brief an die "Katholische 
Paris); sollte es jedenfalls sein. Im grauen AII- Junge Gemeinde" (KJG) unter Hinweis 

tag ist der "Doktor" der unverzichtbare auf die Lehre des 11. Vatikanischen Kon-
1963-1973 Bundeskanzleramt; Partner der Gesellschaft aller Schichten. zils, Christen könnten "trotz VÖlliger 

1973-1976 Tätigkeit im Rahmen der 
Er muß Hilfe leisten, wo immer dies er- Übereinstimmung in den sittlichen 
forderlich ist. Niemand kann sich wohl 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion ; eine Situation vorstellen, die dringend 
Grundüberzeugungen, zu unterschiedli-
chen Alternativen des politischen Han-

Januar 1977 bis 30. Juni 1979 Leiter ärztliche Hilfe erfordert, die jedoch trotz delns kommen". Dies gelte auch für die 
des Präsidialbüros im Deutschen Bun- Anwesenheit eines Arztes nicht gewährt Frage, wie der Friede am besten gesi-
destag; wird. chert und erhalten werden könne, 

seit 2. Juli 1979 Staatssekretär und Chef Nicht anders sollte es im Rahmen der schrieb der Kardinal. Die Bundesleitung 

des Bundespräsidialamtes bis 30. Juni 
Katastrophenmedizin sein, die den vol- der KJG hat in einem "offenen Brief" 

1984. len Einsatz aller Helfer erforderlich zum 8. Mai erklärt, sie halte "die Ver-
macht, die angesichts ihrer besonderen weigerung jeglichen Kriegsdienstes für 

Dr. Friedrich Zimmermann, Bundesmini- Anforderungen und des Schadensum- die einzig vertretbare christliche Ent-
ster des Innern, verabschiedete Staats- fanges aber auch ständige Weiterbildung scheidung" . 
sekretär Dr. Fröhlich und würdigte des- aller Kräfte, auch der Ärzte zur Voraus- (Aus: Süddeutsche Zeitung) 

./ 
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Presseschau 
des Auslands 

Österreich: Zivildienst auch 
im Zivilschutz? 

Nach dem Zivildienstvolksbegehren wird 
sich nunmehr auch das Parlament mit 
dem Problem der Dienstzeit für Wehr­
dienstverweigerer beschäftigen. Be­
kanntlich fordern Militärs die Verlänge­
rung der ZIvildienstzeit, weil es ZiVildie­
ner bequemer haben als Soldaten (z. B.: 
keine Uniform, keine Kasernierung). In 
Dänemark hat man ein Modell gefunden, 
das sicherste llt, daß Zivildiener ebenso 
hart ausgebildet werden wie Soldaten. 

Zivilschutzfiasko ohne Ende! Ein hilflo­
ser Zivilschutzverband und ergebnislose 
Zivilschutzenqueten kennzeichnen die 
Situation in Osterreich. Außerdem weiß 
niemand so recht, was man mit einigen 
tausend Zivil dienern anfangen soll. 

Wie das Zivilschutzproblem gelöst wer­
den kann, zeigen unter anderem die Dä­
nen. Dort gibt es auch keine Diskussio­
nen um "Zivildienerprivilegien". Die Zi­
vildiener werden in eigenen Kasernen 
einer harten Ausbildung unterzogen und 
anschließend als Reservisten in ZIvil­
schutzkorps eingegliedert. 

Wahlmöglichkeit 
zwischen 2 ZivIldienstarten 

Das Zauberwort für einen reibungslosen 
Ablauf heißt" Wahlmöglichkeit" zwi­
schen zwei Arten von Zivildienst. Die 
sogenannten" Totalverwelgerer" - jene 
Leute, die jegliche Organisation und 
Ausbildung ablehnen - können, ahnlieh 
wie bei uns, Sozialarbeit machen. Die 
dänische Praxis zeigt, daß sich die Mas­
se der Wehrdienstverweigerer für den 
harten Dienst beim Zivilschutz entschei­
det. Pro Jahr fallen nur wenige hundert 
"Totalverweigerer" an. Der KURIER be­
suchte die "Sydsjaellandske CF-Kolon­
ne" in der Stadt Naestved bei Kopenha­
gen. Dies ist eine von insgesamt sechs 
Kasernen des dänischen Zivilschutzes. 

Jährlich werden hier 330 lunge Men-
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sehen ausgebildet. Im Kasernenareal 
befinden sich Mannschaftsunterkünfte, 
Bürogebäude, Lehrsäle, Garagen und 
ein weitläufiges Ruinengelände für 
Übungszwecke. Die übenden Zivildiener 
erwecken einen geradezu militärischen 
Eindruck. Mit Uniform, Stahlhelm und 
schweren Atemschutzgeräten kriechen 
sie durch meterhohe Flammen. Eine 
Gruppe erhält Geräteunterricht an einem 
Feuerwehrfahrzeug, bei den Garagen 
wird währenddessen eine Befehlsausga­
be abgehalten. Trotzdem habe man mit 
dem Militär nicht viel gemein, meint 
Kommandant Abe Smedegaad. "Wir 
hatten einmal eine Waffe zum Not­
schlachten von Tieren, aber die haben 
wir jetzt auch weggegeben", meint der 
"Kolonnenchef" . Die Grundausbildung 
dauert dreieinhalb Monate. Schwerpunkt 
in dieser Phase ist der Feuerlösch- und 
Rettungsdienst. In weiteren drei Mona­
ten werden die Zivildiener einer SpeZial­
ausbildung unterzogen. Themen sind 
unter anderem Nachrichtendienst und 
Schutzmaßnahmen gegen die Wirkung 
von atomaren, biologischen und chemi­
schen Waffen. Einen breiten Raum 
nimmt auch das Warn- und Alarmwesen, 
und die Organisation von Evakuierungen 
ein. Ein Teil dieser Zivildiener wird im 
Rahmen dieses Spezialtrainings zu 
Krankenwagenfahrern ausgebildet. 

Zivil d iener 
unterstützen die Feuerwehren 

Auch die körperliche und psychologi­
sche Belastungsfähigkeit der Zivildiener 
wird trainiert. Die Kaserne stellt darüber 
hinaus eine dauernde Bereitschaft von 
16 Mann, die binnen kürzester Zeit mit 
Spezialfahrzeugen zur Unterstützung 
der örtlichen Feuerwehren ausrücken 
können. Nach dem Wehrdienst werden 
die Zivildiener als Reservisten auf die 
Dauer von 15 Jahren den Zivilschutz­
korps zugeteilt. Diskussionen, ob diese 
Zivildiener ungerechtfertigte Vorteile ge­
nießen, gibt es in Dänemark nicht. 

Dieses Modell 
wäre auch bel uns möglich 

Die österreichischen Feuerwehren könn­
ten ohne besonderen Aufwand das däni­
sche Ausbildungsmodell übernehmen, 
meint Bundesfeuerwehrpräsident Se pp 
Kast. Tatsächlich weisen die österreichi­
schen Feuerwehrschulen eine ähnliche 
Infrastruktur auf wie die dänischen Zivil­
schutzkasernen. Kast steht auch schon 
seit längerem in Verhandlung mit dem 
Innenministerium. Kast: "Ich nehme 
mich aber nicht um eine neue Aufgabe 
um Gottes Lohn an!" 

Kast fordert eine gesetzliche KlarsteI­
lung, außerdem zusätzliche finanzielle 

Mittel. Notwendig Wird auch ein Arange­
ment mit dem Bundesheer sein. Kast 
fordert die Freistellung von 6000 Mann 
pro Jahr. "Irgend jemand muß sich ja 
auch um die Bevölkerung kümmern, 
wenn gekämpft wird." Damit stößt der 
Feuerwehrchef nicht unbedingt auf Ge­
genliebe der Generalstäbler. Es ist je­
doch auch in diesen Kreisen ein Um­
denken bemerkbar. 

(W. THEURETSBACHER 
im Kurier, Wien) 

Der Schutzraumbau 
in Nordeuropa 

Wußten Sie schon, daß die Schutzräu­
me in den nordischen Ländern (Norwe­
gen, Schweden, Finnland) weitgehend 
standardisierte Daten aufweisen? Die 
Basis dafür schufen gesetzliche Richtli­
nien, sorgsam ausgearbeitete wissen­
schaftlich-technische Untersuchungen 
und praktische Versuche. 

Während man in diesen Ländern noch 
bis vor kurzem davon ausging, daß um­
fangreiche Evakuierungsmaßnahmen 
dem baulichen Schutz gleichzusetzen 
seien, hat sich jetzt überall die Erkennt­
nis durchgesetzt, daß Schutzräume in 
jedem Fal l an erster Position zu stehen 
haben, da sie auch bei nuklearem Waf­
fe nein satz Schutz bieten würden. 

In Finnland begann der plangemäße 
Schutzraumbau mit Regierungshilfe Mit­
te 1955. Bis 1982 standen Schutzräume 
für 2,3 Mill ionen Menschen zur Verfü­
gung. Das entspricht mehr als 70 Pro­
zent der Gesamtbevölkerung. Jeder Be­
sitzer eines mehr als 3000 cbm umfas­
senden Stein- oder Neubaues ist ver­
pfl ichtet, einen ausreichenden Schutz­
raum mit in die Bauplanung einzubezie­
hen. Großschutzbauten entstehen an 
Ballungsplätzen. Ihr Bau wird durch öf­
fentliche Mittel finanziert. 

Ihre Baunormen Sind für die Aufnahme 
von 150 bis 1 500 Personen ausgelegt. 
Für SChutzbauten, die in die Felsen ge­
trieben sind, gibt es keine Maximalzah­
len bei der Aufnahme von Schutzbedürf­
tigen. In dieser Hinsicht haben Schwe­
den und Norwegen durch die Anlage 
von 25000-Personenbunkern unter Fel­
sendecken neue Akzente gesetzt. In 
Helsinki gibt es einen Schutzraum für 
11200 Personen, im Tampere eine An­
lage für 16500 Personen. Der Wasser­
versorgung von Helsinki dient der 120 
Kilometer lange Päijänne-Tunnel als 
längstes Schutzwerk der Welt. 

(Aus: Gefahrenabwehr, Bonn) 



Wissenschaft 
&"Rtchnik 

Neues Schaumlöschmittel 
für Flüssigkeitsbrände 

Lösungsmittelbrände wirkungsvoll be­
kämpft ein neues Schaumlöschmittel, 
das jetzt vorgestellt wurde. 

Das amtlich für die Brandklassen A und 
B zugelasssene und grün eingefärbte 
Löschmittel auf der Basis von Fluorten­
siden, Kohlenwasserstofftensiden und 
Polysacchariden wird als Schwer- und 
Mittelschaum mit üblichen Geräten ver­
sprüht. 

In der Brandklasse B lassen sich nicht­
polare und polare Flüssigkeiten, wie z. B. 
Alkohole, Ketone, Styrol, Acrylnitril, lö­
schen und abdecken. Auf nichtpolaren 
Flüssigkeiten, wie z. B. Heptan, Benzi­
ne, Oie, bildet sich ein Wasserfilm 
(AFFF). 

Auch als gefrorener Extrakt ist das Mittel 
nach dem Auftauen verwendungsfähig. 
Es ist frostbeständig bis - 15 'e. Gela­
gert und transportiert wird es in Kunst­
stoffbehältern oder innen mit Kunststoff 
beschichteten Fässern, die sich bis 
+ 45 oe oder kurzzeitig bis + 60 oe 
erwärmen dürfen. 

Um optimale Schaumeigenschaften zu 
erzielen, empfiehlt sich ein 3% iges 
Zumischen bei nichtpolaren und ein 
5%iges Beigeben bei polaren Flüssig­
keiten. Verwendet man Seewasser, 
braucht der Prozentsatz nicht höher zu 
sein. Die Verschäumungszahl, d. h. das 
Verhältnis von Schaum- und Lösungsvo­
lumen, liegt bei> 6, der Wasserhalb­
wert, d. h. die Zeit, in der 50% des im 

Schaum enthaltenen Wassers abge­
schieden ist, bei> 20 min. 

Foto : Krupp 

Brandmelder im Fußboden 

Nicht an der Decke, sondern im Fußbo­
den eingebaut sind die Brandmelder, die 
im ehemaligen Deutschen Reichstag in 
Berlin installiert wurden. Mit diesem un­
gewöhnlichen Einbauort für Brandmelder 
ersparte sich die Verwaltung des 
Reichstagsgebäudes etwa neun Zehntel 
der Kosten, die für andere Brandschutz­
maßnahmen angefallen wären. 

Der Holzfußboden des Plenarsaals im 
Berliner Reichstag war schon älteren 
Datums. Er sollte deshalb renoviert und 
mit einem Teppichbelag versehen wer­
den. Bei einer Baubegehung forderten 
aber die amtlichen Sicherheitsexperten 
als vorbeugenden Brandschutz eine feu­
erfeste Verschäumung des Hohlraumes 
unter dem Fußboden. Dort sind diverse 
elektrische Versorgungskabel für Laut­
sprecheranlagen, Telefone usw. verlegt, 
die das Brandrisiko erheblich steigern. 
Die Kosten für die Verschäumung wur­
den auf rund 500000 Mark geschätzt. 

Brandschutzexperten dagegen schlugen 
vor, den Hohlraum unter dem Holzfuß­
boden mit einem Pulsmeldesystem 
überwachen zu lassen. Das Pu lsmeIde­
system entsprach aufgrund seiner Lei­
stungsmerkmale genau den hier gestell­
ten sicherheitstechnischen Anforderun­
gen und kostete dabei nur den zehnten 
Teil der Verschäumung. 

Insgesamt wurden 82 Pulsmelder im 
Hohlfußboden des Plenarsaals installiert. 
Sie sind an beweglichen Winkeln mon­
tiert, damit sie für Wartungsarbeiten 
mühelos hochgeklappt werden können. 

Bei Pulsmeldesystemen übernehmen 
Mikroprozessoren in der Meldezentrale 
die gesamte Anlagensteuerung. Damit 
konnten auch im vorliegenden speziel­
len Einsatzfall die gestellten Sicherheits­
anforderungen gut erfüllt werden: z. B. 

die automatische Funktionsüberwa­
chung, keine Fehlalarme - Feuer wird 
von Störungen wie Verschmutzung, Er­
schütterungen und Defekte der Melder 
sicher unterschieden - sowie eine kon­
stante Ansprechempfindlichkeit der Mel­
der, erreicht durch die elektronische 
Nachregelung in der Zentrale. 

Foto: Siemens 

Vielseitige Rettungsschere 

Schnelle Hilfe bei Unfällen bringt die 
Rettungsschere, wenn Auto-Insassen 
hilflos im Fahrzeug eingeschlossen sind. 

Die etwa 400 Gramm schwere Schere 
ist aus Spezialstahl gefertigt und kann 
auf mehrfache Weise als "Erste Hilfe " 
genutzt werden: Dank eines Sicher­
heitshandgriffes und eines Hammerkop­
fes eignet sie sich zum raschen Ein­
schlagen der Autofenster, um an den 
Verletzten heranzukommen. Außerdem 
kann man mit ihr den Sicherheitsgurt 
problemlos durchtrennen oder die Klei­
dung von Verletzten aufschneiden. 
Durch eine Spezialhalterung kann die 
Rettungsschere einfach und sicher in 
jedem Fahrzeug griffbereit befestigt 
werden. 

Foto : GLOBUSpress 
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Notstromversorgung Postkarten· Sets "Feuerwehr" 
mit Batterien 

A. Scholz Verlag, 3003 Rannenberg 6 
Tagungsband vom 3. Technischen Die neu vorgestellten Postkarten-Sets 
Symposium in München sprechen durch Ihre interessante Motiv-
DVE-Verlag GmbH, 1000 Berlln 12 wahl und die farbl iche Wiedergabe die 

Hauptthemen des 3. Technischen Sym-
Sammler an. Im einzelnen werden mit 

Neue Bücher posiums "Notstromversorgung mit Bat-
vier Sets zu le acht Postkarten die Be-

terien" waren die speziellen Weiterent- reiche .. Unlmog". "Borgward" , .. VW Typ 

wicklungen auf dem Gebiet der stationä-
2" und" FLF " dargestellt, eine Sonder-

ren Bleibatterien und ihre wartungsfreien 
serie zu sechs Karten befaßt sich mit 

Ausführungen . 
der Berliner Feuerwehr. 

Andere Themen konzentrierten sich auf 
die Möglichkeiten des Spitzenlastaus- Fürio! 

Überleben in Natur und gleichs mit Bleibatterien im Verteilernetz 

Umwelt und In Industriebetrieben. Erfahrungen Von Fritz Herd 
mit der elektronischen Batterieüberwa- Nebelspalter-Verlag, 

Praktische Erfahrungen, Lehrh inwei- chung und moderne Lade- und Wand-
se, Improvisationsmöglichkeiten und lertechnik sowie über Erfolge und Pro-

CH-9400 Rorschach 

Kniffe für kr itische Situationen und bleme bei der Normung im nationalen Das neue Taschenbuch enthalt. was im-

lebensbedrohende Notlagen und Internalionalen Bereich mer sich an Komischem oder Merkwür-

Bearbeitet von Heinz Va tz 
dlgem über und um Brandfalle sammeln 
ließ. Witze, Witziges und KUrioses um 

3. überarbeitete und wesentlich er- den Roten Hahn und die Brandbekämp-
welterte Auflage 

Münster, 10. Oktober 1943 
fung sind hier zur Erbauung und Erhei-

Walhalla und Praetoria Verlag, terung ausgebreitet. 

8400 Regensburg Von lan Hawklns 

Die von einem erfahrenen Offizier als Verlag Aschendorff, 4400 Münster Unter der Wolke des Todes 
handliches Taschenbuch zusammenge-

In diesem Buch schildern Augenzeugen leben . .. 
stellte .. Überlebensfibel " , ursprünglich 
vorwiegend für den militärischen Bereich 

den 1 O. Oktober 1943. den Tag, an dem 
Grabe/Hollmann/Mtynek/Radtke Münsters Altstadt unterging und fast 700 

gedacht. bietet sich von Grund auf über-
Menschen den Tod fanden. Zu Wort Ernst Kabel Verlag GmbH, 

arbeitet zugleich als Standardwerk für 
kommen amerikanische und deutsche 2000 Hamburg 36 

Freunde von Abenteuerreisen , Bergwan-
derer, Pfadfinder, Jäger und Waidiaufer 

Piloten und vor allem Münsteraner. Auf der Zielliste der alli ierten Bomber-

sowie solche Menschen an, die auch im Sie schildern den Start und Flug der flotten stand Hannover ganz obenan. 

Zeitalter der Technik an der Kunst zu Bombenflugzeuge. die Abwehrbemü- Und im zweiten Halbjahr 1943 wurden 

ImprOVIsieren ihre Freude haben. Dane- hungen. den Absturz zahlreicher Flug- große Teile der Stadt dem Erdboden 

ben steht die ernste Erkenntnis. daß ge- zeuge und das Erleben der Menschen gleichgemacht. Hunderttausende verlo-

rade in einer hochtechnIsIerten Welt das im Bombenhagel. Aus der Vielzahl von ren ihr Obdach , tausende starben im 

Wissen um Aushilfen. das Anwenden Einzelbeobachtungen entstand ein doku- Feuersturm. 

einfacher Mittel und Verfahren und die mentarischer Bericht von umfassender Die vier Autoren haben Text- und Bild-
stete Bereitschaft. im Notfall schnell und Deutlichkeit. material zusammengetragen, dessen 
richtig zu handeln. das Leben retten Aussagekraft erschütternd und dessen 

kann. Dichte einmalig sind. Das Buch enthält 

Das kleine Nachschlagewerk für Krisen-
weitgehend Materialien. die bisher un-

situationen behandelt in 15 Abschnitten Alternative Hausapotheke veröffentlicht waren . 

u. a. erste Uberlebensmaßnahmen. Ori-
entierung im Gelände. Grundlagen der Von Dr. med. Ulf Böhmig 

Gesundheitsfahrplan 
Marschplanung und Grundregeln für den Verlag ORAC, Wien 
Marsch. Sie klärt über Spuren , Fährten , 

Der Verfasser. ein erfolgreicher Arzt. der Von Dr. med. Norbert Ebner 
Markierungen und Notzeichen, Erschei-
nungen des Wetters und Feuermachen 

sich ausschließlich natur heil kund lichen Verlag ORAC, Wien 

auf ; geschildert werden Wassersuche 
Praktiken widmet. beschreibt in seinem Das Buch ist ein Ratgeber für alle, die 

und -aufbereitung Im Gelande, die Be-
neu esten Buch auf einfache und leicht um eine Verbesserung ihrer Gesundheit 

schaffung von Verpflegung , Behelfsgerä-
nachvollziehbare Welse Alternativen zu bemüht sind . In einfachen Worten wer-

te und Notbekleidung, Notunterschlupf den chemisch-synthetischen Medika- den praktische Hinweise dafür gegeben, 

und -unterkunft, das Uberwlnden von 
menten. welche Faktoren fur das Entstehen von 

Gewässern, Sumpfen und gebirg igem Vorwiegend aus Pflanzen wird eine - verschiedenen Krankheiten verantwort-

Gelände, schließlich bilden die Voraus- oft auf homöopathische Dosierung redu- lich sind und welche Regeln anzuwen-

setzung für das Überleben Erste Hilfe, zierte - Hausapotheke zusammenge- den sind, um das Risiko zu vermindern. 

das Wissen um die wIcht igsten Heil- stellt. Es wurden dabei nur milde Mittel Der Verfasser offeriert einen einfachen 
pflanzen und Ihre Anwendung sowie mit möglichst großer Bandbreite ausge- und einleuchtenden "Fahrplan" zur Vor-
richtiges Verhalten unter außergewöhnli- wählt. Ergänzt wird das Nachschlage- sorge gegen Herz-Kreislauf-Erkrankun-
chen Bedingungen und Situationen. werk durch Rezepte für die Herstellung gen, die häufigsten Krebsarten und die 

W. Such von Badezusätzen und Gurgelmitteln. verbreiteten Magen-Darm-Krankheiten. 
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Günter Lämmel 

Das 
Minimagazin 

Zum KatS-Aße-Zug gehbren zwei AC-ErkKW. Sie 
bilden mit Ihrer Besatzung und der Fachdlenstausslat­
lung die Erkundungsgruppe. 

Perlonelle Besetzung 

1 GruppenluhrerlTruppfuhrer 
2 ABC-Hetler 
1 Kraftfahrer/Sprechfunker 

Aufgabenbereich des AC-ErkKW 

Der AC-ErkKWwlfd lur die ABC-Erkundung und 
allgemeine Erkundungsaufgaben emgesetzt. 
Aufgaben Im einzelnen: 
- mißt, spurt und meldet radioaktive. biologische und 

chemische Kontamination und mmmt Proben 
- kennzeichnet und uberwacht kontaminierte 

Gebiete 

Fachdienstausstattung des AC-ErkKW 

- Sprechfunkgeratesatz, Vlelkanat 
- Slrahlungsmeßgerate 
- DOSIS messer mit emstellbare' Warnschweile 
- Rechenschieber 
- Spur- und Markierungsausstattung 
- Streubuchsen gelullt mit Spurpulver 
- ABC-Meldeformulare 
- Doppelfernrohr und Marschkompaß 
- Handscheinwerfer 
- Kfz-Zubehor und Kfz-Bordausstattung 

Technische Daten des Kfz 

Beschafft wurden 
a) Typ VW 181 
b) Typ VW Kombi 

zu. 

zul Ges-Gew 1340 kg 
Motorleistung 35 kW, Otto, 1,61, 4-Gang-Gelr1ebe 
länge 3780, Breite 1 640, Hohe I 620 mm 
4 Sitzplatze, Zusatzheizung, Aundum-Kennleuchte 
blau mit akustischer Warnemrlchtung 

zu b 

zu!. Ges,-Gew. 2360 kg 
MOlorlelstung 51 kW, 0110, 2,0 I, 4-Gang-Getriebe 
Länge 4570, Breite: 1845, Hohe: 1965 mm 
8 Sitzplätze, Zusatzheizung, auf dem Dach ist ein 
R undu mkennhcht mit T on-Scha1tetnhell angebracht. 
das Fahrzeug Ist beidseitig mit einer Schlebetur aus­
gestattet 

Die Einsatzfahrzeuge 
des Katastrophenschutzes 
(Bundesausstattung) 

Der AC-Erkundungskraftwagen (AC-ErkKW) 

Allt-lug 

Unten l inks: Fachdienstausstat­
tung im Typ VW 181. 

Unten rechts : Einbau des Sprech­
funkgerätes FuG 8b-1 mit Schalt­
einheit für die ATK Im VW-Kombl. 



Post vertr i ebs stuck - Gebühr bezahlt 
Vertrieb : A. Bernecker. 
Postfach 140. 3508 Melsungen 
Vertriebskennzahl G 2766 E 

Fast achtmal um die Erde 

• • 

Er hat sich bewährt. der Mehrzweck-Conlainer-Lastzug des 
Malteser-Hllfsdlensles Köln. Rund 300000 Kilometer zeigt 
inzwischen der Tachometer, wobei die vielen LebensmIttel­
transporte nach Polen den Kilometerstand hochgetrieben 
haben 

Seit 1981 setzt der MHD Köln den Container-Lastzug ein. Er 
wurde aufgrund vielfältiger Erfahrungen bel Katastrophen­
einsatzen und Großveranslaltungen entwickelt. Das Mehr­
zweckfahrzeug beslehl aus einem Lastkraftwagen. einem 
Anhänger und vier Conlainern . Zwei Conlalner sind mobile 
Toilettenanlagen für Behinderte. zwei weitere Container, die 
der Lastzug alternativ befördern kann. dienen dem Trans­
port von Hilfsgütern in Katastrophenfällen sowie als Unter­
künfte für die Helfer bel Einsätzen. 

Der Einsatzwert des Fahrzeugs soll nun erhöht werden. In 
de r Planung ist ein zusälzlicher Container, der als "Mobile 
Erste-Hilfe-Station " bei größeren Schadensereignissen 
eingesetzt werden soll. Es ist vorgesehen, die Station mit 
zwei FeldoperationstIschen und dem dazugehÖrigen medi­
zinischen Gerat auszustatten, um unmittelbar am Einsatzort 
Sofortmaßnahmen durchführen zu können. 


